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1  Schwerpunkte nach meinem Amtsverständnis

1.1  Das Selbstverständnis des Soldaten

Für das Selbstverständnis des Soldaten in einem demo-
kratischen Rechtsstaat ist unverzichtbar, daß er sich stets
der Bedeutung seines Handelns und der Verantwortung
für sein Handeln bewußt ist. Dies ist ein wesentliches
Ziel der Inneren Führung. Ihre Grundlage ist das Men-
schenbild des Grundgesetzes. Der einzelne soll auch
innerhalb einer unverzichtbaren Struktur von Befehl und
Gehorsam die Grundwerte erfahren und selbst nach den
Grundwerten handeln, die er verteidigen soll oder für die
er in den Einsatz geht – Menschenwürde, Recht und
Freiheit. Der Soldat muß wissen, verstehen und akzeptie-
ren, wofür er dient.

Dabei gilt es, auch einen Ausgleich zu finden zwischen
dem Soldaten als Individuum und seiner notwendigen
Einordnung in die militärische Gemeinschaft. Eigenver-
antwortung und Zivilcourage dürfen ihm nicht genom-
men werden. Hierzu steht nicht im Widerspruch, daß der
Einsatz des Soldaten eine konsequente und gegebenen-
falls auch harte Ausbildung verlangt.

Ethische Maßstäbe, historisch-politische Bildung, profes-
sionelle Ausbildung und zeitgemäße Menschenführung
sind die vier prägenden Merkmale des Staatsbürgers in
Uniform. Soldatische Tugenden wie Tapferkeit, Einsatz-
bereitschaft, Kameradschaft, Zuverlässigkeit müssen
sich an den Werten unseres Grundgesetzes orientieren.

Die neuen Aufgaben der Bundeswehr im Rahmen der
internationalen Friedenssicherung sind wegen ihrer Ziel-
richtung und wegen ihrer Einsatznähe nicht ohne Aus-
wirkungen auf das Selbstverständnis des Soldaten. Zu
ihrer Erfüllung sind spezielle militärische Ausbildung
und körperliche Leistungsfähigkeit Voraussetzung. Die
sittliche und geistige Grundorientierung des Dienstes als
Soldat muß jedoch unverändert bleiben.

1.2  Ausbildung und Erziehung

Ausbildung und Erziehung des Soldaten müssen sich an
dem Leitbild des Staatsbürgers in Uniform ausrichten.

Ich beobachte daher zum Beispiel mit Sorge, wenn aus-
gerechnet in Grundausbildungseinheiten des Heeres sehr
junge und oft zu unerfahrene Unteroffiziere ohne Port-
epee eine Gruppe führen. Auch bei Vorliegen der gefor-
derten abgeschlossenen Berufsausbildung fehlt diesen
jungen Männern in der Regel eine durch Lebenserfah-
rung gewonnene charakterliche Ausprägung. Sicherlich
haben Themen der Inneren Führung einen hohen Anteil
an den Lehrplänen der Heeresunteroffizierschulen. Den-
noch ist es schwer, diese jungen Ausbilder im alltägli-
chen Dienst über das Militärfachliche hinaus für Fragen
der Menschenführung, der politisch-historischen Bildung
und der Ethik zu interessieren. Die Rekruten werden
jedoch von den Erlebnissen und Erfahrungen während

ihrer Grundausbildung entscheidend geprägt. Ich halte
hier den Einsatz von Portepeeunteroffizieren als Grup-
penführer für zwingend erforderlich. Hinzu kommen
muß eine konsequente, auch unterstützende Dienstauf-
sicht durch Vorgesetzte.

1.3  Belastung der Soldaten
Einschneidende strukturelle Veränderungen in den
Streitkräften und gleichzeitig neue Aufträge an die Bun-
deswehr führen zu einer erheblichen Mehrbelastung
vieler Soldaten. Ich höre vermehrt, daß Soldaten an die
Grenzen ihrer psychischen und physischen Möglichkei-
ten stoßen. Andauernde Überbelastungen beeinträchtigen
die Motivation, führen zu Erkrankungen, familiären
Problemen, mitunter auch zu Alkoholmißbrauch.
Der Auslandseinsatz ist gegenüber dem Dienst am Hei-
matstandort in den dienstlichen Anforderungen und in
den Rahmenbedingungen anstrengender und gefähr-
licher. Verwundung, Tod, Gefangenschaft können den
Soldaten unvermittelt begegnen. Sie leben bei einfach-
ster Infrastruktur auf engem Raum zusammen, ohne die
Möglichkeit, einmal „hinter sich die Tür zuzumachen“.
Das Getrenntsein von den nächsten Angehörigen, die
Sorge, was zu Hause mit der Familie geschieht, bestim-
men Gefühle und Gedanken. Ich begrüße alle Bemü-
hungen, die Soldaten hierbei durch psychologische Be-
treuung zu stützen. Hervorzuheben sind die Hilfen, die
das Zentrum Innere Führung durch Arbeitspapiere, ins-
besondere aber durch Seminare erbringt, die der oft
schwierigen Nachbereitung des Einsatzes dienen.
Aber auch die Soldaten im Inland stehen teilweise vor
einer deutlich erhöhten Auftragsfülle.
So müssen sie neben den eigenen Aufgaben, insbeson-
dere einer fordernden Ausbildung, zusätzlich die Auf-
gaben ihrer im Ausland eingesetzten Kameraden wahr-
nehmen.
Mehrbelastungen sind mir auch aus Stäben bi- und mul-
tinationaler Verbände berichtet worden. Hier sind unter-
schiedliche Ansichten über Führung, Umgang und Vor-
gehensweisen in Einklang zu bringen sowie Sprach-
und Verständnisprobleme zu überwinden. Eine entspre-
chende Personalverstärkung ist jedoch nicht erfolgt.

Strukturelle Veränderungen der Vergangenheit hatten die
Soldaten erheblich beunruhigt. Dem Aufbau der Streit-
kräfte in den neuen Bundesländern, verbunden mit einer
vorübergehenden Vergrößerung der Bundeswehr, folgte
eine Umfangsreduzierung, einhergehend mit Wegfall von
Dienstposten, Standortauflösungen und -verlegungen.
Funktionspersonal wurde eingespart, Kommando- bzw.
Zuständigkeitsbereiche wurden größer. Konzentrierung
von Aufgaben wie etwa bei den Rechnungsführern und
Schirrmeistern oder Wege zur nächstgelegenen Beklei-
dungskammer von beispielsweise 100 Straßenkilometern
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belasten den Dienst der Soldaten. Sie engen die Hand-
lungsfreiheit der Kompaniechefs ein und erschweren
ihnen die notwendige Präsenz bei ihren Soldaten.

Während sich Aufträge und Mängel häufen, erschweren
fehlende Finanzmittel, hoher Verwaltungsaufwand und
vielfältige Zuständigkeiten eine Abhilfe. Die Auftrags-
lage und die Mittel zur Erfüllung der Aufträge werden
nicht zur Deckung gebracht. Dienstältere Soldaten ver-
weisen darauf, daß in Zeiten einer größeren Bundeswehr
vieles besser funktioniert habe.

1.4  Zivilcourage

Der Neuaufbau der Bundeswehr stand unter der Vor-
gabe, eine funktionsfähige Armee im Rahmen der Maß-
stäbe des Grundgesetzes zu schaffen. Die für Streitkräfte
unverzichtbare hierarchische Ordnung und das System
von Befehl und Gehorsam waren in ein ausgewogenes
Verhältnis mit den Grundsätzen von Freiheit und Men-
schenwürde zu bringen. Aus der Menschenwürde jedes
einzelnen Soldaten folgt, daß seine hinterfragende oder
abweichende Meinung bei Entscheidungsprozessen
berücksichtigt wird. Auch im militärischen Leben soll
Zivilcourage ihren Platz und Wert haben. Die Funktions-
fähigkeit der Streitkräfte darf dadurch jedoch nicht
beeinträchtigt werden.

Das Thema „Sprachlosigkeit“ begegnet mir zu häufig.
Informationsfluß und Aufmerksamkeit für die Probleme
der Soldaten lassen oft zu wünschen übrig. Es ist be-
denklich, wenn selbst über Kleinigkeiten nicht gespro-
chen wird, weil dienstliche Nachteile befürchtet werden.

Soldaten, die eigene Vorstellungen entwickeln, mögen
unbequem sein. Ein widerspruchsloses Hinnehmen von
Mißständen entspricht jedoch nicht dem Bild vom mit-
denkenden Soldaten und schadet letztlich der Bundes-
wehr. Ein Vorgesetzter, dem gegenüber niemals Fragen,
Kritik und Alternativvorschläge geäußert werden, kann
weder die tatsächliche Lage einschätzen noch realitäts-
bezogene Entscheidungen treffen.

Angesichts der Belastungen unserer Soldaten höre ich
vermehrt und mit Sorge, daß das Nichterreichen eines
Ziels als Versagen angesehen wird. Soldaten berichten
mir, sie hätten trotz Vorliegens objektiver Gründe Angst
einzuräumen, daß sie einen Auftrag nicht schaffen wür-
den. Die Bundeswehr tut sich keinen Gefallen, wenn
Vorgesetzten nicht furchtlos vorgetragen werden kann,
wo und aus welchen Gründen ein Auftrag nicht oder
nicht mehr realisierbar erscheint.

Ein Mittel zur Förderung von Einsatzwillen und
Zivilcourage ist das Lob gegenüber unterstellten Solda-
ten. Pflichterfüllung ist zwar eine Selbstverständlichkeit.
Dies soll aber keinen Vorgesetzten daran hindern, eine
gute Leistung zu erkennen und sie anzuerkennen.

1.5  Politische Bildung

Politische Bildung ist unabdingbarer Bestandteil der Men-
schenführung. Sie zu erteilen, ist gesetzliche Pflicht. Nach
§ 33 Soldatengesetz erhalten die Soldaten staatsbürger-

lichen und völkerrechtlichen Unterricht. Sie „sind über
ihre staatsbürgerlichen und völkerrechtlichen Pflichten
und Rechte im Frieden und im Kriege zu unterrichten“.

Gleichwohl räumen immer noch zu viele Vorgesetzte der
politischen Bildung unter Hinweis auf zeitliche Bela-
stung und personelle Engpässe einen zu geringen Stel-
lenwert ein. Der Soldat der Bundeswehr als Staatsbürger
in Uniform soll sich jedoch von dem Befehlsempfänger
unterscheiden, der gedankenlos und ohne eigene Be-
wertung allem folgt, was ihm vorgegeben wird.

Wert und Bedeutung der politischen Bildung sind in der
letzten Zeit in zweifacher Weise besonders offenkundig
geworden.

Mit den neuen Aufgaben der Bundeswehr ist die Not-
wendigkeit verbunden, die Soldaten aller Dienstgrad-
gruppen über die Ziele und den Sinn ihres Einsatzes im
Ausland umfassend zu unterrichten. Dies gilt um so
mehr, wenn der Erfolg seines Einsatzes für den einzelnen
Soldaten an seinem jeweiligen Einsatzort nicht immer
erkennbar ist.

Rechtsextremistische Vorfälle in der Bundeswehr stehen
in engem Zusammenhang mit erheblichen Wissenslük-
ken der betroffenen Soldaten über politisch-historische
Zusammenhänge. Dabei kann die Bundeswehr nicht
alles nachholen, was bei den jungen Menschen im
Elternhaus und in der Schule an Wissensvermittlung
versäumt worden ist. Dies ist auch nicht ihre Aufgabe.

1.6  Tradition

Der Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages
hat sich am 14. Januar 1998 als 1. Untersuchungsaus-
schuß nach Artikel 45a Abs. 2 Grundgesetz konstituiert
und sich unter anderem mit der Traditionspflege in der
Bundeswehr befaßt. Seine Überprüfung hat zu einer
ausgewogenen Betrachtung dieses auch in der Öffent-
lichkeit diskutierten Problembereichs beigetragen.

Aufgrund der geführten Debatten ist die Sensibilität für
Fragen der Tradition in der Truppe gestiegen. Heute wird
in der Bundeswehr nach meinen Beobachtungen be-
wußter als zuvor mit Inhalt und Form der Vergangen-
heitsdarstellung umgegangen. Ich begrüße dies auch
deswegen, weil ich zuvor viel Unsicherheit gerade auch
bei nachdenklichen Soldaten angetroffen hatte.

Meiner im Jahresbericht 1997 gegebenen Anregung
folgend ist der Traditionserlaß vom 20. September 1982
im Berichtsjahr als Anlage in die ZDv 10/1 „Innere Füh-
rung“ aufgenommen worden. Hinsichtlich der Gestal-
tung von Traditionsräumen und anderer Formen der
Traditionsdarstellung in Liegenschaften der Bundeswehr
wird die ZDv 10/1 überarbeitet.

1.7  Kleine Mängel, großer Ärger

Bei meinen Truppenbesuchen höre ich vielfach, es sei
die Summierung vieler kleiner, scheinbar aber nicht
abstellbarer Mängel, die zu Verärgerung und Motiva-
tionsverlusten bei den Soldaten führe.
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Fehlendes Kleinmaterial erschwert den Dienst. An einer
Stelle fehlen Balkenkreuze für die Zielausbildung, an-
derenorts sind Manöverpatronengeräte, Handschuhe,
Barette, Schulterklappen, Kälteschutzunterwäsche nicht
vorhanden. Grundwehrdienstleistende berichteten mir,
daß in ihrer Kompanie bislang nicht allen Rekruten die
Truppenausweise ausgehändigt worden seien. An der
Wache werde man dafür bereits gerügt, daß man sich
noch immer durch den mittlerweile unansehnlich gewor-
denen Einberufungsbescheid ausweise.

Immer wieder weisen Soldaten darauf hin, sie würden
fehlendes Büromaterial wie Bleistifte, Radiergummis
usw. lieber auf eigene Kosten beschaffen, bevor sie um
die dienstliche Lieferung ringen müßten. Bemerkenswert
ist die Äußerung eines Vorgesetzten aus einem inte-
grierten Verband, mit der Beschaffung von Büromaterial
hätten sie kein Problem, weil hierzu für einen multina-
tionalen Verband Geld genug zur Verfügung stehe.

Beklagt wird das zum Teil monatelange Warten auf die
Abrechnung von Nebengebührnissen, weil die Rechnungs-
führer überlastet sind und es für sie immer noch keine voll-
ständige Ausstattung mit Personalcomputern gibt.

Kopfschüttelnd weisen die Soldaten darauf hin, nach zeit-
raubender technischer Instandsetzung ihrer Kraftfahrzeuge
drohe nun deren Stillegung, weil die Reifen bei geringer
Laufleistung das Höchstalter überschritten hätten. Das
undurchschaubare technische Reglement führe zum sicher-
sten aller Zustände: zum Stillstand des Kraftfahrzeugs.

Ich kann nachvollziehen, wenn die Soldaten auf derar-
tige Umstände mit Verständnislosigkeit und nachlassen-
der Dienstfreude reagieren.

1.8  Bürokratie in der Bundeswehr

Soldaten beklagen häufig, daß sie mit einer wahren
Papierflut konfrontiert würden und eine fortschrei-
tende Bürokratisierung die Erledigung vieler Auf-
gaben erschwere. Bei einem Truppenbesuch wurde
mir berichtet, die Soldaten müßten mittlerweile selbst
den Papierverbrauch schriftlich melden. Papierflut
entsteht nach den Ausführungen eines Inspekteurs
überwiegend in der mittleren Hierarchieebene. Die
Truppe jedenfalls fühlt sich durch diese Art von Büro-
kratie, unabhängig davon, wie sie entsteht und wer sie
verursacht, übermäßig in Anspruch genommen und an
der Erfüllung des eigentlichen Auftrags gehindert.
Hier ist gegebenenfalls durchgreifende Dienstaufsicht
geboten.

Es ist ein weithin anzutreffendes Phänomen, daß mög-
lichst alle Sachverhalte des täglichen Lebens normiert
werden. Hinzu kommt eine zunehmende „Absiche-
rungsmentalität“, die nicht selten mit einer Verkennung
der Selbständigkeit sowie der Einsichts- und Leistungs-
fähigkeit unterstellter Soldaten einhergeht. Wer bei Feh-
lern Untergebene grundsätzlich verantwortlich macht,
beeinträchtigt auf Dauer Klima und Arbeitserfolg des
nachgeordneten Bereiches.

Ein geordnetes rechtsstaatliches Verfahren gebietet aber
auch, daß bestimmte verwaltungsmäßige Abläufe einge-
halten werden. Hier ist das Bemühen des Dienstherrn
hervorzuheben, beispielsweise im Personal- und Fürsor-
gewesen mit einer verbesserten Beratung den Soldaten
über solche als „bürokratische Klippen“ empfundene
Schwierigkeiten hinwegzuhelfen.

2  Das Berichtsjahr 1998

Zu Beginn des Jahres 1998 stand die Bundeswehr noch
sehr unter dem Eindruck der im Vorjahr bekannt gewor-
denen Vorfälle mit tatsächlich oder möglicherweise
rechtsextremistischem Hintergrund. Die politische und
militärische Führung der Streitkräfte ist der Kritik in
Medien und Öffentlichkeit wie auch der Verunsicherung
in der Truppe durch konsequente Ahndung geschehener
Verfehlungen, eine Intensivierung der Dienstaufsicht und
gezielte Aufklärungsmaßnahmen entgegengetreten. Der
Umstand, daß die Zahl einschlägiger „Besonderer Vor-
kommnisse“ im Berichtsjahr nicht abgenommen hat, ist
auch auf die Sensibilisierung und eine damit einherge-
hende größere Meldebereitschaft der Soldaten zurückzu-
führen. In dieser Entwicklung sehe ich einen Ausweis für
die Wirksamkeit der eingeleiteten Abwehrmaßnahmen.

Als ein besonders gelungenes Beispiel für eine die Sol-
daten ansprechende Form von politischer Bildung emp-
fand ich die Wanderausstellung „Demokratie ist verletz-
lich“, die innerhalb eines Jahres in knapp 30 Standorten
aller Wehrbereiche zu sehen war. Bei angemessener
Vor- und Nachbereitung ist diese Ausstellung ein geeig-

netes Mittel gewesen, die menschenverachtende Geistes-
haltung von Rechtsextremisten vor Augen zu führen.

Hervorheben möchte ich in diesem Zusammenhang die
Arbeit des Verteidigungsausschusses des Deutschen
Bundestages als Untersuchungsausschuß gemäß Arti-
kel 45a Abs. 2 Grundgesetz, der sich im ersten Halbjahr
1998 eingehend mit den Hintergründen einzelner Vor-
fälle sowie Fragen der geistigen Orientierung, der poli-
tischen Bildung und der Traditionspflege in der Bun-
deswehr befaßt hat. Die Tatsache einer breit angelegten
parlamentarischen Untersuchung und das Ergebnis dieser
Untersuchung haben zu einer erfreulichen Versach-
lichung der öffentlichen Auseinandersetzung beigetra-
gen. Im Vorfeld vereinzelt geäußerte Befürchtungen, in
der Bundeswehr hätten sich rechtsextremistische Struk-
turen herausgebildet, bestätigten sich nicht.

Mit der Unterzeichnung des Übereinkommens zur Auf-
stellung des Multinationalen Korps Nordost durch den
dänischen, den polnischen und den deutschen Verteidi-
gungsminister in Stettin am 5. September 1998 ist die
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Gründung eines weiteren integrierten militärischen
Großverbands eingeleitet worden. Der Korpsstab wird in
Stettin aufgestellt werden. Ich sehe darin neben der
Ermöglichung einer intensiveren militärischen Zusam-
menarbeit im Rahmen einer erweiterten NATO einen
beachtlichen Beitrag zu einer Völkerverständigung.
Zwei Wochen zuvor hatten der polnische und der deut-
sche Verteidigungsminister gemeinsam einem Gelöbnis
polnischer Rekruten in Gubin und einem Gelöbnis deut-
scher Rekruten in Guben, die am selben Tag stattfanden,
beigewohnt. Dies ist ein gelungener Auftakt für eine
zukünftige vertrauensvolle Zusammenarbeit.

Vielfältige Ausbildungs-, Übungs- und Einsatzanforde-
rungen wurden im Berichtsjahr an die Truppe gestellt.
Von den erheblichen Belastungen, aber auch von der
beeindruckenden Motivation und dem Zusammenhalt
der deutschen Soldaten im Rahmen der SFOR-
Friedensmission konnte ich mich anläßlich meines Be-
suchs beim 5. Kontingent GECONSFOR überzeugen.
Erwähnen möchte ich an dieser Stelle auch die wertvolle
Arbeit des 100 Mann starken Verbands, der in Bosnien-
Herzegowina Wiederaufbauprojekte im Rahmen der
„Zivil-militärischen Zusammenarbeit“ (CIMIC) betreut.

Die Bundeswehr war auch zur Stelle, wenn im In- und
Ausland humanitäre Hilfeleistung benötigt wurde. So
halfen ca. 120 Soldaten mit umfangreichem Bergungs-
und Rettungsgerät nach dem furchtbaren Eisenbahnun-
glück von Eschede. Im Sudan waren zwei „Trans-
all“-Transportmaschinen zwei Monate unter schwierigen
Rahmenbedingungen im Einsatz. Sie transportierten für
das Welternährungsprogramm der Vereinten Nationen
Hilfsgüter in den Süden des Landes, wo ein langjähriger
Bürgerkrieg eine Hungerkatastrophe heraufbeschworen
hatte.

Bis zum Ende des Berichtsjahres mußte für eine weitere
Auslandsverwendung Einsatzbereitschaft hergestellt wer-
den. Insgesamt ca. 600 Soldaten der Bundeswehr wurden
in Tetovo/Mazedonien stationiert, wo sie sich im Rah-
men der NATO an der Luftüberwachung in der südserbi-
schen Provinz Kosovo und an einer Notfallschutztruppe
für die OSZE-Beobachtermission beteiligen.

Im zurückliegenden Jahr habe ich zahlreiche, mit wenigen
Ausnahmen unangemeldete Truppenbesuche bei allen
Teilstreitkräften und in allen Wehrbereichen unternom-
men. Ein Schwerpunkt meiner Inspektionstätigkeit galt
den Schulen der Bundeswehr. Ich messe der Qualität der
Unterführer- und Führerausbildung für die Wahrung der
Grundsätze der Inneren Führung in der Truppe höchste
Bedeutung bei. Besonderen Wert lege ich auf ein ausge-
wogenes Verhältnis von militärisch-fachlicher Schulung,
Befähigung zur Menschenführung und Steigerung der
körperlichen Leistungsfähigkeit einerseits sowie anderer-
seits einer ausgeprägten ethischen und politischen Bildung
der zukünftigen Vorgesetzten. Eine breitgefächerte Aus-
bildung soll sie befähigen, den ihnen anvertrauten Solda-
ten ein wirkliches Vorbild zu sein.

Im Berichtsjahr konnte das 25jährige Bestehen der Uni-
versitäten der Bundeswehr Hamburg und München ge-
feiert werden. Strengeren Anforderungen an die Diszi-
plin und Leistungsbereitschaft der Studenten stehen
besonders günstige Studienbedingungen und eine kon-
krete Berufsperspektive gegenüber. Die Erfolgsquote der
beiden Universitäten spricht für sich: Zwei von drei
Studenten schließen ihr Studium bei einer durchschnitt-
lichen Regelstudienzeit von nur 39 Monaten erfolgreich
ab. Dieses akademische Ausbildungsangebot leistet
einen wertvollen Beitrag für die Integration der Bundes-
wehr in die Gesellschaft.

In meiner Eigenschaft als Schirmherrin der Soldaten-
tumorhilfe freue ich mich ganz besonders, daß im Juni
des letzten Jahres nach Koblenz, Hamburg und Ulm die
Soldatentumor- und Unfallhilfe Berlin-Leipzig gegrün-
det werden konnte. Im Interesse der betreuten Patienten
und ihrer Angehörigen wünsche ich den Verantwort-
lichen eine erfolgreiche Arbeit. Ich werde mich weiter-
hin nach Kräften um eine Unterstützung der Soldaten-
tumorhilfe bemühen.

Mein gesetzlicher Aufgabenbereich umfaßt sowohl die
Ausübung der parlamentarischen Kontrolle über die
Bundeswehr als auch die Tätigkeit einer besonderen
Petitionsinstanz für die Soldaten. Bei der Eingabenbear-
beitung bemühe ich mich darum, daß berechtigten An-
liegen entsprochen wird. Allen geäußerten Wünschen
kann ich jedoch nicht nachkommen. So manchem Pe-
tenten muß ich nach Überprüfung seines Vorbringens
erläutern, daß seine Sichtweise eines Problems nicht
richtig ist. Ich betrachte es jedoch als einen Erfolg im
Sinne meiner Aufgabenstellung, wenn es mir gelingt, zu
einer Klärung beizutragen und verlorengegangenes Ver-
trauen wieder herzustellen.

Im Berichtsjahr haben mich über 6 000 Eingaben und
z. B. anläßlich von Truppenbesuchen aufgegriffene Ein-
zelvorgänge beschäftigt. Die Zusammenarbeit mit dem
Bundesministerium der Verteidigung sowie den ver-
schiedenen Kommando- und Verwaltungsebenen der
Bundeswehr war auch im Berichtsjahr wieder vertrauens-
voll und im wesentlichen problemlos.

1998 haben sich 66 Besuchergruppen mit insgesamt über
2 000 Personen, davon 8 ausländische Besuchergruppen
mit ca. 180 Personen, über meine Arbeit und Aufgaben
informiert. Weit über die Hälfte der Besucher waren
Soldaten. Die Zusammensetzung der Besuchergruppen
aus dem Ausland zeigt, daß das Interesse an der Institu-
tion eines parlamentarischen Kontrollorgans über die
Streitkräfte insbesondere in den jungen Demokratien
Ost- und Südosteuropas, der GUS-Staaten, aber auch in
Afrika und Lateinamerika ungebrochen ist.

Den Abgeordneten des Deutschen Bundestages und hier
speziell den Mitgliedern seines Verteidigungsausschus-
ses möchte ich für ihre Unterstützung und ihr Vertrauen
in meine Arbeit danken.
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3  Die Bundeswehr als Teil unserer demokratischen Gesellschaft

3.1  Entwicklung von Fremdenfeindlichkeit und
Rechtsextremismus in der Bundeswehr

3.1.1  Konstituierung des Verteidigungsausschusses
als Untersuchungsausschuß

Die im Jahr 1997 bekannt gewordenen und auch in
meinem letzten Jahresbericht dargestellten Fehlver-
haltensweisen von Soldaten im Zusammenhang mit
Rechtsextremismus und Gewaltanwendung waren für
den Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages
Anlaß, sich am 14. Januar 1998 als 1. Untersuchungs-
ausschuß nach Artikel 45a Abs. 2 Grundgesetz zu kon-
stituieren.

Die Untersuchungen erbrachten keine Anhaltspunkte für
„rechtsradikale Tendenzen“ oder „rechtsradikale Struk-
turen“ in den Streitkräften. Nach den Feststellungen des
Untersuchungsausschusses gibt es weder „braune Netz-
werke“ noch rechtsextremistische Unterwanderungen in
der Bundeswehr.

Der Untersuchungsausschuß ist zu der auch von mir
vertretenen Auffassung gelangt, daß das Bundesministe-
rium der Verteidigung frühzeitig alle Anstrengungen
unternommen hat, um erkannte Gewalttäter und Funk-
tionäre rechtsextremistischer Organisationen von den
Streitkräften fernzuhalten. Neben einer Intensivierung
der Dienstaufsicht wurden neue Akzente in der Ausbil-
dung und Erziehung der Soldaten gesetzt. So bildete das
Zentrum Innere Führung weit über 100 Offiziere aus, die
das Thema „Nationalismus, Extremismus, Fremden-
feindlichkeit und Gewalt“ flächendeckend an Vorge-
setzte ihres Bereichs weitervermitteln können.

3.1.2  Rechtsextremistische und fremdenfeindliche
Vorfälle in der Bundeswehr im Jahr 1998

Die Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses hat die
Bundeswehr vor falschen Verdächtigungen geschützt
und sie in ihrer Abwehrhaltung gegen rechtsextremisti-
sche und fremdenfeindliche Vorfälle gestärkt. Der Ab-
schluß der Arbeit des Untersuchungsausschusses bedeu-
tet jedoch keine Entwarnung. Weiterhin muß die Bun-
deswehr wachsam und konsequent gegen alle derartigen
Vorfälle angehen.

Aus der Truppe wurden im Berichtsjahr 1998 mehr als
320 entsprechende „Besondere Vorkommnisse“ gemel-
det, von denen ich derzeit etwa 200 als „akute Ver-
dachtsfälle“ bewerte. Die Differenz der Zahlen erklärt
sich daraus, daß in ca. 60 Fällen ein konkreter Nachweis
nicht möglich ist und in etwa 60 weiteren Fällen bisher
unbekannte Akteure etwa von Hakenkreuzschmierereien
oder der Verbreitung von Propagandamaterial nicht
eindeutig dem Kreis der Soldaten zugeordnet werden
können.

Bei den Verdachtsfällen handelt es sich überwiegend um
sogenannte „Propagandadelikte“ wie das Verwenden
rechtsextremistischer Grußformen und Parolen, das Fer-
tigen, der Besitz, das Anbringen, das Zeigen oder die
Weitergabe rechtsextremistischer Bilder oder Symbole,
fremdenfeindliche Äußerungen oder das Hören, das
Singen oder die Wiedergabe rechtsextremistischen Lied-
gutes. In acht Fällen kam es zu Körperverletzungen mit
fremdenfeindlichem Hintergrund.

Die Sensibilität der Vorgesetzten für die Behandlung
derartiger Vorgänge ist angestiegen. Dementsprechend
hatte seit Mitte 1997 die Meldebereitschaft der Vorge-
setzten und Kameraden zugenommen. Bei monatlicher
Betrachtung der Zahl der Verdachtsfälle ist ein tenden-
zieller Rückgang seit Mitte des Jahres 1998 zu verzeich-
nen.

Bei den Verdächtigen handelt es sich in etwa 85 %
der Fälle um grundwehrdienstleistende Soldaten. Die
Dienstgradgruppe der Mannschaften stellt einen Anteil
von 90 %. Daneben haben sich 20 Unteroffiziere und
vier Offiziere dem Verdacht ausgesetzt, rechtsextremisti-
sche Verhaltensweisen an den Tag gelegt zu haben.

Der Schnellbrief „Hilfen für Disziplinarvorgesetzte bei
extremistischen Verhaltensweisen/Auffälligkeiten von
GWDL/FWDL“ vom 16. Februar 1998 hat nach meinen
Beobachtungen den Verantwortlichen in den Streitkräf-
ten bewußt gemacht, daß sich eine generelle vorzeitige
Entlassung rechtsextremistisch gesinnter Grundwehr-
dienstleistender auf die Durchsetzung der Wehrpflicht
abträglich auswirken würde. Andererseits darf nicht
verkannt werden, daß der Umgang mit diesen Wehr-
dienstleistenden eine große Belastung für die Vorge-
setzten darstellt.

Die insbesondere im Jahr 1997 bekanntgewordenen
rechtsextremistischen und fremdenfeindlichen Vorgänge
unter Beteiligung von Soldaten und die öffentliche Dis-
kussion hierüber waren eine große Herausforderung und
Belastung für das innere Gefüge der Streitkräfte. Die
verstärkten Kontrollen haben nicht selten Unverständnis
bei den aktiv wie bei den passiv Betroffenen hervorgeru-
fen. Hier war und ist ein Balanceakt durchzuführen, bei
dem es gilt, auf der einen Seite schädliche Einflüsse
abzuwehren, auf der anderen Seite das unabdingbare
Vertrauen zwischen den Soldaten nicht zu beschädigen.

Ich bin zuversichtlich, daß die Verantwortlichen in der
Bundeswehr auf allen Ebenen durch angewandte Innere
Führung diesen Erfordernissen gerecht werden.

Es darf bei der Betrachtung nicht außer Acht bleiben,
daß Rechtsextremismus und damit einhergehende Ge-
waltbereitschaft ihre Wurzeln in der Gesellschaft haben
und von dort aus in die Bundeswehr hineinwirken. Der
in der Gesellschaft insgesamt zu verzeichnende Anstieg
der Gewaltbereitschaft im Zusammenhang mit extremi-
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stischer Motivation ist bei den Soldaten der Bundeswehr
dennoch nicht in der gleichen Weise aufgetreten.

3.2  Politische Bildung

Insbesondere bei jungen Soldaten ist die Unkenntnis
über politische und geschichtliche Zusammenhänge oft
erschreckend groß. Zudem muß ich immer wieder be-
achtliche Defizite in ihren Kenntnissen über die Werte
und Normen unserer freiheitlichen demokratischen
Grundordnung feststellen. Staatsbürgerliches Bewußt-
sein ist vielfach völlig unzureichend ausgeprägt.
Wenngleich sich das Bewußtsein der Vorgesetzten für
die Bedeutung der politischen Bildung insgesamt nach
meinen Beobachtungen gebessert hat, wird ihr Stellen-
wert in der Truppe teilweise immer noch zu gering ein-
geschätzt. Das Bild des Staatsbürgers in Uniform fordert
aber einen Soldaten, der die Aufgabe der Bundeswehr
insgesamt ebenso wie seine spezifischen eigenen Aufga-
ben als Soldat in politische Zusammenhänge einordnen
kann. Politische Bildung darf nicht in eine Zweitrangig-
keit fallen.
Trotz der eingetretenen qualitativen Verbesserungen bei
der Erteilung staatsbürgerlichen Unterrichts fehlt es
manchen Vorgesetzten nach meinem Eindruck an Sach-
kunde oder auch an pädagogischer Befähigung. Als
positive Erfahrung haben Soldaten mir gegenüber ge-
nannt, wenn die Kompanie in Kleingruppen Unter-
richtsinhalte erarbeitet. Hier werde der einzelne Soldat
stärker beteiligt. Der Erfolg politischer Bildung ist um so
größer, je eingehender die Methodik auf die zu unter-
richtenden Soldaten abgestellt wird. Eine gute Unterstüt-
zung für die Vorbereitung staatsbürgerlichen Unterrichts
leisten die vom Zentrum Innere Führung erarbeiteten
Ausbildungshilfen.
Für mich ist es bezeichnend, daß mir von einem jungen
Soldaten unter Beifall seiner Kameraden vorgetragen
wurde, sie seien im Rahmen des politischen Unterrichts
verpflichtet worden, Zeitungen zu lesen und auszuwer-
ten. Dieses führe dazu, daß sie in der nächsten Zukunft
wohl keine Zeitungen mehr in die Hand nehmen würden.
Hier wurde mangelndem politischen Interesse offen-
sichtlich mit unzweckmäßigen Mitteln begegnet.
Um so erfreulicher war für mich die Zustimmung von
Soldaten zu der Praxis, mit der ganzen Kompanie die
abends aufgenommenen Fernsehnachrichten am näch-
sten Morgen gemeinsam zu betrachten, zu besprechen
und hieraus ein Schwerpunktthema zu diskutieren. Die
Soldaten bestätigten, hierdurch habe sich ihr politisches
Interesse erheblich gesteigert. Und als weiteres Lob
wurde geäußert, daß die Gespräche zu einem besseren
Kennen- und Verstehenlernen auch der Kompaniefüh-
rung geführt hätten.
Zur Durchführung von politischer Bildung werden des
öfteren externe Personen oder Bildungsträger herange-
zogen. Hier findet sich ohne Frage eine breite Sach-
kunde. Andererseits kann ich mich nicht immer des
Eindrucks erwehren, daß Vorgesetzte sich auf diesem
Weg ihrer persönlichen Verpflichtung, den Soldaten
politische Bildung zu vermitteln, entziehen.

Politische Bildung darf im militärischen Alltag nicht
nur als Lehrfach in Erscheinung treten, sondern muß
sich auch als Teil konkreter Menschenführung zeigen.
Derjenige Vorgesetzte prägt junge Staatsbürger in Uni-
form in positiver Weise, der durch seine eigene vor-
bildliche Haltung und seine Gesprächsbereitschaft
Beispiel gibt.

3.3  Ausübung der Disziplinargewalt

3.3.1  Fehlende Rechtskenntnisse

Auch im Berichtsjahr habe ich Fehler bei der Verhängung
von Disziplinarmaßnahmen feststellen müssen, die auf
mangelnde Rechtskenntnisse hinweisen. Schon die Sach-
verhaltsdarstellung in der Disziplinarverfügung stellt die
Vorgesetzten immer wieder vor Probleme. Die gesetzli-
chen Vorgaben des § 33 Abs. 3 Satz 2 Wehrdisziplinar-
ordnung zur Benennung von Ort, Zeit und des auf das
Wesentliche reduzierten Sachverhaltes werden oft nicht
beachtet. Ebenfalls gibt die Stellung von Arrestbestäti-
gungsanträgen häufig Anlaß zu Beanstandungen.

Während der Ausbildung an den Offizierschulen bzw. an
der Akademie des Sanitäts- und Gesundheitswesens
werden zwar die notwendigen Grundlagen vermittelt. Es
zeigt sich aber, daß eine zielgerichtete Auffrischung
durch Rechtsunterricht in der Truppe, entsprechende
Fachlehrgänge und auch in den Verwendungslehrgängen
nötig ist.

Hier treten die in meinem letzten Jahresbericht darge-
stellten personellen Engpässe in der Rechtspflege und
ihre Auswirkungen deutlich zutage. Die Gesamtbela-
stung der Rechtspflege ist weiter angestiegen. Folge ist,
daß sowohl in der Truppe als auch bei Lehrgängen auf
den dringend notwendigen Rechtsunterricht immer häu-
figer verzichtet wird.

Als nachteilig zeigt sich, daß das Fach Recht bei der
Offizierausbildung in den Teilstreitkräften Heer und
Luftwaffe kein eigenständiges Sperrfach mehr ist. Auf
diese Weise dürfte das Bewußtsein für die Bedeutung
dieses Themas eher verringert werden.

Bei der Würdigung von Sachverhalten, die möglicher-
weise im Zusammenhang mit Rechtsextremismus stan-
den, war zeitweilig eine deutliche Verunsicherung Vor-
gesetzter festzustellen. In dem Bestreben, Verfehlungen
hart und unnachsichtig zu verfolgen, wurden nicht im-
mer die Besonderheiten des Einzelfalls hinreichend be-
rücksichtigt. Dies führte dazu, daß die Ahndung des
Vergehens teilweise unangemessen hart ausfiel. Über
Probleme dieser Art haben sowohl die Präsidenten der
Truppendienstgerichte als auch einzelne Einleitungsbe-
hörden berichtet.

3.3.2  Ungleiche Handhabung der Disziplinargewalt

Der zuständige Disziplinarvorgesetzte entscheidet nach
pflichtgemäßem Ermessen, ob und wie wegen eines
Dienstvergehens im Rahmen der Wehrdisziplinarord-
nung einzuschreiten ist. Er hat dabei auch das gesamte
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dienstliche und außerdienstliche Verhalten zu berück-
sichtigen. Dieser nach § 7 Abs. 2 Wehrdisziplinarord-
nung gesetzte Rahmen sieht eine unterschiedliche diszi-
plinare Behandlung einzelner Dienstgradgruppen nicht
vor.

Dennoch ist nicht zu verkennen, daß sich Vorgesetzte bei
der Ahndung von Dienstvergehen dienstgradhöherer
Soldaten häufig schwerer tun als bei Unteroffizier- oder
Mannschaftsdienstgraden. So wird eine einfache mündli-
che Belehrung eines Offiziers gelegentlich schon als
ausreichend erachtet, obgleich die Verfehlung eine
schärfere Sanktion notwendig erscheinen läßt.

Pflichtverletzungen höherer Dienstgrade stellen kein
Kavaliersdelikt dar, sondern sind im Hinblick auf den
höheren Anspruch an ein pflichtgemäßes und vorbildli-
ches Verhalten besonders ernst zu nehmen.

Im Anschluß an eine Feier anläßlich des Endes einer
Übung gab ein Hauptmann den Soldaten eines Zuges,
die teilweise erheblich unter Alkoholeinfluß standen,
gegen 23.00 Uhr den Befehl, Marschbereitschaft für
einen Nachtmarsch auf Skiern herzustellen. Grund hier-
für war die Nichtbefolgung eines vorhergegangenen
Befehls, die Lautstärke bei der Feier zu reduzieren. Der
verantwortliche Zugführer, sein Stellvertreter sowie die
Soldaten des Zuges weigerten sich nacheinander, wegen
der möglichen gesundheitlichen Gefahren den befohle-
nen Marsch durchzuführen. Hierfür wurden sämtliche
beteiligten Soldaten wegen Gehorsamsverweigerung mit
zum Teil empfindlichen Disziplinarmaßnahmen belegt.
Lediglich im Beschwerdeverfahren kam es zu einer
Verminderung der Höhe von verhängten Disziplinar-
bußen. Gegen den Hauptmann wurde keine Maßnahme
ergriffen, obwohl festgestellt wurde, daß sein Befehl
rechtswidrig war. Der daraufhin von mir um Überprü-
fung gebetene Inspekteur des Heeres stellte umgehend
die Unverbindlichkeit des Befehls wegen dessen Ge-
fährlichkeit fest. Er veranlaßte die Aufhebung sämtlicher
Disziplinarmaßnahmen und die Aufnahme disziplinarer
Ermittlungen gegen den Hauptmann.

In einem anderen Fall verzichtete ein stellvertretender
Regimentskommandeur, dem die Bearbeitung der Ein-
gabe eines Grundwehrdienstleistenden gegen einen
Hauptmann oblag, auf die Vernehmung von in der Ein-
gabe benannten Zeugen. Er schloß sich vielmehr der
Stellungnahme des unmittelbaren Disziplinarvorgesetz-
ten des Offiziers an und verneinte jegliche dienstliche
Verfehlung. Erst mein neuerliches Überprüfungsersu-
chen führte zu einer umfassenden Bewertung des Vor-
bringens, die den in der Eingabe geschilderten Sachver-
halt bestätigte. Der Regimentskommandeur würdigte das
Vorgehen des Offiziers als Fehlverhalten und die Bear-
beitung des Vorgangs durch seinen Stellvertreter als
vorschnell und nicht haltbar.

3.3.3  Fristlose Entlassung aus dem Wehrdienst –
Verhängung von Disziplinararrest

Zwischen den Truppendienstgerichten besteht eine un-
terschiedliche Auffassung zu der Frage, ob Disziplinar-
arrest verhängt werden kann, wenn gleichzeitig gegen

den Soldaten ein Antrag auf fristlose Entlassung gemäß
§ 55 Abs. 5 Soldatengesetz gestellt worden ist. Dies
führt zu einer unterschiedlichen Entscheidungspraxis.

Es steht mir nicht zu, die unterschiedlichen Auffassun-
gen der Gerichte zu bewerten. Dennoch wäre es aus
meiner Sicht im Sinne des Vertrauens der Soldaten in die
Wehrdienstgerichtsbarkeit nützlich, wenn die Absicht
des Bundesministeriums der Verteidigung bald umge-
setzt werden könnte, durch eine entsprechende rechtliche
Regelung zu einer einheitlichen Rechtsprechung zu
kommen.

3.4  Soldatenbeteiligung im Truppenalltag

Das Soldatenbeteiligungsgesetz ist seit dem 16. Januar
1991 in Kraft. Mit der Neufassung vom 15. April 1997
wurde es auf der Grundlage der gemachten Erfahrungen
novelliert.

Trotz der langjährigen Geltung und Anwendung von
Soldatenbeteiligungsrechten im Truppenalltag und unge-
achtet der allgemeingültigen Erfahrungen mit den Betei-
ligungsrechten im zivilen Leben haben nach meinem
Eindruck noch nicht alle Vorgesetzten Inhalt und Sinn
der Beteiligung in den Streitkräften erfaßt.

Das Soldatenbeteiligungsgesetz schwächt nicht die für
Streitkräfte unabdingbaren hierarchischen Strukturen
oder den Grundsatz von Befehl und Gehorsam. Wesent-
liche Teile einer demokratischen Ordnung wie z. B.
Mehrheitsentscheidungen können in einer Armee nicht
uneingeschränkt Platz haben. Die Verantwortung für
Entscheidungen bleibt beim Vorgesetzten. Andererseits
geben kooperativer Führungsstil und die Beteiligung
bzw. Mitwirkung von Soldaten bei der Vorbereitung von
Entscheidungen den Freiheitsrechten den gebotenen und
auch möglichen Raum.

Ausdrücklich stimme ich den Aussagen im General-
inspekteurbrief 1/97 zu, in dem festgestellt wird:
„Denjenigen, die noch Vorbehalte gegenüber der Betei-
ligung von Soldaten an Entscheidungsprozessen ihrer
Vorgesetzten verspüren, sage ich in aller Deutlichkeit,
daß Streitkräfte in einer modernen, demokratisch ge-
prägten Gesellschaft allein nach dem Prinzip von Befehl
und Gehorsam nicht mehr funktionsfähig wären. Vorge-
setzte, die die Beteiligung der Soldaten als Last betrach-
ten und ihr grundsätzlich ablehnend gegenüberstehen,
entsprechen daher nicht den Anforderungen, die heute an
unsere militärischen Führer gestellt werden müssen“.

Das Soldatenbeteiligungsgesetz schreibt in § 19 Abs. 4
vor, daß Vertrauenspersonen alsbald nach ihrer Wahl für
ihre Aufgaben auszubilden sind. Dies soll möglichst auf
Brigade- oder vergleichbarer Ebene in Seminarform
stattfinden. Die Ausbildung ist nicht in das Belieben
militärischer Vorgesetzter und Dienststellen gestellt.

Sie findet nach meinen Beobachtungen jedoch nur in
Ausnahmefällen so wie vorgeschrieben statt. Auch wer-
den häufig im Einsatzland gewählte Vertrauenspersonen
nicht in ihre Aufgaben eingewiesen. Daß es sich bei
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diesen Versäumnissen lediglich um „Anlaufschwierig-
keiten“ handele, ist nicht mehr nachvollziehbar.

So wurde einer Vertrauensperson angeboten, das Ein-
weisungsseminar in der letzten Woche ihrer Dienstzeit
zu absolvieren. Bei Überprüfung dieser Eingabe wurde
festgestellt, daß in dem betreffenden Regiment nicht nur
der Petent, sondern 53 weitere Vertrauenspersonen noch
keine Einweisung im Rahmen eines Seminars erhalten
hatten.

Die Unterrichtung über die Rechte und Pflichten der
Vertrauenspersonen und die Einweisung in das Amt
setzen voraus, daß neben dem Einweisungsgespräch mit
dem Disziplinarvorgesetzten auch die erforderlichen
Unterlagen vollständig übergeben werden. Auch hieran
mangelt es nach meinen Erkenntnissen häufig.

Ich stelle ebenfalls fest, daß Verstöße gegen bestehende
Bestimmungen durch Vorgesetzte auf mangelnder
Rechtskenntnis beruhen. Dem muß durch bessere Unter-
richtung und Information der Disziplinarvorgesetzten
begegnet werden. Ich rege an, das Soldatenbeteiligungs-
gesetz in den Rechtsunterricht in der Truppe und in
Lehrgänge durch die Rechtspflege der Bundeswehr auf-
zunehmen.

3.5  Mißbräuchlicher Umgang mit Drogen

3.5.1  Umgang mit illegalen Drogen

Die in meinem Jahresbericht 1997 dargestellte Tendenz
eines steigenden Betäubungsmittelmißbrauchs hat sich
im Berichtsjahr erfreulicherweise nicht fortgesetzt. Wur-
den im Jahr 1997 1 674 Fälle bekannt, ist die Zahl im
Jahr 1998 mit 1 671 Fällen nahezu gleichgeblieben. Es
wird aber die Annahme einer hohen Dunkelziffer erlaubt
sein, da der Konsum aus Sorge vor Strafe bzw. diszipli-
narer Ahndung versteckt und meist außerhalb des Dien-
stes stattfindet.

Für mich gibt es hier keinen Raum für Toleranz. Der
Umgang mit Waffen, Munition und militärischem Gerät
erfordert äußerste Genauigkeit und Aufmerksamkeit. Ich
sehe aber auch eine Gefahr für weniger gefestigte junge
Soldaten.

Militärische Sicherheit und Fürsorge gebieten es, Dro-
genkonsum und Drogenhandel in den Streitkräften mit
aller Konsequenz zu unterbinden. Um so mehr bedauere
ich, daß ein in der Bundeswehr verfügbarer Film, in dem
die Unvereinbarkeit von militärischem Dienst und Dro-
genkonsum in zeitgemäß ansprechender Form mit Be-
gleitmaterial dargestellt wird und auf den ich in meinem
letzten Jahresbericht hingewiesen habe, in der Truppe
offenbar immer noch weitgehend unbekannt ist. Wenn
andererseits auf Divisionsebene Unterrichtsmappen zur
Suchtprävention erstellt und als Ausbildungshilfe an
Brigaden und Regimenter verteilt werden, so begrüße ich
dies ausdrücklich.

Die Hoffnung, den Drogenmißbrauch aus der Bundes-
wehr völlig verbannen zu können, erscheint angesichts
des liberalen Umgangs mit diesem Problem in der Ge-

sellschaft und angesichts des weithin fehlenden Un-
rechtsbewußtseins wenig realistisch. Ich sehe bei dieser
Sachlage auch die Probleme der Vorgesetzten, ihren
Soldaten die Notwendigkeit durchgreifender Sanktionen
verständlich zu machen. Dennoch dürfen die Schwierig-
keiten bei der Bekämpfung dieses Übels nicht in Resi-
gnation oder in eine „Laisser-faire“-Haltung münden.

3.5.2  Mißbrauch von Alkohol

Nach wie vor wird übermäßiger Alkoholgenuß in der
Gesellschaft anders bewertet als Drogenkonsum. Aber
auch er gefährdet den Dienst in den Streitkräften und das
Zusammenleben der Soldaten. Mir liegen keine Erkennt-
nisse vor, die auf einen Anstieg des Alkoholmißbrauchs
in den Streitkräften hindeuten würden. Dennoch sind mir
auch im Berichtsjahr Einzelfälle bekanntgeworden, die
es notwendig erscheinen lassen, sie als warnende Bei-
spiele darzustellen:

Ein erheblich angetrunkener Gefreiter zwang mit zahl-
reichen Faustschlägen in den Gesichts- und Bauchbe-
reich sowie durch Würgegriffe am Hals einen anderen
Grundwehrdienstleistenden dazu, ein Glas mit einem
undefinierbaren Alkoholgemisch auszutrinken, drückte
ihm anschließend eine glühende Zigarette auf dem Hand-
rücken aus und drohte, ihn im Falle einer Meldung um-
zubringen. Die übrigen bei dem Vorfall anwesenden
Stubenkameraden bedrohte er in der gleichen Weise. Der
Gefreite wurde für dieses schwere Dienstvergehen mit
einem vierzehntägigen Disziplinararrest belegt.

Zwei Grundwehrdienstleistende, die im Verdacht stan-
den, im Unterkunftsbereich eine rechtsradikale Parole
gerufen zu haben, überfielen in angetrunkenem Zustand
nachts einen schlafenden Kameraden. Dieser hatte sie
bei Ermittlungen des Kompaniechefs in einer anderen
Sache durch seine Aussage belastet. Einer der Beteilig-
ten hielt den Soldaten fest, beide schlugen ihm gemein-
sam mindestens vierzigmal mit den Fäusten ins Gesicht.
Einer trat ihm zusätzlich noch zweimal mit dem be-
schuhten Fuß an den Kopf. Ziel war es, den Soldaten
dazu zu bringen, daß er seine belastende Aussage zu-
rücknehme. Der Geschädigte erlitt einen Nasenbein-
bruch, Prellungen und Hämatome im Gesichtsbereich.
Beide Beteiligten wurden deswegen mit 21 Tagen Diszi-
plinararrest belegt. Der Vorfall wurde an die zuständige
Staatsanwaltschaft abgegeben.

Vorgesetzte verlieren Ansehen und Vertrauen bei den
ihnen unterstellten Soldaten, wenn ihr Verhalten von
Alkohol beeinflußt wird.

Ein Stabsunteroffizier griff nachts nach dem Genuß von
sieben Gläsern Bier und mindestens vier Cocktails einen
Gefreiten an. Er preßte diesen gegen eine Stubentür und
drückte ihn mit seinem Unterarm gegen den Hals. An-
schließend gab er ihm eine kräftige Ohrfeige. Gegen den
Soldaten wurde eine empfindliche Disziplinarbuße ver-
hängt und die Sache an die Staatsanwaltschaft abgegeben.

Ein Stabsunteroffizier drang gegen 1.00 Uhr nachts nach
Alkoholkonsum vermummt mit sechs Mannschafts-
dienstgraden in die Stube eines schlafenden Hauptge-
freiten ein, um ihm einen „Denkzettel zu verpassen“. Der
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Betroffene wurde an das Bett gefesselt und durch Schlä-
ge und Tritte am Körper und im Gesicht verletzt. Als ein
weiterer Soldat durch den Lärm erwachte, schüchterte
ihn der Vorgesetzte mit den Worten ein „Das, was hier
passiert ist, vergessen Sie ganz schnell“. Der Stabsunter-
offizier wurde fristlos aus der Bundeswehr entlassen, die
Sache an die Staatsanwaltschaft abgegeben.

Während einer Abschiedsfeier kam es zwischen ange-
trunkenen Grundwehrdienstleistenden zu kleineren Aus-
schreitungen. In dieser Situation ging ein Hauptfeld-
webel – Zugführer –, der ebenfalls Alkohol zu sich ge-
nommen hatte, ohne Vorwarnung tätlich gegen die ver-
meintlichen Unruhestifter vor. Er fügte ihnen Prellungen,
Hautabschürfungen sowie Kratzwunden zu. Im diszipli-
nargerichtlichen Verfahren hielt das Truppendienstge-
richt dem Soldaten unter anderem vor, daß er bei einer
derartigen Veranstaltung gänzlich oder zumindest wei-

testgehend dem Alkohol hätte entsagen müssen, um bei
möglichen Provokationen den Anforderungen gerecht zu
werden, die an seine Zuverlässigkeit, sein Pflichtgefühl
und sein Verantwortungsbewußtsein zu stellen seien.
Das Verhalten des Hauptfeldwebels wurde mit einer
Herabsetzung des Dienstgrades disziplinar geahndet.
Ich wiederhole meinen Appell, daß die Verhinderung
jeglichen Drogenmißbrauchs einschließlich des unbe-
herrschten Genusses von Alkohol ein zwingendes Gebot
und eine vorrangige Aufgabe aller ist. Hier ist nötigen-
falls Zivilcourage gefordert. Es hat nichts mit Denunzi-
antentum zu tun, wenn Soldaten bei entsprechendem und
uneinsichtigem Fehlverhalten von Kameraden eine Mel-
dung beim Vorgesetzten machen. Angesichts möglicher
schwerwiegender Folgen wäre es eine falsch verstandene
Kameradschaft, über Drogenkonsum und -handel sowie
über Alkoholmißbrauch zu schweigen.

4  Zeitgemäße Menschenführung

4.1  Ausbildung

4.1.1  Rahmenbedingungen

Die Fülle an Übungs- und Einsatzaufträgen hat in man-
chen Bereichen dazu geführt, daß für die eigentliche
Ausbildung nur noch unzureichend Zeit bleibt. Solches
betrifft nicht nur Einsatzkompanien, sondern auch Stäbe.
Wenn jedoch durch eine generelle dienstliche Überforde-
rung die Ausbildung und Einarbeitung leiden, bleibt
manchen Vorgesetzten letztlich keine andere Möglich-
keit, als immer mehr Aufgaben selbst wahrzunehmen,
anstatt sie zu delegieren. Dadurch werden jedoch im
Ergebnis Sinn und Wert einer praktischen Ausbildung
gefährdet.

4.1.2  Ausbildung der Unteroffiziere

Unteroffiziere leisten in den Streitkräften Dienst als
Unterführer, Ausbilder und Erzieher. Darüber hinaus
sind sie teilweise hochqualifizierte Fachkräfte für techni-
sche und administrative Funktionen.

Daher habe ich der Unteroffizierausbildung und ihrer
Umsetzung in der Truppenpraxis im Berichtsjahr 1998
meine besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Bei mei-
nen Besuchen in den Unteroffizier- und Truppenschulen
sowie in der Truppe selbst begegne ich häufig Proble-
men, die durch die Ausbildungskonzeption und die Ge-
staltung der Ausbildung entstehen.

Bei einem nicht geringen Teil der Unteroffizieranwärter
besteht nach meinen Beobachtungen Unklarheit über
Sinn und Inhalt der Ausbildung sowie über Ausbil-
dungsmaßstäbe. Ich habe den Eindruck gewonnen, daß
bei manchen Anwärtern Führen, Ausbilden und Erziehen

nicht in genügendem Maße im Vordergrund ihres Auf-
gabenverständnisses stehen. Zu häufig treffe ich ein
„Job-Denken“ an, das auf fehlende Vorbilder bei den
Vorgesetzten, Fehler in der Auswahl, aber auch auf eine
zu vordergründige Werbung für die Streitkräfte hinweist.

Viele Anwärter stellen zu Beginn der eigentlichen Un-
teroffizierausbildung fest, daß sie nach der allgemeinen
Grundausbildung nicht über die militärischen Kenntnisse
und Fertigkeiten verfügen, die von ihnen in der Ausbil-
dung zum Unteroffizier erwartet werden. Hierdurch wird
eine für alle Beteiligten belastende Nacharbeit erforder-
lich, die auch die Bewältigung des neuen Ausbildungs-
stoffes beeinträchtigen kann. Derartige Mängel sind
häufig auf Verstöße gegen die Ausbildungsvorschriften
während der Grundausbildung zurückzuführen.

Auch finde ich Ausbildungsdefizite in der Waffen- und
Gerätetechnik vor, die ihre Ursache in Ausstattungs- und
Materialerhaltungsmängeln haben. Diese Defizite wirken
sich nach meinen Beobachtungen in späteren Phasen der
Unteroffizierausbildung nachhaltig negativ aus.

Kenntnisse und Fertigkeiten sind stets bezogen auf die
zu erwartende Verwendung des Unteroffiziers zu ver-
mitteln. Im Hinblick auf die vielfältigen Spezialverwen-
dungen in den Streitkräften wäre es angesichts der knap-
pen Zeit für die Ausbildung und begrenzter Haushalts-
mittel unrealistisch, am Ende einer Unteroffizierausbil-
dung einen Universalvorgesetzten zu erwarten, der bei-
spielsweise alle Anforderungen an den Führer auf dem
Gefechtsfeld erfüllt.

Der erfolgreiche Abschluß einzelner Ausbildungsteile
bestimmt als unabdingbare Voraussetzung das Bestehen
eines Lehrgangs. Nicht selten wird hieran Kritik geübt.
Es darf indes nicht darüber hinweggesehen werden, daß
körperliche, geistige und charakterliche Voraussetzungen
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erfüllt sein müssen, damit einem jungen Soldaten formal
die Befähigung zum Vorgesetzten zuerkannt werden
kann. Großzügigkeit etwa in Form eines Verzichts auf
Erfolgskontrollen erweist sich letztlich als motivations-
hemmend.
Die zeitaufwendige Ausbildung Vorgesetzter in Lehr-
gängen belastet die personelle Situation in der Stamm-
einheit. In diesen Fällen werden nach meinen Beobach-
tungen nicht selten junge Unteroffiziere oder sogar un-
ausgebildete Mannschaftsdienstgrade als „Hilfsausbil-
der“ eingesetzt, die mit der Führung von Menschen noch
überfordert sind.
Ein als Gruppenführer eingesetzter Hauptgefreiter
schüchterte einen Rekruten zunächst mit beleidigender
Fäkalsprache ein. Einige Stunden später versetzte er dem
gleichen Rekruten einen heftigen Schlag in das Gesicht
und drohte einem daneben sitzenden Schützen. Bei dem
geschlagenen Rekruten verzögerte sich hierdurch die
Wundheilung nach einer früheren Operation. Drei Tage
später befahl der Hilfsausbilder wiederholt mehreren
Rekruten, einen Hund oder einen Wolf nachzuahmen.
Als einer der Soldaten sich weigerte, schlug der Hilfs-
ausbilder dem Schützen mit einem Holzstock auf den
Oberschenkel. Eine Viertelstunde später richtete er mit
den Worten „wenn Sie Glück haben, ist das Gewehr jetzt
nicht geladen“ eine Waffe auf einen anderen Rekruten
und betätigte den Abzug. Wegen dieser Vorkommnisse
wurde der Zeitsoldat fristlos aus der Bundeswehr entlassen.
Angesichts eines solchen extremen Falls stellt sich mir
die Frage, warum die verantwortlichen Vorgesetzten ein
Fehl an qualifizierten Ausbildern nicht rechtzeitig ge-
meldet haben, um Abhilfe zu erreichen. Ich vermisse
auch hier den Freimut, unerfreuliche Sachverhalte wei-
terzuleiten. Aber auch vermisse ich das Bewußtsein
dafür, daß ein Führen auf der Grundlage unrealistischer
Lagemeldungen verhängnisvolle Fehlentscheidungen
und -entwicklungen auslösen kann.

Mit besonderem Interesse verfolge ich den Truppenver-
such „Gestraffte Ausbildung zum Feldwebel“ im Heer.
Er dient dem Ziel, qualitative Verbesserungen für das
Führen, Ausbilden und Erziehen durch den Einsatz voll
ausgebildeter Feldwebel zu erreichen. Hierzu wurde ein
durchgängiger geschlossener Ausbildungsgang mit
Truppenausbildung, lehrgangsgebundener Ausbildung
und angeleiteten Truppenpraktika konzipiert.

Die Herausforderungen durch die neuen Aufgaben der
Bundeswehr machen es notwendig, daß die Führeraus-
bildung an die veränderten Ausgangslagen und Bedürf-
nisse angepaßt wird. Die Bemühungen der Verantwort-
lichen erkenne ich an.

4.1.3  Überzogene Härte in der Ausbildung
Angesichts der neuen Einsatzaufgaben und einer höheren
Einsatzwahrscheinlichkeit wird von den Soldaten eine
größere physische Leistungsfähigkeit und hohe psychi-
sche Stabilität erwartet. Der Notwendigkeit einer profes-
sionellen und auch in der Härte angemessenen Ausbil-
dung wird nach meinen Erkenntnissen entsprochen.
Allerdings muß ich gelegentlich feststellen, daß hierbei

Grenzen überschritten werden, welche die grundlegen-
den Werte unserer Rechtsordnung schützen sollen. Die
Gewährleistung der Menschenrechte ist Teil der Zweck-
bestimmung deutscher Streitkräfte und somit eine
Grundlage ihrer Legitimation. Die Glaubwürdigkeit
dieses in Nr. 103 der ZDv 10/1 „Innere Führung“ festge-
schriebenen Anspruchs hängt nicht zuletzt davon ab,
welche Bedeutung die Wahrung der Menschenwürde in
der Ausbildung hat.
Ein Leutnant befahl anläßlich einer Offizierweiterbil-
dung „Kriegsgefangenenlager“ für alle als „Kriegsgefan-
gene“ eingesetzten Soldaten, sich zu entkleiden und an
eine Wand zu stellen, während ihre Kleidungsstücke
durchsucht wurden. Die von mir um Stellungnahme
gebetene höhere Kommandobehörde folgte meiner Auf-
fassung, daß in diesem Fall die Verhängung einer Diszi-
plinarmaßnahme erforderlich gewesen wäre.
Während einer Geländeausbildung befahl ein Oberfeld-
webel einer Gruppe, bei der Annäherung an ein Objekt
gleichsam als Parole ein Kinderlied zu singen.
Ein Feldwebel befahl, als Erkennungszeichen für die
Rückkehr in die eigene Linie den Oberkörper zu entblö-
ßen und mit den Händen an der Brust zu kratzen. Ein
entsprechend handelnder Soldat wurde von Ausbildern
noch dazu überraschend fotografiert. Die Bilder wurden
anderen Kameraden zugänglich gemacht.
Ein Oberleutnant antwortete lapidar einem Obergefreiten,
dem bestimmungswidrig von Ausbildern ein Übungs-
sprengkörper vor die Füße geworfen worden war: „Im
Krieg oder im Einsatzfall kann man in eine ähnliche Si-
tuation geraten!“
Die höhere Kommandobehörde, in deren Bereich es zu
diesen Vorfällen gekommen war, ist meiner Auffassung
gefolgt, daß es sich bei den Vorgängen um vertrauensschä-
digende Dienstpflichtverletzungen handele und es in ho-
hem Maße an der gebotenen Dienstaufsicht gefehlt habe.
Ein Hauptfeldwebel befahl einem Schützen, der sich
weigerte, bei –6 °C und eisigem Wind die Ohrenklappen
seiner Wintermütze von den Ohren zu entfernen, sich mit
dem Gewehr in Vorhalte warmzulaufen. Als sich die
Ohren nach der ersten Runde naturgemäß nicht erwärmt
hatten, lief der in seinem Stolz verletzte Soldat freiwillig
eine zweite Runde, die ihn einem Kreislaufkollaps nahe-
brachte. Fünf Tage später befahl derselbe Hauptfeldwe-
bel im Rahmen einer Sportausbildung bei Eisregen auf
einem durchweichten und verschlammten Sportplatz
Übungen, bei denen sich die Soldaten abwechselnd auf
den Boden legen, setzen und Liegestütze machen muß-
ten, während andere über sie hinwegsprangen. Diese
„Sportausbildung“ hatte zur Folge, daß einer der durch-
näßten und verdreckten Soldaten erkrankte. Im Rahmen
seiner Bewertung stellte das mit der Sache befaßte
Truppendienstgericht fest, daß der zuständige Bataillons-
kommandeur eine straffe Ausbildung angestrebt habe,
die der Hauptfeldwebel in seinem Zug umzusetzen ver-
suchte. Obwohl der Kompaniechef von der Neigung des
Hauptfeldwebels zu einer überzogenen Umgangsweise
gewußt habe, habe er keine intensive Dienstaufsicht
durchgeführt. Gegen den Hauptfeldwebel wurde im
disziplinargerichtlichen Verfahren ein Beförderungsver-
bot ausgesprochen.
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Ein Oberfeldwebel zwang bei einer Wachausbildung mit
dem Thema „Personenkontrolle“ einen Soldaten, die
Mündung des Gewehrs in den Mund zu nehmen, wobei
dem Soldaten die Lippe aufplatzte. Etwas später ließ der
Oberfeldwebel den Soldaten sich mit ausgestreckten
Armen und Beinen schräg an eine Wand lehnen und zog
ihm die Beine weg, so daß der Soldat stürzte. Das
Truppendienstgericht setzte den Soldaten aufgrund die-
ses Vorfalls in den Dienstgrad eines Stabsunteroffiziers
herab.

4.1.4  Umgang mit Waffen und Munition

In meinem Jahresbericht 1997 habe ich eindringlich auf
die hohe Zahl von Unfällen beim Umgang mit Waffen
und Munition hingewiesen. Ich freue mich, daß die Zahl
derartiger Vorfälle im Berichtsjahr 1998 leicht zurück-
gegangen ist. Dennoch sehe ich weiterhin Anlaß zu der
Forderung, auch auf diesem Gebiet der Ausbildung und
Erziehung größere Aufmerksamkeit zuzuwenden, um
das Leben und die Gesundheit der Soldaten keinen un-
nötigen Risiken auszusetzen.

Unfällen dieser Art liegt häufig ein erschreckender Leicht-
sinn zugrunde, der wiederum auf eine unzureichende
Ausbildung schließen läßt. Das in den folgenden Bei-
spielsfällen dargestellte Fehlverhalten wurde jeweils mit
empfindlichen Geldbußen oder Disziplinararrest geahndet.

Entgegen dem Verbot des Gruppenführers hantierte ein
Obergefreiter im Führerhaus eines LKW’s mit einer
geladenen Signalpistole. Dabei löste sich ein Schuß,
verletzte den Schützen sowie einen Beifahrer und zer-
störte Front- und Seitenscheibe des Fahrzeugs.

Während des Wachdienstes verletzte sich ein stellver-
tretender Wachhabender beim spielerischen Hantieren
mit seiner Pistole und schoß einem Obergefreiten in den
Oberschenkel.

Ein Unteroffizier führte als Wachhabender eine Sicher-
heitsüberprüfung durch, ohne vorschriftsgemäß zuvor
das gefüllte Magazin entnommen zu haben. Bei Betäti-
gung des Abzugs schoß er in den Fußboden des Wach-
lokals.

Während einer Übung in der allgemeinen Grundausbil-
dung nahm ein Rekrut, nachdem weder der Gruppen-
noch der Zugführer die gebotenen Sicherungsmaßnah-
men eingeleitet hatten, einen nicht detonierten Simulator
Bodensprengpunkt (DM 12) an sich und warf ihn in ein
Lagerfeuer. Durch die Explosion erlitten zwei Soldaten
ein Knalltrauma.

Nach einer Waffenstörung beim Schießen mit der Bord-
maschinenkanone eines Schützenpanzers versuchte ein
Oberfeldwebel, in einer Kraftfahrzeughalle befehlswid-
rig die Waffenanlage in einen sicheren Zustand zu brin-
gen. Hierbei kam es zu einer ungewollten Schußauslö-
sung, durch die ein Soldat ein Knalltrauma erlitt.

Der Schwerpunkt bei den Ursachen derartiger Vor-
kommnisse liegt deutlich bei Verstößen gegen Vor-
schriften und läßt durchweg auf Ausbildungsmängel
schließen. Hohe Ausbildungsziele wie beispielsweise

„automatisches und sicheres Beherrschen des Materials
auch unter schwersten psychischen und physischen Bela-
stungen“ werden offenbar nicht überall im erforderlichen
Maß erreicht. Die Folgen werden besonders deutlich
beim Verwenden pyrotechnischer Munition und beim
Umgang mit Handfeuerwaffen. Daneben scheint sich bei
manchem Soldaten eine besondere Mentalität zu entwik-
keln, sobald er mit seiner Truppe – wenn auch nur zu
Übungszwecken – die Kaserne verläßt. Offenbar ver-
blassen dann im Bewußtsein grundlegende Sicherheits-
bestimmungen und machen Platz für ein Gefühl von
Abenteuer und Freiheit.

4.1.5  Auswirkungen der Material- und Ersatzteillage
auf die Ausbildung

In meinen bisherigen Jahresberichten habe ich regelmä-
ßig auf die Auswirkungen der angespannten Materialer-
haltungslage hingewiesen. Knappe Haushaltsmittel und
Umstrukturierungen im Logistikbereich standen nach
meinem Eindruck im Berichtsjahr der erhofften Ent-
spannung entgegen. Steigende Ausgaben für Auslands-
einsätze sowie eine zunehmende Überalterung von Waf-
fen und Geräten lassen die Situation in diesem Bereich
problematisch bleiben. Die Beschaffungsdauer beträgt
bei Ersatzteilen nicht selten ein Jahr. Die Möglichkeit
einer dezentralen Beschaffung bleibt Theorie, wenn
keine ausreichenden Haushaltsmittel zur Verfügung
stehen.

Die Unverhältnismäßigkeit zwischen Auftrag und Mit-
teln belastet die Soldaten und beschädigt ihre Motiva-
tion. Sie gefährdet aber auch eine erfolgreiche Ausbil-
dung.

So klagten an einer Truppenschule des Heeres Vorge-
setzte wie Lehrgangsteilnehmer übereinstimmend über
einen zu niedrigen Klarstand bei den Fahrzeugen, die zur
Ausbildung benötigt werden. In einer weiteren Truppen-
schule war von 80 Kettenfahrzeugen im Regelfall nur ein
Drittel einsatzbereit.

In manchem Kraftfahrzeugausbildungszentrum kann der
Einsatzbestand der Schulfahrzeuge nur durch „Kanniba-
lismus“ auf ein erträgliches Maß gebracht werden.

Der Wert einer Kraftfahrerausbildung wird zweifelhaft,
wenn eine relativ alte Fahrzeuggeneration zu Schulungs-
zwecken verwendet wird.

Nach Berichten von Soldaten kommt es vor, daß schad-
haftes Gerät zur SFOR-Ausbildung nach Hammelburg
mitgenommen wird, weil es dort deutlich rascher in-
standgesetzt wird. Verständlicherweise ungeduldig rea-
gieren Soldaten, wenn sie feststellen, daß dringend be-
nötigte Fahrzeuge in einem Depot eingelagert sind oder
unter Hinweis auf einen möglichen SFOR-Einsatz mo-
natelang im Inland herumstehen.

Schalterschutzkappen, die das Eindringen von Schmutz
in Bedienelemente von Schützenpanzern verhindern,
werden mittlerweile aus Simulatoren „ausgeborgt“.

Regelmäßig werde ich auf eine unzureichende Ausstat-
tung mit Fernmeldegerät hingewiesen, so z. B. auf die zu
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geringe Reichweite einzelner Gerätetypen, die zum Teil
als antiquiert bezeichnet werden. Es muß für die betrof-
fenen Soldaten demotivierend wirken, wenn ausgerech-
net in einem Fernmeldebataillon die Einsatzbereitschaft
des Fernmeldegeräts unter 50 % liegt.

Klagen gab es darüber, daß für das neu eingeführte Ge-
wehr G 36 keine ausreichende Anzahl von Magazin-
taschen zur Verfügung stand.

Aber es sind nicht immer nur die Großgeräte, die den
Soldaten Verdruß bereiten. Oft fehlen „Pfennigartikel“
wie Dichtungen oder ähnliches, wofür nicht ernstlich
Haushaltsgründe verantwortlich gemacht werden kön-
nen. Fehlen wichtige Ausrüstungsgegenstände wie ABC-
Schutzmasken oder Handschuhe über Monate, wird
dadurch naturgemäß auch eine geordnete Ausbildung
beeinträchtigt.

4.2  Führungsverhalten Vorgesetzter

Der Bundesminister der Verteidigung hat am 1. Oktober
1996 festgestellt, daß in Zukunft ein Einsatz zur Krisen-
bewältigung jederzeit auf die Streitkräfte zukommen
kann. Mit Blick auf die neue Auftragslage der Bundes-
wehr hat der Inspekteur des Heeres in seiner Weisung
„Leadership – Der Militärische Führer im Einsatz –
Forderungen für die Erziehung und Ausbildung“ vom
25. Juni 1998 aus den Erfahrungen durchgeführter Aus-
landseinsätze gefolgert: „Es kommt heute darauf an, daß
der deutsche Soldat nicht nur kämpfen kann und will,
sondern darüber hinaus auch zu schützen, zu retten und
zu helfen befähigt ist“.

Seine Feststellung zum Geist in den Streitkräften ent-
spricht meinen Beobachtungen uneingeschränkt: „Die
größte Gefahr für Streitkräfte im Frieden ist die Menta-
lität einer ‚Null-Fehler-Armee‘, eine Mentalität der Ab-
sicherung, der Anpassung und der Routine. Wer nicht
initiiert und verändert, wird nicht angegriffen, wer kein
Profil hat, macht keine Fehler. Das ist aber nicht der
Nährboden, auf dem die Persönlichkeiten wachsen, die
von Streitkräften benötigt werden“.

Die tatsächlichen Verhältnisse sind nach meinen Er-
kenntnissen vielfach noch weit von diesen Idealen ent-
fernt. Nicht selten stufen Soldaten im Gespräch mit mir
Vorgesetzte als „karriereambitioniert“ ein und weisen
beispielsweise kritisch darauf hin, daß diese einen Klar-
stand oder eine Einsatzbereitschaft melden würden,
obwohl sie es besser wissen müßten. Die nachteiligen
Folgen hieraus müssen dann andere tragen. Meine For-
derung nach mehr Mut gilt auch solchen Vorgesetzten,
die aus Angst vor einem „Karriereknick“ zwingend not-
wendige Maßnahmen unterlassen.

4.2.1  Verletzung der Menschenwürde

Vertrauen zum Vorgesetzten ist eine wesentliche Vor-
aussetzung dafür, daß Geist und Atmosphäre in den
Streitkräften gesund sind. Verhaltensweisen, welche die
Menschenwürde verletzen, haben hierauf fatale Auswir-
kungen. Immer wieder werden Grenzen überschritten,

die vom Grundgesetz, vom Soldatengesetz und von den
einschlägigen Vorschriften gesetzt worden sind.

Ein Feldwebel befahl auf einem Standortübungsplatz
Rekruten, die Ausrüstungsgegenstände in der Kaserne
vergessen hatten, Steine in den Rucksack zu packen. So
mußten beispielsweise anstelle von vergessenen Hand-
schuhen oder einer Nässeschutzbekleidung fünf bzw. elf
Kilogramm schwere Steine bis zum Ende des Ausbil-
dungstages und dann noch in die Kaserne geschleppt
werden. Das Truppendienstgericht, das den Feldwebel
u. a. wegen dieser Dienstpflichtverletzungen zum Stabs-
unteroffizier degradierte, stellte in seiner Entscheidung
fest: „Von einem jungen Deutschen kann nicht verlangt
werden, daß er aus Einsicht oder gar mit Begeisterung
Dienst in einer Institution verrichtet, in der solcherart
Ausbildung praktiziert wird“.

Ein Oberfeldwebel befahl als Militärkraftfahrlehrer
einem Fahrschüler aus „Erziehungsgründen“, ein überse-
henes Verkehrszeichen mit einem Stück Papier zu put-
zen. Der Obergefreite kletterte dabei an dem wackelnden
Schilderpfahl hoch und begann unter den Augen von
Passanten mit dieser symbolischen Reinigung. Ein sol-
ches Bloßstellen in der Öffentlichkeit demütigt den Sol-
daten und fördert nicht sein Vertrauen zu den Vorge-
setzten. Es ist unstreitig mit dem Konzept der Inneren
Führung nicht in Einklang zu bringen. Gegen den Ober-
feldwebel wurde ein disziplinargerichtliches Verfahren
eingeleitet. Auch wurde die Sache an die Staatsanwalt-
schaft abgegeben.

Es erschreckt mich, wenn solche Verhaltensweisen nicht
nur bei unerfahrenen jungen Unteroffizieren, sondern
auch bei erfahrenen Portepeeunteroffizieren feststellbar
sind.

Ein Hauptfeldwebel, der mit einem Dienst-KFz in Rich-
tung des Antreteplatzes einer Kaserne fuhr, wurde von
einem Grundwehrdienstleistenden, der mit Armbinde
und Winkerkelle als Absperrposten gekennzeichnet war,
angehalten und darauf hingewiesen, daß eine Durchfahrt
bis zum Ende eines stattfindenden feierlichen Gelöbnis-
ses nicht gestattet sei. Nachdem der Befehl, keine Durch-
fahrt zu gewähren, auch durch den Absperrführer, einen
Unteroffizier, für den Hauptfeldwebel hörbar über Funk
wiederholt worden war, rief dieser dem Posten zu: „Geh
zur Seite, sonst fahre ich Dich um!“ Als der Soldat sich
daraufhin mit erhobener Winkerkelle vor das Dienst-KFz
stellte, gab der Hauptfeldwebel Gas und verletzte den
Posten an Fuß und Schulter. Abgesehen von dieser ver-
antwortungslosen Handlungsweise des Portepeeunterof-
fiziers fiel in diesem Falle auch das Führungsverhalten
seiner Vorgesetzten negativ auf. Der Angriff des
Hauptfeldwebels auf den Posten mittels eines Fahrzeugs
wurde lediglich mit einer schriftlichen Belehrung geahn-
det. Der von mir um Stellungnahme gebetene höhere
Vorgesetzte hat meine Bedenken geteilt.

4.2.2  Versagen unreifer Vorgesetzter

Des öfteren stoße ich auf Mängel im Führungsverhalten,
die auf eine Unreife junger Vorgesetzter zurückzuführen
sind.
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Ein Stabsunteroffizier beantwortete die Frage eines
Schützen nach der Gewährung von Sonderurlaub aus
Anlaß der bevorstehenden Niederkunft seiner Freundin
mit verletzenden Bemerkungen über eine Schwanger-
schaft. Derselbe Stabsunteroffizier verlangte von einer
Stubenbelegschaft, die gerade vom Duschen zurück-
kehrte, wegen der Unordnung von Privatspinden in
Nachbarstuben die Öffnung eines Stubenspindes, in dem
Koffer und Getränkekisten verstaut waren. Da ihm die
Ordnung in dem Spind mißfiel, kippte er ihn mehrmals
nach vorne, so daß die Sachen herausfielen und teilweise
beschädigt wurden. Das zuständige Truppendienstgericht
verhängte gegen den Stabsunteroffizier ein Beförde-
rungsverbot verbunden mit einer Gehaltskürzung, wobei
es im ersten Fall eine tiefreichende Mißachtung der Per-
son des Untergebenen und im zweiten Fall eine böswil-
lige Erschwerung des Dienstes durch den unausgereif-
ten und unbeherrschten Stabsunteroffizier feststellte. In
seinen Urteilsgründen stellte das Truppendienstgericht
aber auch fest, daß in der betreffenden Einheit wenig
günstige Einflüsse zu verzeichnen waren, um den Sol-
daten zu einem verantwortungsvoll handelnden Unter-
führer zu erziehen. „So wie auf ihn von oben Druck
ausgeübt worden ist, hat er den Druck nach unten wei-
tergegeben“.

Die Erzeugung von Angst ist fraglos die schlechteste
Art, unterstellte Soldaten zu führen. Sie ist ein Beleg für
die Unfähigkeit eines Vorgesetzten, mit Menschen um-
zugehen.

Ein Stabsunteroffizier führte einen Stubendurchgang bei
grundwehrdienstleistenden Soldaten, die sich in der
ersten Ausbildungswoche befanden, mit einem Baseball-
schläger durch, der die Aufschrift „Disziplinator“ trug.
Unverständlich für mich war in diesem Fall, daß dieses
Verhalten lediglich mit einer Verwarnung ohne eine
spürbare disziplinare Sanktion geahndet wurde. Meine
Bedenken hierzu habe ich dem zuständigen Komman-
deur mitgeteilt.

Es liegt auf der Hand, daß grundwehrdienstleistende
Soldaten solche Erfahrungen gerade aus dem Beginn
ihrer Wehrdienstzeit zu Hause und im Freundeskreis
weitererzählen. Die Auswirkungen eines solchen Ver-
haltens von Vorgesetzten auf das Ansehen der Bundes-
wehr in der Öffentlichkeit sind erheblich.

4.2.3  Verstöße gegen die Pflicht zum beispiel-
gebenden Verhalten von Offizieren

Verfehlungen von Offizieren wiegen besonders schwer.
Von Unterführern kann schwerlich erwartet werden, daß
sie sich den ihnen unterstellten Soldaten gegenüber nach
den Grundsätzen der Inneren Führung verhalten, wenn
ihre eigenen Führer dies nicht selbst jederzeit vorleben.
Ein Truppendienstgericht hat hierzu treffend ausgeführt:
„Es gilt jedoch auch die Regel: Je höher ein Soldat in
den Dienstgradgruppen aufsteigt, er um so mehr Ach-
tung und Vertrauen genießt, um so größer sind auch die
Anforderungen, die an seine Zuverlässigkeit, sein
Pflichtgefühl und sein Verantwortungsbewußtsein ge-
stellt werden müssen, und um so schwerer wiegt eine
Pflichtverletzung, die er sich zuschulden kommen läßt“.

Ein Oberleutnant beantwortete vor Dritten den militäri-
schen Gruß eines Feldwebels „Guten Morgen, Herr
Oberleutnant“ mit den Worten „Guten Morgen, Arsch-
loch“. Die Verwendung derartiger Worte aus der Gos-
sensprache untergräbt jegliche vertrauensvolle Zusam-
menarbeit zwischen Vorgesetzten und Untergebenen,
beschädigt die Autorität des Vorgesetzten und disqualifi-
ziert diesen nachhaltig. Das Verhalten des Offiziers
wurde mit einem strengen Verweis geahndet.

Ein Oberstarzt weigerte sich in einem Kraftfahrzeug
trotz Hinweises des Fahrers auf das Rauchverbot, seine
Zigarre auszumachen. Er wurde hierfür ermahnt. Bei der
Überprüfung dieses Vorgangs habe ich mich gefragt, ob
ein Mannschaftsdienstgrad in einem solchen Falle eben-
falls mit der mildesten Form einer „Erzieherischen Maß-
nahme“ davongekommen wäre.

Ein Oberleutnant bezeichnete einen Hauptgefreiten als
„Abschaum und Schmarotzer“ und kündigte an, ihm im
Falle des Nichtbestehens eines Lehrgangs „in den Arsch
treten“ zu wollen. Als ein Feldwebel diesen Oberleutnant
auf seine Unzuständigkeit für den Zustand eines privaten
Partyzeltes des Offiziers hinwies, wies er diesen mit
den Worten zurecht: „Selbst wenn ich auf dieses Zelt
scheiße, sind Sie verantwortlich und würden es dann
auch noch reinigen“. Der gleiche Offizier ließ einen
Hauptgefreiten, dessen Freundin Opfer einer Straftat
geworden war, zunächst stundenlang auf eine Genehmi-
gung zur Fahrt nach Hause warten, verweigerte dann die
Genehmigung, obwohl die Gestellung eines Ersatzes
möglich gewesen wäre, und schickte den emotional stark
belasteten Soldaten auch noch auf eine mehrstündige
Kontrollfahrt. Ich habe den zuständigen Kommandeur
darauf hingewiesen, daß aus meiner Sicht über die diszi-
plinare Würdigung hinaus eine verstärkte Dienstaufsicht
über den Offizier erforderlich sei.

Ein Major beabsichtigte, einen Oberfeldwebel wegen
eines Verstoßes gegen die Anschnallpflicht in einem
Bundeswehr-KFz mit einer einfachen Disziplinarmaß-
nahme zu belegen. Den mitverantwortlichen Schirrmei-
ster, ebenfalls Oberfeldwebel, wollte er indes mit Blick
auf dessen Bewerbung zur Übernahme als Berufssoldat
nicht maßregeln. Er zog bei der Vernehmung dieses
Schirrmeisters den anderen Oberfeldwebel hinzu und
fragte ihn, ob er sich im Falle einer Nichtahndung der
Verfehlung des Schirrmeisters wegen einer gegen ihn
selbst verhängten Disziplinarmaßnahme beschweren
würde. Dabei verfolgte der Major nach seiner eigenen
Einlassung das Ziel, den Oberfeldwebel von der Einle-
gung einer Beschwerde abzubringen. Unter mehrfachem
Hinweis auf die Bewerbung des Schirrmeisters zur
Übernahme als Berufssoldat drängte er den mit diesem
befreundeten Oberfeldwebel zu einem schriftlichen Be-
schwerdeverzicht. Da mich die disziplinare Würdigung
dieses Sachverhalts nicht überzeugte, habe ich eine er-
neute Überprüfung durch die zuständige Kommandobe-
hörde veranlaßt.

Zu den Pflichten eines Offiziers gehört auch der verant-
wortungsvolle Umgang mit der Wehrdisziplinarordnung
und mit der Wehrbeschwerdeordnung. Ein vorbildliches
Führungsverhalten, das den Grundsätzen der Inneren
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Führung entspricht, schließt aus, daß ein Offizier einen
ihm unterstellten Soldaten erheblich unter Druck setzt,
um zu erreichen, daß dieser von den ihm zustehenden
Rechtsbehelfen nach der Wehrbeschwerdeordnung kei-
nen Gebrauch macht.

Derartige Verhaltensweisen lassen erkennen, wie wichtig
es ist, dem Offiziernachwuchs stets die besondere Ver-
antwortung des späteren Dienstgrads vor Augen zu füh-
ren. Intensive Ausbildung und gezieltes Heranführen an
ihre Pflichten verringern die Gefahr, daß Offiziere die
Macht, die sie aufgrund ihres Dienstgrads innehaben,
gegenüber den ihnen unterstellten Soldaten mißbrauchen.
Ein Vorgesetzter und insbesondere ein Offizier, der sich
nicht ständig das eigene Handeln kritisch vor Augen hält,
kann kein Vorbild für andere sein.

4.3  Integration von Grundwehrdienstleistenden
aus Spätaussiedlerfamilien

Bei meinen Truppenbesuchen begegne ich immer wieder
den Schwierigkeiten der Truppe, Grundwehrdienstlei-
stende zu integrieren, die aus Spätaussiedlerfamilien
stammen. Hierbei handelt es sich um junge Männer aus
Gebieten der heutigen Gemeinschaft Unabhängiger
Staaten.

Pro Jahr werden etwa 5 000 Spätaussiedler zur Ablei-
stung des Wehrdienstes einberufen. Etwa 4 000 dieser
jungen Männer nimmt das Heer auf. Dabei kommt es
nicht selten zu einer gehäuften Einberufung in einzelne
Verbände. Grund hierfür ist, daß dieser Personenkreis
wegen seiner Vorbildung und sprachlicher Defizite im
Einberufungsverfahren vielfach Testergebnisse erzielt,
die regelmäßig zu einer Vergabe bestimmter Verwen-
dungssymbole führen. Demzufolge ist der Anteil der
Spätaussiedler bei Einheiten, die Wehrpflichtige mit
entsprechenden Symbolen in größerem Umfang anfor-
dern, regelmäßig höher als bei anderen Truppenteilen. So
war in einer Einheit, die ich im zweiten Quartal 1998
besucht habe, jeder vierte Grundwehrdienstleistende
Rußlanddeutscher.

Eine Folge der Konzentration von Spätaussiedlern in der
Truppe ist oft, daß diese Soldaten untereinander eigene
Strukturen und eine eigene Hierarchie herausbilden,
welche die militärischen Führungsstrukturen unterlaufen.

Vorgesetzte beklagen häufig, daß die Spätaussiedler
zum Teil nur eingeschränkt die deutsche Sprache sprä-
chen oder verstünden. So berichtete mir ein Kompanie-
chef, daß er Gespräche teilweise nur mittels Dolmet-
scher führen könne. Dabei ist nicht immer nachprüfbar,
ob die Sprachdefizite tatsächlich bestehen oder ob ein
sprachliches Unvermögen nur vorgeschoben wird.
Jedenfalls begegnete ich im Berichtsjahr rußlanddeut-
schen Soldaten, denen von den einheimischen Kamera-
den vorgehalten wurde, daß sie sich durch ihren
Sprachgebrauch bewußt abgrenzen würden. Im Ge-
spräch mit mir antworteten sie allerdings in einer deut-
schen Mundart.

Ich erinnere diese Soldaten nachdrücklich an das Gebot
der Kameradschaft. Sie bleiben, wenn sie sich mit Hilfe
ihres Sprachgebrauchs und in ihren sonstigen Verhal-
tensweisen von den anderen Soldaten abgrenzen, auch zu
ihrem eigenen Nachteil in der soldatischen Gemeinschaft
fremd und rufen Argwohn und Mißtrauen bei den Kame-
raden hervor.

Zur Zeit werden Verbesserungsvorschläge für die Zu-
sammenarbeit zwischen dem ärztlichen und dem psy-
chologischen Dienst beim Kreiswehrersatzamt erarbeitet.
Damit soll den Schwierigkeiten bei der Heranziehung
von Wehrpflichtigen mit sprachlichen Defiziten begeg-
net werden. Ich halte dies aufgrund meiner Beobachtun-
gen für dringend erforderlich.

Der Bundesminister der Verteidigung hat meine An-
regung aufgegriffen, wichtige Unterrichtungen für die
wehrpflichtigen Rußlanddeutschen in russischer Sprache
abzufassen. Eine zweisprachige Informationsbroschüre
ist in Aussicht gestellt, in der wehrpflichtrelevante Fra-
gen beantwortet werden. In dieser Broschüre sollen auch
die Eltern der rußlanddeutschen Wehrpflichtigen ange-
sprochen werden.

5  Die allgemeine Wehrpflicht – Bedeutung, Akzeptanz, Rahmenbedingungen

5.1  Wehrpflicht und Innere Führung

In meinen Jahresberichten habe ich immer wieder betont,
daß die Grundsätze der Inneren Führung in einer Wehr-
pflichtarmee die günstigsten Entwicklungsbedingungen
vorfinden. Die Wehrpflicht gewährleistet eine natürliche
gesellschaftliche Kontrolle über die Streitkräfte und er-
möglicht es der Bundeswehr, aus den Reihen der Wehr-
pflichtigen qualifizierte, aufgeschlossene und nachdenk-
liche junge Männer als Führungsnachwuchs zu gewinnen.
Die Einberufung zur Ableistung des Grundwehrdienstes
ist für die Betroffenen ein erheblicher Eingriff in ihre
private und berufliche Lebensplanung. Angesichts der

Bedeutung der Wehrpflicht für das innere Gefüge der
Bundeswehr muß es mich beschäftigen, wenn dieser
Eingriff aufgrund der im zurückliegenden Jahrzehnt
positiv veränderten Sicherheitslage Deutschlands und
seiner Partner zunehmend als unverhältnismäßig emp-
funden wird. Dabei ist den jungen Männern sicherlich
nicht zum Vorwurf zu machen, daß sie bei einer nach
wie vor schwierigen Lehrstellen- und Arbeitsmarktsitua-
tion einem möglichst problemlosen Einstieg in das Be-
rufsleben höchste Priorität einräumen.

Daher gilt mehr denn je, daß sich die Bundeswehr auch
und gerade unter der gesetzlichen Vorgabe einer Wehr-
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pflichtarmee darum bemühen muß, den Wehrdienstlei-
stenden den Sinn ihres Dienstes begreiflich zu machen.
Dies sieht das Konzept der Inneren Führung ohnehin
vor.

5.2  Entwicklung der KDV-Zahlen

Die in den Jahren 1996 und 1997 erkennbar gewordene
rückläufige Entwicklung bei der Anzahl der Kriegs-
dienstverweigerungen hat sich im Berichtsjahr nicht
fortgesetzt. Die Zahl der Anträge auf Anerkennung als
Kriegsdienstverweigerer stieg von 155 239 im Jahre
1997 auf 171 657 im Jahre 1998. Auch wenn sich dar-
unter Kriegsdienstverweigerer befinden, die bereits in
früheren Jahren gemustert worden sind, sei doch darauf
hingewiesen, daß im Jahre 1998 etwa 11 000 Wehr-
pflichtige weniger gemustert wurden als im Jahre 1997.

Entgegen der eindeutigen Verfassungs- und Rechtslage,
die einen Beitrag des jungen männlichen Staatsbürgers
zur Landesverteidigung vorsieht, gehen mittlerweile
viele Wehrpflichtige von einer faktischen Wahlfreiheit
zwischen Wehr- und Zivildienst aus. Die gesetzlich
geforderte Berufung auf Gewissensgründe für eine Ver-
weigerung wird demgegenüber eher als Formalismus
angesehen. So liegen denn auch häufig allein pragmati-
sche Gründe für eine Verweigerung des Wehrdienstes
vor.

Meines Erachtens müssen sich die verantwortlichen
staatlichen Einrichtungen – und hier nenne ich an erster
Stelle die Schulen des Landes – stärker dafür einsetzen,
daß der Wille des demokratisch legitimierten Gesetzge-
bers und die hierfür maßgeblichen Gründe vermittelt
werden. Die jungen Staatsbürger haben Anspruch darauf,
daß sie vorurteilsfrei und umfassend über die gesetzliche
Pflicht sowie die Formen und Inhalte des Wehrdienstes
informiert werden.

Hierfür sollte auch auf den engagierten Einsatz der Ju-
gendoffiziere zurückgegriffen werden, die ein authenti-
sches und glaubwürdiges Bild vom Dienst in den Streit-
kräften zeichnen können.

5.3  Bedarfsentwicklung

Im Berichtsjahr 1998 benötigte die Bundeswehr insge-
samt 135 000 Wehrdienstleistende. Dieser Bedarf um-
faßte 112 000 Grundwehrdienstleistende (GWDL) und
23 000 freiwillig zusätzlichen Wehrdienst Leistende
(FWDL).

Während die Zahl der GWDL im Jahresdurchschnitt
konstant oberhalb der Veranschlagungsstärke lag, konnte
die Zahl von 23 000 FWDL nicht erreicht werden.
Dies lag teilweise daran, daß die Bewerber nicht über
ausreichende Qualifikationen verfügten. Zum anderen
müssen die FWDL verbindlich ihre Bereitschaft zur
Teilnahme an besonderen Auslandsverwendungen erklä-
ren. Damit ist häufig eine Ausbildung in heimatferneren
Standorten verbunden. Davor schrecken viele an einem
freiwilligen zusätzlichen Wehrdienst interessierte Wehr-

pflichtige zurück. Daher konnten im Berichtsjahr nahezu
25 % der Stellen für FWDL in Verbänden der Krisen-
reaktionskräfte nicht besetzt werden.

5.4  Fortführung des Attraktivitätsprogramms

Die Erfüllung der staatsbürgerlichen Grundpflicht zur
Ableistung des Wehrdienstes ist längst keine Selbstver-
ständlichkeit mehr. Der „Leitlinie zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen und Steigerung der Attraktivität
des Wehrdienstes“ des Bundesministeriums der Vertei-
digung vom 11. März 1996 messe ich daher weiterhin
besonderes Gewicht bei. Es wird angestrebt, sowohl die
grundsätzliche Bereitschaft der wehrpflichtigen jungen
Männer zur Ableistung des Wehrdienstes durch eine
geeignete Ansprache zu erhöhen als auch die dienstliche
Zufriedenheit und Motivation der Wehrdienstleistenden
zu steigern.

In diesen Zusammenhang gehören auch finanzielle Ver-
besserungen für die Wehrdienstleistenden. So begrüße
ich ausdrücklich die Einführung einer zusätzlichen Stufe
des Mobilitätszuschlags ab 1. Juli 1998 in der Größen-
ordnung von 1 DM täglich bei einer Entfernung von 30 bis
50 Kilometern zwischen Wohn- und Dienstort sowie die
zum 1. Januar 1999 erfolgte Erhöhung des Wehrsoldes
um 1 DM pro Tag.

Zu den wesentlichen und auch erfolgreichen Projekten
des Attraktivitätsprogramms im Vorfeld des Dienstan-
tritts gehört die Arbeit der Auskunfts- und Beratungs-
zentren in den Kreiswehrersatzämtern. Mittlerweile sind
sie überall eingerichtet.

Bei meinen Besuchen vor Ort konnte ich mich davon
überzeugen, daß das zugrundeliegende Konzept von den
Wehrpflichtigen angenommen wird. Die zur Musterung
einbestellen jungen Männer stehen wohl in den meisten
Fällen erstmals allein dem fordernden Staat gegenüber.
In einer solchen Situation haben die ersten Eindrücke
eine dauerhafte Wirkung. Die in den Auskunfts- und
Beratungszentren geschaffene freundliche und persönli-
che Atmosphäre ermutigt die Wehrpflichtigen, Fragen zu
stellen, und ermöglicht so eine umfassende Information.
Für eine besonders gute Idee halte ich es, den Wehr-
pflichtigen einen „Kontaktsoldaten“ als zusätzlichen
Ansprechpartner anzubieten, der als etwa gleichaltriger
und erfahrener grundwehrdienstleistender Soldat den
Fragen seiner zukünftigen Kameraden gerecht werden
kann.

Eine weitere wichtige Aufgabe der Auskunfts- und Be-
ratungszentren ist die am Ende des Musterungstages
stehende verbindliche Auskunft über Ort und Zeit der
Ableistung des Grundwehrdienstes. In vollem Umfang
wird dies jedoch erst dann geleistet werden können,
wenn die Ausstattung der Kreiswehrersatzämter mit dem
neuen Dateninformationssystem WEWIS II abgeschlos-
sen ist. Ich erwarte im Interesse der Lebensplanung der
Wehrpflichtigen, daß zumindest die Vorgabe, bis zum
Jahr 2000 45 von derzeit 83 Kreiswehrersatzämtern mit
diesem Informationssystem auszurüsten, eingehalten
wird.
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Ebenfalls im Rahmen des Attraktivitätsprogramms wer-
den den Kreiswehrersatzämtern nunmehr nach geographi-
schen Gesichtspunkten ausgewählte Stammtruppenteile
des Heeres und der Luftwaffe im Sinne von Patenschaften
fest zugeordnet. Hiervon verspricht man sich eine weitere
Verbesserung des Bedarfsdeckungsverfahrens bei gleich-
zeitiger Sicherstellung einer möglichst heimatnahen Ein-
berufung. Da sich sowohl die Wehrersatzbehörden als
auch die Truppe mir gegenüber immer wieder über eine
mangelnde Zusammenarbeit bei der Zuweisung geeigneter
FWDL beklagen, ist zu wünschen, daß sich diese Maß-
nahme nachhaltig günstig auswirkt.

Die mir im Berichtsjahr von Grundwehrdienstleistenden
zugesandten Erfahrungsberichte zeigen, daß die Zeit bei
der Bundeswehr vielfach als persönlicher Gewinn erlebt
wird. Leerlauf bei der Dienstgestaltung wird jedoch nach
wie vor beklagt. Daher unterstreiche ich an dieser Stelle
noch einmal den im Attraktivitätsprogramm enthaltenen
Grundgedanken, daß eine sinnvoll fordernde Ausbildung
und Dienstgestaltung für die Erhaltung der Motivation
unserer Wehrpflichtigen von zentraler Bedeutung ist.

5.5  Einberufungs- und Zurückstellungspraxis

Die Kreiswehrersatzämter sind bemüht, bei der Erfüllung
ihrer Aufgabe der Bedarfsdeckung für die Truppe auch
die individuellen Belange der Wehrpflichtigen zu be-
rücksichtigen.

Die nach wie vor schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt
bringt es mit sich, daß zahlreiche Wehrpflichtige von der
Ableistung des Grundwehrdienstes zurückgestellt wer-
den wollen, weil sie ihr Hauptaugenmerk auf ihre beruf-
liche Entwicklung legen. Die Erreichung einer möglichst
hohen Qualifikation in möglichst kurzer Zeit und ein
unverzüglicher Übergang in das praktische Berufsleben
sind hierbei von großer Bedeutung.

Die Bitte um Zurückstellung tragen besonders oft Abitu-
rienten und Fachoberschulabsolventen an mich heran,
um ein zugesagtes oder vertraglich vereinbartes Ausbil-
dungsverhältnis noch vor der Einberufung antreten zu
können.

Wer in diesem Zusammenhang zurückgestellt werden
möchte, muß geltend machen, daß für ihn die Einberu-
fung eine besondere Härte im Sinne des Wehrpflicht-
gesetzes darstellen würde. Nach der Rechtsprechung
des Bundesverwaltungsgerichts ist eine Zurückstellung
z. B. dann gerechtfertigt, „wenn eine bereits erschlos-
sene außergewöhnliche Möglichkeit der beruflichen
Ausbildung, die für den Wehrpflichtigen eine besondere
Chance bedeutet, endgültig verlorengeht“.

Bei allem Verständnis für die persönliche Situation der
Wehrpflichtigen muß nach sorgfältiger Prüfung der vor-
getragenen Argumente oft abschlägig beschieden wer-
den. Aufgrund mir bekanntgewordener Einzelfälle, in
denen Kreiswehrersatzämter erst auf meine Intervention
hin das Vorliegen einer außergewöhnlichen Ausbildungs-
chance geprüft und sodann bestätigt haben, habe ich
Veranlassung, die Kreiswehrersatzämter insoweit zu
einer besonders genauen Prüfung aufzufordern.

Ein Wehrpflichtiger konnte durch Beschluß eines Ver-
waltungsgerichts die aufschiebende Wirkung seines
Widerspruchs gegen einen Einberufungsbescheid errei-
chen, da das Gericht zu dem Ergebnis gekommen war,
daß die Einberufung des Antragstellers eine beson-
dere Härte im Sinne des Wehrpflichtgesetzes darstellen
würde. Daraufhin schloß der Petent seinen Ausbildungs-
vertrag ab. Dies wiederum veranlaßte das Bundesamt
für Wehrverwaltung, das Kreiswehrersatzamt über die
Wehrbereichsverwaltung anzuweisen, ihn zum nächsten
möglichen Termin erneut einzuberufen. Begründung
hierfür war, daß für den Petenten nach Abschluß des
Ausbildungsvertrages, der durch das Arbeitsplatzschutz-
gesetz geschützt werde, die Voraussetzungen einer be-
sonderen Härte entfallen seien. Diese Entscheidung
konnte ich nicht nachvollziehen und habe es deshalb
begrüßt, daß das Bundesministerium der Verteidigung
die Aufhebung des neuen Einberufungsbescheides ange-
ordnet hat. Das Vertrauen des Bürgers in die Beständig-
keit staatlicher Entscheidungen hätte Schaden genom-
men, wenn man zugelassen hätte, daß der Staat bei näch-
ster sich bietender Gelegenheit seine Entscheidung wie-
der rückgängig macht.

Arbeitslose Jugendliche sind häufig daran interessiert,
möglichst umgehend einberufen zu werden. Da die mei-
sten Arbeitgeber bevorzugt gediente Bewerber einstel-
len, erhoffen sich diese jungen Männer nach abgeleiste-
tem Wehrdienst bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt.

Aus diesem Grund wandte sich eine beachtliche Anzahl
arbeitsloser Wehrpflichtiger mit der Bitte an mich, ihre
Bemühungen um eine baldige Einberufung zu unterstüt-
zen. Ich konnte dabei generell eine große Bereitschaft
der Kreiswehrersatzämter erkennen, im Rahmen ihrer
Möglichkeiten den besonderen Einberufungswünschen
entgegenzukommen. Auch in diesem Berichtsjahr war
allerdings wieder festzustellen, daß mancher arbeitslose
Wehrpflichtige seinen eigenen Interessen zuwiderhan-
delt, indem er das Kreiswehrersatzamt nicht unverzüg-
lich von seiner drohenden oder auch schon eingetretenen
Arbeitslosigkeit unterrichtet.

Die Möglichkeiten der Kreiswehrersatzämter werden
teilweise durch die geltende Erlaßlage eingeschränkt. So
sind etwa Abiturienten und Fachoberschulabsolventen zu
den Einberufungsterminen im Juli, September und No-
vember vorrangig zu berücksichtigen. Diese Erlaßlage
stößt bei den übrigen Wehrpflichtigen nicht immer auf
Verständnis. Durch die vorrangige Einberufung sollen
jedoch die wehrdienstbedingten Nachteile in bezug auf
die Aufnahme einer zivilberuflichen Ausbildung für die
Abiturienten und Fachoberschulabsolventen so gering
wie möglich gehalten werden. Anders als bei Wehr-
pflichtigen mit Hauptschul- oder mittlerem Bildungsab-
schluß ist die erste Ausbildung der Abiturienten und
Fachoberschulabsolventen durch die Zurückstellungsbe-
stimmungen des Wehrpflichtgesetzes erst nach Eintritt
der sogenannten „weitgehenden Förderung“ geschützt.
Daher halte ich diese Einberufungspraxis für richtig.

Die Einberufung zum Wehrdienst wirkt sich häufig nicht
nur auf die berufliche Planung, sondern auch auf das
private und familiäre Umfeld tiefgreifend aus. In diesem
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Zusammenhang begrüße ich, daß das Bundesministe-
rium der Verteidigung mit Erlaß vom 25. August 1998
die bestehenden administrativen Wehrdienstausnahmen
ausgeweitet und den Neuregelungen des Kindschaftsre-
formgesetzes Rechnung getragen hat. Fortan ist es mög-
lich, auf Antrag auch nicht verheirateten Vätern mit
amtlich bescheinigtem Sorgerecht eine Nichtheranzie-
hungszusage zu erteilen.

Die im Zuge des Tauglichkeitsfeststellungsverfahrens
gelegentlich eintretenden Verzögerungen lassen sich nur
selten auf fehlerhaftes Handeln von Beteiligten zurück-
führen. Vielfach bedarf es neben der musterungsärzt-
lichen Untersuchung noch aufwendiger fachärztlicher
Begutachtungen, um nicht zuletzt im Interesse der
Wehrpflichtigen zu möglichst zweifelsfreien Entschei-
dungen zu gelangen. Allerdings stelle ich in diesem
Zusammenhang immer wieder fest, daß den Wehrpflich-
tigen der Sinn und die Notwendigkeit von Untersu-
chungsmaßnahmen nicht hinreichend deutlich gemacht
wurden. In den meisten Fällen könnten Verunsicherung
und Ärger durch mehr Transparenz vermieden werden.

5.6  Heimatnahe Einberufung

Unverändert erreichen mich zahlreiche Eingaben von
Wehrpflichtigen, die ihre heimatferne Einberufung be-
klagen. Die zugrundeliegende Problematik besteht darin,
daß in vielen Regionen der Bedarf der Truppe einerseits
und das Aufkommen an verfügbaren Wehrpflichtigen
andererseits nicht zur Deckung gebracht werden können.
Deshalb müssen Wehrpflichtige aus Regionen mit ge-
ringem Ergänzungsbedarf – typischerweise Ballungs-
räume – in zumeist schwächer besiedelte Gebiete mit
einer höheren Stationierungsdichte einberufen werden.

So standen z.B. zum Diensteintrittstermin 1. Juli 1998
im Wehrbereich VII einem Bedarf von 3 057 Wehr-
pflichtigen 6 998 Einzuberufende gegenüber. Anders
stellte sich hingegen die Situation im Wehrbereich IV
dar: Der Bedarf von 4 847 Wehrpflichtigen konnte mit
nur 3 309 verfügbaren jungen Männern aus diesem
Wehrbereich nicht gedeckt werden.

Gerade in den neuen Bundesländern steht einem höheren
Wehrpflichtigenaufkommen eine geringere Stationie-
rungsdichte gegenüber. Um das Ungleichgewicht zwi-
schen Bedarf und Aufkommen im Wege einer möglichst
gleichmäßigen Belastung der Wehrpflichtigen mit Rei-
sewegen auszugleichen, wird das sogenannte „Durch-
schiebeverfahren“ praktiziert. Dies hat zur Folge, daß der
Anteil der Wehrpflichtigen aus den neuen Bundeslän-
dern, die nicht heimatnah eingesetzt werden können, in
die angrenzenden Bundesländer einberufen wird. Ein
Teil der dort ansässigen Wehrpflichtigen wiederum muß
deshalb ebenfalls heimatferner einberufen werden.

Diese Regelung stößt bei denjenigen Wehrpflichtigen,
die nicht in die heimatnah stationierten Truppenteile
einberufen werden können, auf Unmut. Bei allen sy-
stembedingten Unzulänglichkeiten ist jedoch anzuerken-
nen, daß das Durchschiebeverfahren für immerhin

durchschnittlich 60 % der Wehrpflichtigen eine heimat-
nahe Einberufung ermöglicht. Ihr Standort ist höchstens
100 Kilometer von ihrem Kreiswehrersatzamt entfernt.

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, daß für
die tatsächliche Belastung des heimatfern einberufenen
Wehrpflichtigen nicht die Entfernungskilometer maß-
geblich sind, sondern die Reisezeit, die er aufwenden
muß, um zwischen Heimatort und Truppenteil zu pen-
deln. Daher ist es dringend erforderlich, daß das Bun-
desministerium der Verteidigung das derzeitige Bedarfs-
verteilungsverfahren unter Berücksichtigung der Reise-
zeiten mit öffentlichen Verkehrsmitteln fortentwickelt.

5.7  Gewährung von Sonderurlaub

Im Zuge der Überprüfung von Eingaben, in denen
Grundwehrdienstleistende ihre Probleme mit der Gewäh-
rung von Sonderurlaub z. B. für Vorstellungsgespräche
beklagt hatten, mußte ich hinsichtlich der zugrundelie-
genden Regelungen erhebliche Informationslücken fest-
stellen.

Viele Grundwehrdienstleistende sind nicht ausreichend
über ihre diesbezüglichen Rechte aufgeklärt. Auf meine
Anregung hin wird die im Kreiswehrersatzamt zu über-
reichende Broschüre „Ja, ich bin dabei. Wegweiser für
Wehrpflichtige“ um einen Teil ergänzt, in dem zusam-
menfassend auf die Möglichkeiten der Gewährung von
Sonderurlaub hingewiesen wird.

Andererseits führte auch immer wieder eine unzulängli-
che Kenntnis der einschlägigen Vorschriften bei Diszi-
plinarvorgesetzten zu einer unsachgemäßen Bearbeitung
entsprechender Anträge. So sind beispielsweise die Re-
gelungen zur Gewährung von Sonderurlaub für Vorstel-
lungsgespräche nicht überall bekannt.

Das Bundesministerium der Verteidigung hat in seiner
Stellungnahme zu meinem letzten Jahresbericht aus-
drücklich darauf hingewiesen, daß Sonderurlaub zur
Vorstellung bei einem künftigen Arbeitgeber nicht auf
fünf Tage im Kalenderjahr beschränkt ist, sondern der
Soldat für jedes Vorstellungsgespräch bzw. für jede
Teilnahme an Prüfungen oder Auswahlverfahren Son-
derurlaub erneut beantragen kann. Die Dauer des Ur-
laubs in jedem einzelnen Anwendungsfall darf allerdings
fünf Tage nicht überschreiten.

Ich hoffe, daß die Neufassung der Ausführungsbestim-
mungen zur Soldatenurlaubsverordnung, die am 1. Ja-
nuar 1999 in Kraft getreten ist, die Rechtslage hinrei-
chend verdeutlicht.

In einigen Bundesländern fallen die Termine für Prüfun-
gen und schulische Abschlußveranstaltungen in die Zeit
nach dem Juli-Einberufungstermin. Die ursprünglich
geltende Erlaßlage, wonach für die Teilnahme an derar-
tigen schulischen Veranstaltungen Dienstbefreiung oder
Sonderurlaub durch die Grundausbildungseinheit ge-
währt werden sollte, ließ in einigen Ausbildungseinhei-
ten wegen der zahlreichen Abwesenheiten einen geord-
neten Ausbildungsbetrieb in den ersten Julitagen nicht
zu. Die aus diesem Grund im Februar 1998 verfügte
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Änderung des Erlasses führte bei den von Terminkolli-
sionen betroffenen Schülern und ihren Eltern zu Unver-
ständnis und dementsprechend zu einer Vielzahl von
Eingaben.

Konnte für Juli 1998 noch kurzfristig durch Dienstbe-
freiungen abgeholfen werden, mußte für die Zukunft
eine berechenbare Lösung gefunden werden. Nunmehr
hat das Bundesministerium der Verteidigung angeordnet,
zum Juli-Einberufungstermin nur noch Wehrpflichtige
einzuberufen, die ihre Prüfungen bis dahin abgeschlos-
sen haben. Zur Teilnahme an schulischen Abschlußver-
anstaltungen müssen bereits einberufene Wehrpflichtige
Dienstbefreiung oder bei mehrtägiger Abwesenheit Er-
holungsurlaub beantragen.

Auch in anderen Fällen der Gewährung von Sonderur-
laub konnte ich Unsicherheiten der Vorgesetzten fest-
stellen.

So verwehrte ein Disziplinarvorgesetzter einem Soldaten
ungeachtet seiner dienstlichen Abkömmlichkeit die Teil-
nahme an einer als förderungswürdig anerkannten
staatspolitischen Bildungsveranstaltung. Als Begründung
wurde genannt, daß diese Veranstaltung nicht von
dienstlichem Nutzen für die Tätigkeit des Soldaten sei.
Der Disziplinarvorgesetzte hatte verkannt, daß es bei der
Gewährung von Sonderurlaub für eine entsprechende
Veranstaltung zur politischen Bildung allein darauf an-
kommt, ob dienstliche Hinderungsgründe entgegenste-
hen.

Eine Fehlentscheidung lag auch im Fall eines Soldaten
vor, dessen Antrag auf Sonderurlaub für die Teilnahme
an einer Soldatenwallfahrt nicht genehmigt wurde, weil
zuvor gegen ihn eine Disziplinarbuße verhängt worden
war. Dem Soldaten wurde anheimgestellt, Erholungsur-
laub zu beantragen. Da eine Disziplinarbuße kein Hinde-
rungsgrund für die Gewährung von Sonderurlaub ist und
die dienstliche Abkömmlichkeit des Soldaten offen-
sichtlich gegeben war, war der Sonderurlaub zu geneh-
migen.

5.8  Vorzeitige Entlassung aus dem
Grundwehrdienst

Auch im Berichtsjahr haben mich Eingaben von Grund-
wehrdienstleistenden erreicht, die um Unterstützung
ihres Antrags auf vorzeitige Entlassung aus dem Wehr-
dienst baten.

Eine vorzeitige Entlassung aus dem Wehrdienst ist
grundsätzlich nur dann möglich, wenn Umstände geltend
gemacht werden können, die eine besondere Härte be-
gründen und vor der Einberufung im Rahmen eines Zu-
rückstellungsverfahrens noch nicht berücksichtigt wer-
den konnten.

Soweit ich dies aufgrund der mir bekanntgewordenen
Einzelfälle beurteilen kann, bemüht sich die Truppe
darum, den Grundwehrdienstleistenden im Rahmen ihrer
dienstlichen und rechtlichen Möglichkeiten zu helfen.

So wandte sich ein Handwerksmeister an mich, in dessen
Betrieb die Ehefrau, der Sohn sowie zwei Lehrlinge und

zwei Aushilfen beschäftigt waren. Nachdem der Sohn
seinen Wehrdienst angetreten hatte und somit als Ar-
beitskraft ausgefallen war, erkrankte seine Frau schwer
und es war nicht vorauszusehen, wann sie bzw. ob sie
jemals wieder würde mitarbeiten können. Als dann auch
noch ein Lehrling seine Ausbildung abbrach, war es dem
Vater nicht mehr möglich, den Betrieb ohne seinen Sohn
in ordentlicher Weise fortzuführen. Die Vorgesetzten
reagierten unverzüglich. Bereits eine Woche nach Ein-
gang des Entlassungsantrags wurde der Sohn vorzeitig
entlassen.

Wegen gesundheitlicher Probleme konnte der Vater
eines Grundwehrdienstleistenden, der mit seiner Familie
ein Transportunternehmen aufbaute, nur noch mit einge-
schränkter Kraft arbeiten und insbesondere die erforder-
lichen Pflege- und Wartungsarbeiten an den Lastkraft-
wagen nicht mehr durchführen. Eine Vergabe dieser
Arbeiten konnte der Betrieb finanziell nicht tragen. Als
der Vater dann auch noch bei einem Autounfall verletzt
wurde, veranlaßten die jeweils zuständigen Vorgesetzten
die vorzeitige Entlassung des Soldaten und gewährten
ihm auch umgehend Sonderurlaub unter Wegfall der
Geld- und Sachbezüge bis zur Entlassung.

Grundwehrdienstleistende, die sich bereits als Jungunter-
nehmer selbständig gemacht haben, begründen ihren An-
trag auf vorzeitige Entlassung regelmäßig damit, daß
ihre Anwesenheit im Betrieb für dessen Erhaltung unbe-
dingt erforderlich sei. Dabei fiel mir auf, daß sich solche
Wehrpflichtige nicht immer ausreichend darum bemüht
hatten, ihrer Pflicht zur Ableistung des Wehrdienstes
auch nachkommen zu können. Dazu gehört, daß ein
Selbständiger für die Zeit seines Wehrdienstes eine Er-
satzkraft einstellt oder zumindest entsprechende Bemü-
hungen nachweist.

Beispielsweise kam ein selbständiger Vertreter einer
großen Versicherungsgesellschaft dieser Verpflichtung
nicht nach. Im Zuge der Bearbeitung seiner Eingabe
stellte sich heraus, daß er bereits im Frühjahr 1997 zu-
rückgestellt und gleichzeitig aufgefordert worden war,
geeignete Maßnahmen zu treffen, damit er für die Ablei-
stung des Grundwehrdienstes abkömmlich werde. Da der
Petent letztlich keinen Nachweis darüber führen konnte,
daß er sich um eine qualifizierte Ersatzkraft bemüht
hatte, wurde sein Antrag auf vorzeitige Entlassung zu
Recht abgelehnt.

Seit jeher bereitet die Ableistung des Wehrdienstes den
in der Landwirtschaft tätigen Wehrpflichtigen besondere
Probleme. Die Kreiswehrersatzämter bemühen sich in
anerkennenswerter Weise darum, diesen jungen Män-
nern entgegenzukommen. So werden junge Landwirte
vorzugsweise im Winter einberufen und leisten ihren
Wehrdienst auch meist in mehreren Teilabschnitten ab,
damit sie ihre saisongebundene Tätigkeit zu Hause aus-
üben können. Auch die Truppe bemüht sich, diese
Grundwehrdienstleistenden durch gezielte Maßnahmen
wie Befreiung vom Zapfenstreich oder häufigere Dienst-
befreiung zu unterstützen.

Die Truppe reagiert zumeist flexibel, wenn die Grund-
wehrdienstleistenden erhebliche familiäre oder sonstige
persönliche Gründe für ihren Wunsch nach vorzeitiger
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Entlassung vortragen. Ist eine vorzeitige Entlassung aus
rechtlichen Gründen nicht möglich, wird den Soldaten
oftmals durch eine großzügige Kombination von Erho-
lungsurlaub und Sonderurlaub unter Wegfall der Geld-
und Sachbezüge beispielsweise das Antreten einer at-
traktiven Lehrstelle ermöglicht.

Es darf indes nicht übersehen werden, daß eine vorzeiti-
ge Entlassung wegen des Vorliegens einer besonderen
Härte nicht mit einer endgültigen Befreiung vom Wehr-
dienst gleichzusetzen ist. Nach Wegfall der Entlassungs-
gründe muß ein Wehrpflichtiger grundsätzlich mit seiner
erneuten Einberufung zur Ableistung des restlichen
Grundwehrdienstes rechnen. Einigen Eingaben war zu
entnehmen, daß sich die betroffenen jungen Männer
dieser Rechtslage nicht bewußt waren.

Eingaben im Zusammenhang mit vorzeitigen Entlassun-
gen aus gesundheitlichen Gründen haben mich im Be-
richtsjahr wiederum unter zwei Aspekten beschäftigt:

Schwierige medizinische Fragestellungen erfordern die
Beiziehung fachärztlicher Gutachten, die notwendiger-
weise die Dauer des Entlassungsverfahrens beeinflussen.
Allerdings muß ich immer wieder beobachten, daß lange
Bearbeitungszeiten auch auf vermeidbare Umstände
zurückzuführen sind. Dazu gehört, daß wichtige Unter-
lagen nicht durch Kurier, sondern auf dem normalen
Postweg versandt werden. Hier muß meines Erachtens
der Fürsorgepflicht des Dienstherrn durch ein allseitiges
Bemühen um vorrangige und beschleunigte Bearbeitung
entsprochen werden.

Großes Verständnis habe ich für diejenigen Wehrpflich-
tigen, die nach kurzem Wehrdienst wegen vorüberge-
hender Dienstunfähigkeit vorzeitig entlassen werden und
nun mit der Sorge leben müssen, wann sie aufgrund
einer Überprüfungsuntersuchung mit einer erneuten
Einberufung rechnen müssen. Die Lebensplanung durch-
aus wehrwilliger junger Männer wird in solchen Fällen
zuweilen für Jahre beeinträchtigt. Daher rege ich an, aus
gesundheitlichen Gründen vorzeitig entlassenen Wehr-
pflichtigen nach einer ersten negativ verlaufenen Über-
prüfungsuntersuchung eine Nichtheranziehungszusage
zu erteilen.

Zu nachhaltiger Verunsicherung führt es sowohl bei den
Wehrpflichtigen als auch bei ihren Familien, wenn wider-
sprüchliche Untersuchungsergebnisse bzw. Bewertungen
von Musterungs- und Truppenärzten vorliegen.

So wurde ein T7-gemusterter Soldat nach Diensteintritt
im März 1998 wegen starker Schmerzen einem Orthopä-
den vorgestellt und aufgrund dieses fachärztlichen Un-
tersuchungsergebnisses im April 1998 vorzeitig entlas-
sen. Mit einigem Glück schaffte es der junge Mann, im
Juni desselben Jahres einen Arbeitsplatz zu erhalten.
Anfang September 1998 wurde er erneut auf seine
Wehrdienstfähigkeit hin untersucht. Er wurde als taug-
lich bewertet und muß nun mit einer erneuten Einberu-
fung rechnen.

Bei allem Verständnis für die Möglichkeit unterschied-
licher medizinischer Bewertungen muß sich die Bun-
deswehr bei derartigen Vorgängen ihrer besonderen
Verantwortung für die Wehrpflichtigen bewußt sein. So

müssen Verfahrensweisen entwickelt und eingehalten
werden, die in erkennbar schwierigen Einzelfällen eine
frühzeitige Abstimmung zwischen dem Musterungsarzt
im Kreiswehrersatzamt und dem Truppenarzt sicher-
stellen.

5.9  Längerverpflichtung

5.9.1  Freiwilliger zusätzlicher Wehrdienst

Im Berichtsjahr 1998 waren wieder viele Wehrpflichtige
daran interessiert, ihre Dienstzeit durch die Ableistung
eines freiwilligen zusätzlichen Wehrdienstes zu verlän-
gern. Der nicht unerhebliche finanzielle Anreiz durch
die Bezahlung des Wehrdienstzuschlages in Höhe von
40 DM pro Tag und die Erhöhung der Flexibilität beim
Übergang in Beruf oder Ausbildung sind für viele Wehr-
pflichtige attraktiv.

Die Dienstzeitverlängerung ermöglicht überhaupt erst,
qualifiziertere Dienstposten mit wehrpflichtigen Solda-
ten zu besetzen. Dies gilt insbesondere für die Krisen-
reaktionskräfte, die aufgrund ihres Auftrags grundsätzlich
auf Soldaten angewiesen sind, die mindestens 12 Monate
Dienst leisten. Neben dem Erfordernis der Bedarfsdek-
kung bei den Mannschaftsdienstgraden ist nach meiner
Auffassung ein besonders positiver Aspekt dieser Wehr-
dienstform, daß durch sie in fast allen Bereichen der
Streitkräfte der Charakter einer Wehrpflichtarmee bei
gleichzeitiger Gewährleistung einer qualifizierten Aus-
bildung erhalten bleibt.

Die Veranschlagungsgröße für Wehrdienstleistende
insgesamt lag im Haushaltsjahr 1998 bei 135 000 Mann.
Sie verteilte sich auf die Teilstreitkräfte Heer mit
107 000, Luftwaffe mit 22 000 und Marine mit 6 000
Wehrpflichtigen. Für das Heer ergab die Auswertung
zum Stichtag 20. Juli 1998, daß die Zahl der Wehr-
dienstleistenden hochgerechnet um ca. 1 300 Mann die
veranschlagte Personalstärke überschreiten würde, zumal
bereits abzusehen war, daß die erwartete Zahl an Status-
wechslern – d. h. an Wehrdienstleistenden, die sich er-
folgreich als Soldat auf Zeit (SaZ) beworben haben –
nicht erreicht werden würde. Entsprechend sah sich der
Führungsstab des Heeres gezwungen, regulierend gegen-
zusteuern. Zum einen wurden die Bedarfsanforderungen
für Grundwehrdienstleistende zu den Diensteintrittster-
minen September und November gekürzt. Zum anderen
wurde verfügt, daß die Verlängerung des freiwilligen
zusätzlichen Wehrdienstes für Soldaten, deren Dienst-
zeitende noch 1998 erreicht sein würde, mit sofortiger
Wirkung auszusetzen sei. Bei Luftwaffe und Marine
waren solche Maßnahmen nicht notwendig.

Den Unmut, den die Kurzfristigkeit dieser stärkesteuern-
den Maßnahmen bei den Betroffenen ausgelöst hat, kann
ich nachvollziehen. Die Vorgesetzten hatten wegen eines
nach ihrer Einschätzung vorliegenden Bedarfs entspre-
chende Anträge ausdrücklich befürwortet. Daher gingen
die Antragsteller davon aus, daß ihre Dienstzeit wunsch-
gemäß verlängert werden würde. Teilweise wurden be-
reits entsprechende Dispositionen für anschließende
Ausbildungs- und Anstellungsverhältnisse getroffen.
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Im Hinblick darauf, daß das Bundesministerium der
Verteidigung mit den Möglichkeiten der Verlängerung
des Wehrdienstes in der Öffentlichkeit wirbt, hätte es
eines realistischeren Informationsverhaltens bedurft.
Insbesondere müssen der Truppe aktuellste Informatio-
nen über die Möglichkeiten zur Wehrdienstverlängerung
zur Verfügung gestellt werden, damit interessierte Sol-
daten von ihren Vorgesetzten korrekt und fürsorglich
beraten werden können.

5.9.2  Bearbeitung von Anträgen

Angesichts der Bedeutung von Verpflichtungsanträgen
sowohl für die individuelle Lebensplanung des Antrag-
stellers als auch für die Personalplanung der Bundeswehr
ist es nicht hinzunehmen, daß derartige Anträge in der
Truppe nicht immer mit der notwendigen Sorgfalt bear-
beitet werden. In den mir bekanntgewordenen Einzelfäl-
len ließen meine Ermittlungen auf eine nachlässige und
ungeordnete Personalführung schließen.

In einem Fall dauerte allein die Bearbeitung des Antrags
in der Einheit des Soldaten vier Wochen. In einem ande-
ren Fall hatte sich ein Soldat darüber beklagt, daß sein
Antrag auf Dienstzeitverlängerung nach drei Monaten
immer noch nicht bearbeitet worden sei. Meine Nachfor-
schungen ergaben, daß der Bescheid wohl auf dem
Dienstweg verlorengegangen war. Den Vorstellungen
des Soldaten konnte dann jedoch noch im Wege einer
Ausnahmegenehmigung entsprochen werden.

In einem weiteren Fall führte die fehlerhafte Eingabe
von Daten in einem Kreiswehrersatzamt zu einem Irrtum
über das tatsächliche Dienstzeitende des Petenten. In
dem Glauben an eine längere Dienstzeit schlug dieser ein
Arbeitsplatzangebot aus.

Verständlicherweise führt es bei den Betroffenen zu
einem nachhaltigen Vertrauensverlust, wenn ihr Wunsch
nach einer Dienstzeitverlängerung an der zwischenzeit-
lich verfügten Verlängerungssperre nur deshalb scheitert,
weil der entsprechende Antrag nicht mit der gebotenen
Schnelligkeit bearbeitet worden war.

In einigen der mir bekanntgewordenen Fälle konnte in
unbürokratischer Weise seitens des Bundesministeriums
der Verteidigung zugunsten der Petenten eingeschritten
werden. Gleichwohl ist es bedauerlich, daß solche Ein-
griffe nötig wurden.

Bei der Bearbeitung von Anträgen auf Erstverpflichtung
als Soldat auf Zeit mußte ich ebenfalls vermeidbare
Mängel feststellen.

Ein Grundwehrdienstleistender, der ca. fünf Monate vor
Dienstzeitende einen solchen Antrag einreicht, darf da-
von ausgehen, daß er noch während seiner Dienstzeit
Klarheit über eine weitere dienstliche Verwendung er-
hält. Demgegenüber führte jedoch in einigen Fällen erst
die Eingabe dazu, daß die Anträge noch innerhalb der
Dienstzeit abschließend bearbeitet wurden.

Seitens der verantwortlichen Personalbearbeiter wird den
Grundwehrdienstleistenden immer wieder eine Mit-

schuld für Verzögerungen – z. B. wegen fehlender Un-
terlagen – zugewiesen. Bei dieser Argumentation wird
meines Erachtens übersehen, daß es grundsätzlich Auf-
gabe der personalbearbeitenden Stelle ist, auf die Voll-
ständigkeit von Antragsunterlagen hinzuwirken. So wies
in einem Fall der von mir eingeschaltete Vorgesetzte zu
Recht daraufhin, daß dem Antragsteller ein schriftlicher
Auftrag zu erteilen sei, die geforderten Unterlagen bis zu
einem bestimmten Termin vorzulegen, da ansonsten eine
Übernahme zum Soldaten auf Zeit nicht erfolgen könne.
Dies scheint mir ein geeigneter Mittelweg zwischen dem
Fürsorgegedanken auf der einen Seite und der notwendi-
gen Verantwortung in eigenen Angelegenheiten auf der
anderen Seite zu sein.

5.10  Wehrübungen

Engagierte Reservisten sind für die Bundeswehr unver-
zichtbar. Durch Einzelwehrübungen ebenso wie durch
die Teilnahme an Truppenwehrübungen stellen sie die
volle Einsatzfähigkeit der Streitkräfte sicher. Über ihre
dienstliche Leistung hinaus nehmen sie auch eine wich-
tige Mittlerfunktion zwischen der Bundeswehr und der
Gesellschaft wahr.

Allerdings wird die Motivation der Reservisten immer
wieder auf die Probe gestellt. Nach wie vor erreichen
mich Berichte, in denen über organisatorische Mängel
bei der Vorbereitung und Durchführung von Wehrübun-
gen geklagt wird. Leerlauf, mangelhafte Unterbringung,
Einkleidung und Fürsorge sowie ein gelegentlich pro-
blematisches Verhältnis zwischen aktivem Stammperso-
nal und Reservisten sind dabei typische Kritikpunkte.

Im übrigen wirkt sich aber auch die schwierige Arbeits-
marktlage negativ auf die Einsatzwilligkeit der Reservi-
sten aus. Es lagen mir wieder mehrere Eingaben von
Reservisten vor, die sich aus diesen Gründen gegen ihre
Einberufung zu Truppenwehrübungen wandten.

Insbesondere von Studenten und Auszubildenden wur-
den Wehrübungen als Belastung empfunden. Erstseme-
ster-Studenten glaubten, den Anschluß zu verlieren,
wenn sie gerade in den ersten Wochen ihres Studiums
fehlen würden. Studenten höherer Semester brachten
vor, daß eine Unterbrechung für eine Wehrübung auch
von weniger als zwei Wochen für sie einen nicht mehr
aufzuholenden Rückschlag bedeute. So wurde z. B. ein
Student einer Fachhochschule aufgrund seines Antrags
für die Dauer einer Wehrübung vom Wehrdienst zurück-
gestellt, weil er hatte nachweisen können, daß die bei
Teilnahme an der Wehrübung versäumten prüfungsrele-
vanten Veranstaltungen im laufenden Semester nicht
mehr angeboten wurden.

Einem anderen Petenten konnte nicht geholfen werden,
der eine betriebsinterne sechsmonatige Weiterbildungs-
möglichkeit wahrgenommen hatte und sich nun darüber
beschwerte, daß diese Weiterbildung durch eine fünftä-
gige Truppenwehrübung unterbrochen werden solle.

Ganz anders sieht regelmäßig die Interessenlage der
Beteiligten aus, wenn es um die Absolvierung von Ein-
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zelwehrübungen geht. Das Interesse hieran besteht un-
verändert fort.

In diesem Zusammenhang ist positiv anzumerken, daß
die in meinem letzten Jahresbericht beschriebene Ein-
schränkung von Einzelwehrübungen, die auf die Nut-
zung von Wehrübungsplätzen für zusätzliche Anschluß-
wehrübungen von arbeitslosen Grundwehrdienstleisten-
den zurückzuführen war, weggefallen ist. Mit der Ände-
rung des Arbeitsförderungsgesetzes zum 1. Januar 1998
sind die aus sozialen Gründen ermöglichten Anschluß-
wehrübungen nicht mehr notwendig, da arbeitslose
Wehrpflichtige nunmehr bereits mit ihren zehn Monaten
Grundwehrdienst die Mindestwartezeit für den Bezug
von Arbeitslosengeld erfüllen können.

5.11 Soziale Angelegenheiten
der Wehrpflichtigen

5.11.1  Erstattung von Lebensversicherungsbeiträgen

Wiederholt haben Grundwehrdienstleistende und Wehr-
übende auch im Jahr 1998 beanstandet, daß ihre Lebens-
versicherungsbeiträge nicht erstattet würden.

Nach § 14a Arbeitsplatzschutzgesetz werden wehr-
pflichtigen Soldaten Beiträge „zu einer sonstigen Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung“ erstattet. Dazu
gehören auch Beiträge zu Lebensversicherungen, die
ein Beschäftigter zur Sicherstellung seiner Altersver-
sorgung abgeschlossen hat. Letzteres wird bislang dann
angenommen, wenn die Auszahlung der Versiche-
rungssumme im Erlebensfall nicht vor Vollendung des
60. Lebensjahres vereinbart ist. Dies ist durch die
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts bestä-
tigt worden.

In der politischen Diskussion wird darauf hingewiesen,
daß die junge Generation angehalten werden sollte, in
eigener Verantwortung zusätzlich zu ihrer Alterssiche-
rung beizutragen. Vor diesem  Hintergrund  halte  ich  es

für sachgerechter, in der Frage der Anerkennung einer
Lebensversicherung als Teil der Altersversorgung auf
die Länge der Versicherungslaufzeit und nicht mehr
auf das Lebensalter bei Auszahlung der Versicherungs-
summe abzustellen.

5.11.2  Anspruch auf Zahlung von Arbeitslosengeld

Mit der Verkürzung der Grundwehrdienstzeit auf 10 Mo-
nate konnten versicherungspflichtige Grundwehrdienst-
leistende gegenüber Zivildienstleistenden Nachteile beim
späteren Bezug von Arbeitslosengeld erleiden, weil für
sie die Erfüllung der gesetzlichen Anwartschaftszeit von
360 Kalendertagen allein aufgrund der geleisteten
Dienstzeit nicht möglich war.

Diese in Eingaben immer wieder als gesetzliche Un-
gleichbehandlung gerügte Regelung ist durch das Erste
Änderungsgesetz zu § 123 des Dritten Buches des So-
zialgesetzbuches ab 1. Januar 1998 beseitigt worden.
Dadurch ist für Grundwehrdienstleistende die Anwart-
schaftszeit in der Arbeitslosenversicherung von 12 auf
10 Monate verkürzt worden.

Die gesetzliche Neuregelung begrüße ich ausdrücklich.
Sie hat allerdings bei einigen Grundwehrdienstleistenden
wiederum zu Mißverständnissen geführt. Diese hatten
übersehen, daß das genannte Änderungsgesetz lediglich
zur Verkürzung der Anwartschaftszeit geführt hat und alle
übrigen Anspruchsvoraussetzungen zur Zahlung von
Arbeitslosengeld unverändert geblieben sind. So müssen
die Wehrpflichtigen während der Ableistung ihres
Grundwehrdienstes versicherungspflichtig sein. Versiche-
rungspflichtig ist jedoch nur, wer unmittelbar vor Dienst-
antritt versicherungspflichtig beschäftigt war oder eine
derartige Beschäftigung gesucht hat. Die Versicherungs-
pflicht tritt hingegen nicht ein, wenn der junge Mann noch
innerhalb der letzten zwei Monate vor Dienstantritt
Schüler war. Für einen solch kurzen Zeitraum werden
die Betroffenen noch nicht dem Kreis der Arbeitnehmer
zugerechnet. Diese Regelung gilt für Grundwehrdienst-
und Zivildienstleistende gleichermaßen.

6  Personalangelegenheiten der Zeit- und Berufssoldaten

6.1  Nachwuchslage

6.1.1  Nachwuchsgewinnung und Eignungsfest-
stellung für die Laufbahn der Offiziere

Das Bewerberaufkommen für die Laufbahn der Offiziere
des Truppendienstes und des Sanitätsdienstes bewegt
sich weiterhin auf einem erfreulich hohen Niveau. Insbe-
sondere begrüße ich es, daß zunehmend Bewerber aus

der Truppe gewonnen werden. Dies entspricht auch einer
Forderung der Führungsstäbe der Streitkräfte.

Im Berichtsjahr erreichten mich Eingaben von Bewer-
bern für die Laufbahn der Sanitätsoffiziere, die sich
dagegen wandten, daß sie ohne Einladung zur persönli-
chen Vorstellung bei der Offizierbewerberprüfzentrale
eine allein aufgrund der Aktenlage ergangene Sofort-
ablehnung erhalten hatten.
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Nach meinen Feststellungen sieht sich die Offizierbe-
werberprüfzentrale sowohl bei den Sanitätsoffizieran-
wärtern als auch bei den Anwärtern für die Laufbahn der
Offiziere des Truppendienstes zu einer solchen Voraus-
wahl gezwungen. Angesichts der begrenzten Prüfkapa-
zität könnte sonst das hohe Bewerberaufkommen nicht
bewältigt werden. Im Berichtsjahr waren 21 % des ge-
samten Bewerberaufkommens davon betroffen.

Maßgeblich bei der Vorauswahl ist die Überlegung, ob
der Bewerber mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit das
angestrebte Studium erfolgreich durchlaufen kann. Die
entscheidenden Kriterien hierfür sind der Notendurch-
schnitt im Reifezeugnis, die Fächerwahl für die Lei-
stungs- und Grundkurse, bewertet im Hinblick auf das
gewünschte Studium, sowie einschlägige Berufsab-
schlüsse, Praktika oder auch die Ableistung eines sozia-
len Jahres. Ich halte diese Kriterien einer Bewertung
nach Aktenlage für sachgerecht.

6.1.2  Widerrufliche Verpflichtungserklärung

Die Möglichkeit zur Abgabe einer widerruflichen Ver-
pflichtungserklärung durch Ungediente wird in erheb-
lichem Maße in Anspruch genommen. So haben sich
z. B. von den zum 1. Juli und 1. September 1997 in allen
Teilstreitkräften eingestellten 1 240 ungedienten Offi-
zieranwärtern des Truppendienstes 551 widerruflich
verpflichtet. Von diesen haben insgesamt 163 von ihrem
Widerrufsrecht Gebrauch gemacht. Im Jahr 1998 haben
sich zu den gleichen Einstellungsterminen 695 von 1 138
ungedienten Offizieranwärtern des Truppendienstes
widerruflich verpflichtet. Hier liegt die Gesamtzahl der
Widerrufe noch nicht vor.

Die Möglichkeit des Widerrufs bereitet im Hinblick auf
die quantitative und qualitative Bedarfsdeckung in allen
drei Teilstreitkräften, jedoch insbesondere im Heer,
Probleme. So entsteht im Widerrufsfall Nachsteuerungs-
bedarf, wobei Vakanzen und Qualitätsverluste nicht
vollkommen vermieden werden können.

Ungeachtet dieser Schwierigkeiten sehe ich in der Mög-
lichkeit zur widerruflichen Verpflichtungserklärung auch
weiterhin ein notwendiges und fürsorgliches Instrument
der Personalführung. Diese Bewertung soll folgender
Beispielsfall verdeutlichen:

Eine Sanitätsoffizieranwärterin, die auf ein Widerrufs-
recht aus Sorge wegen möglicher Nachteile für ihr Fort-
kommen verzichtet hatte, stellte während der Grundaus-
bildung fest, daß sie insbesondere den physischen An-
forderungen des Offizierberufs nicht gewachsen war.
Daraufhin bat sie um Entlassung. Eine Entlassung ist
jedoch problematisch. Als Rechtsgrundlage kommt allen-
falls § 55 Abs. 4 Soldatengesetz in Frage, der jedoch
voraussetzt, daß sich ein Anwärter für die angestrebte
Laufbahn nicht eignet. Die Feststellung mangelnder
Eignung wiederum geht typischerweise auf körperliche,
geistig-intellektuelle oder charakterliche Mängel zurück.
Solche für eine Entlassung heranzuziehenden Aussa-
gen können erhebliche Auswirkungen auf den anschlie-
ßenden zivilberuflichen Lebensweg des Antragstellers
haben.

Die widerrufliche Verpflichtung ermöglicht es hingegen,
zunächst den Truppenalltag unmittelbar kennenzulernen,
bevor eine endgültige, über den weiteren Lebensweg
entscheidende Verpflichtung eingegangen wird. Darüber
hinaus kommt dieser Verpflichtungsmechanismus letzt-
lich auch der Truppe zugute, denn Unteroffizier- und
Offizieranwärter, die ihre Eignung selbst anzweifeln,
sind für die Bundeswehr kein Gewinn.

6.1.3  Die Situation der „Seiteneinsteiger“

Der Bedarf der Bundeswehr an Unteroffizieren mit spe-
ziellen Fachkenntnissen erfordert es, entsprechend quali-
fizierten Bewerbern ein attraktives Einstiegsangebot zu
machen. Daher wurde im Soldatengesetz die Möglichkeit
eröffnet, mit einem höheren Dienstgrad, z. B. als Unter-
offizier ohne oder mit Portepee, eingestellt zu werden.

Gemäß meiner Anregung in den Jahresberichten 1996
und 1997, diesem Kreis von Zeitsoldaten jeweils unver-
züglich den Erwerb der militärischen Qualifikation zu
ermöglichen, die dem Dienstgrad und der damit verbun-
denen Vorgesetztenstellung entspricht, haben die Teil-
streitkräfte Regelungen zur Sicherstellung einer einheit-
lichen Handhabung dieser Ausbildung erlassen.

Ich hoffe daher, daß es sich tatsächlich um einen Einzel-
fall handelt, wenn mir ein Betroffener schreibt, er habe
nach 48 Monaten Dienstzeit, darunter 34 Monate mit
dem Dienstgrad „Feldwebel“, noch immer keinen militä-
rischen bzw. fachpraktischen Lehrgang besucht. Es ist
nachvollziehbar, daß eine derart mangelhafte Ausbildung
bei den Betroffenen Unsicherheit und den Eindruck
entstehen läßt, „Feldwebel zweiter Klasse“ zu sein.

Vielfach stößt es bei den übrigen Soldaten auf Unver-
ständnis, daß „Seiteneinsteiger“ auch dann ihren Ein-
stellungsdienstgrad behalten, wenn sie den hierfür vor-
gesehenen militärischen Lehrgang nicht bestehen. Es
wird als ungerecht empfunden, wenn diesen Soldaten
trotz unzureichender militärischer Ausbildung im Wege
einer gesonderten Betrachtung die Übernahme in das
Dienstverhältnis eines Berufssoldaten ermöglicht wird.

Diese Umstände veranlassen mich zu dem Appell, darauf
hinzuwirken, daß die vom Gesetzgeber aufgrund eines
vorhandenen Bedarfs verfügte besondere Einstiegsform
von allen Soldaten kameradschaftlich mitgetragen wird.
Andererseits verdeutlichen sie, daß ohne eine konse-
quente und verzugslose militärische Ausbildung der
„Seiteneinsteiger“ Integrationsprobleme fortbestehen
werden.

6.2    Laufbahnfragen

6.2.1  Allgemeine Beförderungslage

Einen wesentlichen Teil der Eingaben in Personalange-
legenheiten der Zeit- und Berufssoldaten nehmen Beför-
derungsfragen ein.

Die Hauptursachen für Verwendungs- und Beförde-
rungsprobleme hängen mit einer in vielen Bereichen
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unausgewogenen Altersstruktur zusammen. Dennoch
kann ich feststellen, daß es den personalführenden
Dienststellen in den meisten Fällen gelingt, das Errei-
chen der sogenannten Laufbahnperspektive sicherzu-
stellen, soweit in der Person des betreffenden Soldaten
keine Hinderungsgründe vorliegen.

Die grundsätzliche Herausforderung besteht darin, einen
akzeptablen Ausgleich zwischen Beförderungen auf-
grund der leistungsbezogenen Beförderungsreihenfolge
einerseits und Beförderungen zum Erreichen einer be-
stimmten Laufbahnperspektive andererseits zu finden.

Der berufliche Werdegang in den Streitkräften muß so
attraktiv wie möglich gestaltet sein. Es stellt sich jedoch
die Frage, ob diese Attraktivität für leistungsbereite
Interessenten nicht eher durch eine stärkere Betonung
des Leistungsgedankens gewährleistet wird.

6.2.2  Beförderungen für SaZ-Mannschaften im Heer

Mit besonders großer Sorge betrachte ich die fehlenden
Beförderungsmöglichkeiten für SaZ-Mannschaften im
Heer. Im Berichtsjahr haben mich verstärkt Eingaben
von Soldaten erreicht, die das Ausbleiben einer zeitge-
rechten Beförderung beklagten.

So erhielt ich eine Eingabe, bei der meine Ermittlungen
ergaben, daß in dem betreffenden Bataillon in den Jahren
1997 und 1998 lediglich ein SaZ-Mannschaftssoldat, der
nicht Unteroffizier- oder Offizieranwärter war, befördert
worden ist. Es liegt auf der Hand, daß dies nicht nur bei
den Betroffenen einen erheblichen Motivationsverlust
mit sich bringt, sondern dazu noch ein Ansehensverlust
bei den Grundwehrdienstleistenden eintritt. Für die
Grundwehrdienstleistenden sind meist bessere Beförde-
rungsmöglichkeiten gegeben, so daß diese Soldaten
vielfach höhere Dienstgrade bekleiden als langgediente
SaZ-Mannschaften.

Nach meiner Einschätzung sind mehrere Gründe für
diese schwierige Beförderungssituation zu erkennen: So
hat es nach der Neustrukturierung in Hauptverteidi-
gungs- und Krisenreaktionskräfte insbesondere bei den
Krisenreaktionsverbänden einen sehr schnellen Auf-
wuchs an SaZ-Mannschaften gegeben. Dadurch ist eine
stetige Regeneration erschwert worden. Bei den Haupt-
verteidigungsverbänden waren viele Planstellen zu strei-
chen, so daß für die nachfolgenden Soldaten Beförde-
rungsmöglichkeiten wegfielen.

Mittlerweile ist innerhalb der Dienstgradgruppe der
Mannschaften eine Weiterverpflichtung über vier Jahre
hinaus grundsätzlich nicht mehr möglich. Ausnahmen
gelten hier lediglich für Spezialisten in mangelhaft be-
setzten Ausbildungs- und Verwendungsreihen und für
solche Fälle, in denen Stabsgefreiten- oder Oberstabsge-
freitendienstposten zur Verfügung stehen. Die zuvor
über vier Jahre hinaus verpflichteten Mannschaften be-
setzen nun allerdings noch über längere Zeit hinweg
Hauptgefreiten-Planstellen, so daß auch hier noch keine
zeitgerechte Regeneration möglich ist.

Die Beförderungssituation bei den SaZ-Mannschaften
wird noch dadurch verschärft, daß Verbände, die Kon-

tingente für den Einsatz im ehemaligen Jugoslawien
bereitzustellen haben, teilweise ihre FWDL-Soldaten als
Soldaten auf Zeit verpflichten müssen, um deren Teil-
nahme sicherzustellen.

Die Bewältigung der drängenden Beförderungsproble-
me in diesem Bereich wird nach meinem Eindruck
noch durch eine fehlerhafte Nutzung des sogenannten
Planstellenüberwachungssystems erschwert. Durch
dieses System soll die Stelle eines ausscheidenden
Soldaten unverzüglich als frei gemeldet werden. Jedoch
erfolgt die Dateneingabe nicht durch die Bataillone
oder Brigaden, sondern durch das Rechenzentrum der
Bundeswehr, dem entsprechende Meldungen auf dem
Dienstweg zugeführt werden müssen. Dieses zeitauf-
wendige Verfahren, das noch dazu oft vernachlässigt
wird, verhindert die angestrebte nahtlose Nachbeset-
zung und führt umgekehrt auch dazu, daß das Überwa-
chungssystem Planstellen über Monate hin als frei
meldet, die tatsächlich längst besetzt sind. Hier erwarte
ich Abhilfe.

Mit Interesse habe ich die Mitteilung des Führungsstabs
des Heeres zur Kenntnis genommen, wonach ab dem
1. April 1999 eine Zentralisierung der Stellenbearbeitung
und Planstellenbewirtschaftung für das Heer in den
Besoldungsgruppen A1 bis A9 mit Amtszulage vorge-
sehen sei. Ich hoffe, daß die Einrichtung eines solchen
zentralen Dezernats bei der Stammdienststelle des Hee-
res zu einer intensiveren Nutzung der raren Planstellen
führt.

Ich sehe die Notwendigkeit, daß diesem sensiblen Be-
reich eine erhöhte Aufmerksamkeit zukommt. Die SaZ-
Mannschaften haben aufgrund ihrer vielfältigen Kon-
takte zu ihren wehrpflichtigen Kameraden eine wichtige
Multiplikatorenfunktion. Den jungen Grundwehrdienst-
leistenden sollten motivierte SaZ-Mannschaften zur
Seite stehen, die ihre Freude am Dienst in der Bundes-
wehr überzeugend vermitteln können. Neben einer Zen-
tralisierung der Bearbeitung vorhandener Planstellen
sollten deshalb in begründeten Einzelfällen kurzfristig
Beförderungen ermöglicht werden.

6.2.3  Beförderungen für SaZ-Mannschaften
in der Luftwaffe

Auch in der Luftwaffe kam es im Berichtsjahr hinsicht-
lich der Beförderung von Obergefreiten zu Hauptgefrei-
ten bei den SaZ-Mannschaften zu einer besorgniserre-
genden Entwicklung. Im ersten Halbjahr 1998 bestand in
der Luftwaffe ein generelles Beförderungsverbot für
Obergefreite, das in der zweiten Jahreshälfte nur teil-
weise aufgehoben werden konnte. Grund hierfür war die
Nutzung von Unteroffizierplanstellen für die Beförde-
rung von Obergefreiten zu Hauptgefreiten im Jahre
1997. Da diese Verfahrensweise mit dem Haushaltsrecht
nicht vereinbar ist, war die Luftwaffe gehalten, die so
beförderten Hauptgefreiten schnellstmöglich auf origi-
näre Hauptgefreitenplanstellen zu setzen. Aus den Rei-
hen der sich nunmehr aufgrund dieser Fehlsteuerung in
einem Beförderungsstau befindenden Obergefreiten
erreichten mich zahlreiche Eingaben.
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6.2.4  Stellenbörse

1988 wurde die Stellenbörse in der Bundeswehr einge-
führt. Das System, das ausschließlich durch die Wehr-
dienstberater in den Kreiswehrersatzämtern und das
Fachpersonal der S1-Abteilungen in den Verbänden
betrieben wird, hat gegenwärtig einen Bestand von 650
Personalcomputern. Ein Ausbau auf rund 850 Geräte ist
geplant. Die angestrebten Ziele einer optimierten Nut-
zung der verfügbaren Stellen sowie einer den Wünschen
der Soldaten angepaßten Verwendung und Ausbildung
sind unterstützenswert. Leider werden bislang die durch
die Stellenbörse gegebenen Möglichkeiten nicht optimal
genutzt. So hat das Bundesministerium der Verteidigung
eingeräumt, daß noch nicht alle Verbände vollständig
mit den nötigen Geräten ausgestattet seien und der Aus-
bildungsstand des Nutzerpersonals noch nicht zufrieden-
stellend sei. Hinzu kommen Verzerrungen in der Dar-
stellung der tatsächlich verfügbaren Stellen durch unter-
lassene oder falsche Meldungen der personalbearbeiten-
den Dienststellen.

Wünschenswert wäre meiner Meinung nach eine ein-
heitliche Regelung des Zugriffsverfahrens für die Stel-
lenbörse. Bislang liegt die Regelungszuständigkeit bei
den Verbänden. Das hat jedoch zur Folge, daß die
Kommandeure und Dienststellenleiter nach den Vorga-
ben ihrer Teilstreitkräfte für die Ausschreibung im Sy-
stem „Stellenbörse“ verantwortlich sind.

Da es keine freie Nutzung der „Stellenbörse“ geben kann,
sehe ich es als notwendig an, daß in allen Verbänden für
die Soldaten Ansprechpartner zur Verfügung stehen, die
die notwendigen Informationen zugänglich machen.

6.2.5  Das neue Beurteilungssystem

In den zurückliegenden Jahren hatten meine Vorgänger
und ich immer wieder Veranlassung, auf Probleme mit
dem jeweils geltenden Beurteilungssystem hinzuweisen.
Im Berichtsjahr sind neugefaßte Bestimmungen über die
Beurteilung der Soldaten der Bundeswehr herausgegeben
worden. Sie werden zum planmäßigen Beurteilungster-
min 31. März 1999 zum ersten Mal angewandt.

Das bislang gültige Beurteilungssystem hatte sich infol-
ge einer inflationären Benotungstendenz überlebt. So
hatten sich z.B. die Beurteilungen der Majore/Korvetten-
kapitäne zwischen September 1991 und September 1997
von durchschnittlich 2,25 auf 1,71 verbessert. Die Art
und Weise der Notenvergabe hatte die Beurteilung als
Mittel der Personalauswahl weitgehend ihrer Aussage-
kraft beraubt.

Ich begrüße ausdrücklich, daß das Bundesministerium
der Verteidigung davon Abstand genommen hat, Ver-
gleichsmaßstäbe zwischen dem alten und dem neuen
Beurteilungssystem festzulegen, die einer erneuten No-
teninflation womöglich Vorschub geleistet hätten.

6.2.6  Dienstzeugnisse

In der Vergangenheit mußte ich wiederholt auf Män-
gel bei der Erstellung von Dienstzeugnissen hinweisen.

Daher betrachte ich es als einen positiven Schritt, daß die
Richtlinien über die Erstellung von Dienstzeugnissen
nunmehr in die ZDv 20/6 „Bestimmungen über die Be-
urteilungen der Soldaten der Bundeswehr“ übernommen
wurden. Dienstzeugnisse für ausscheidende Soldaten
haben damit formal die gleiche Wertigkeit wie Beurtei-
lungen aktiver Soldaten.

Inhaltlich stellt es eine Verbesserung dar, daß die bislang
zwingend vorgeschriebene Vergabe von Wertungsnoten
für Verhalten, Führung und Leistung durch eine jeweils
frei zu formulierende Beschreibung ersetzt wurde. Dies
entspricht eher den Anforderungen des zivilen Arbeits-
marktes.

6.2.7  Ablösung von Lehrgängen infolge disziplinarer
Verfehlungen

Zur Wahrung der Disziplin in den Streitkräften hat der
Gesetzgeber den jeweiligen Disziplinarvorgesetzten die
Maßnahmen der Wehrdisziplinarordnung zur Verfügung
gestellt. Gesetzessystematisch steht es dem Disziplinar-
vorgesetzten nicht frei, zur Ahndung von Dienstvergehen
anstelle von Disziplinarmaßnahmen bzw. Erzieherischen
Maßnahmen status- oder laufbahnrechtlich relevante
Schritte einzuleiten. Insbesondere muß der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit beachtet werden, der als wesent-
liches Rechtsstaatselement Verfassungsrang genießt.

Für unverhältnismäßig halte ich die Ablösung eines
Offizieranwärters von einem Einzelkämpferlehrgang, der
bei einer Marsch- und Waldlagerausbildung befehlswid-
rig einen Apfel mitgenommen hatte. Diese laufbahn-
rechtliche Maßnahme wurde seitens des zuständigen
Vorgesetzten der Verhängung einer Disziplinarmaßnah-
me vorgezogen, um ein Exempel zu statuieren und eine
größere erzieherische Wirkung zu erzielen.

Die Ablösung vom Einzelkämpferlehrgang bedeutet für
den Betroffenen eine nicht unerhebliche Verzögerung
seines Fortkommens. Die Verhängung einer Diszi-
plinarmaßnahme wäre in diesem Fall nach meiner Auf-
fassung ausreichend gewesen, zumal insoweit eine Viel-
zahl von Sanktionsmöglichkeiten zur Verfügung steht.

6.2.8  Versagung von Sicherheitsbescheiden

Der bei der Versagung von Sicherheitsbescheiden zu-
grundegelegte Maßstab ist für mich nicht immer nach-
vollziehbar.

Ein Stabsunteroffizier hatte 1995 - noch als Zivilist -
Amphetamine zum Kauf angeboten und konsumiert.
Das damals gegen ihn eingeleitete strafrechtliche Er-
mittlungsverfahren wurde 1996 nach Zahlung einer
geringen Geldbuße eingestellt. Seit Ende des Jahres
1995 ergaben sich keine Hinweise mehr auf den Kon-
sum von Betäubungsmitteln. Im Mai 1996 wurde der
Petent Soldat. Seine Vorgesetzten beurteilen ihn posi-
tiv. Die Erteilung des Sicherheitsbescheides wird ihm
gleichwohl unter Hinweis auf die Gefahr eines Rück-
falls versagt. Somit kann er nicht die notwendige Aus-
bildung durchlaufen.
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Wegen seiner tadellosen Führung als Soldat und des
positiven Gesamteindrucks wird ihm nunmehr angebo-
ten, bereits nach zwei Jahren – und nicht erst wie üblich
nach fünf Jahren – eine Wiederholungsüberprüfung
durchzuführen. Dieses Angebot ist für den Petenten
jedoch wenig hilfreich, da die Wiederholungsüberprü-
fung fünf Monate vor dem Entlassungstermin eingeleitet
würde. Im Anschluß wäre die vorgesehene Ausbildung
nicht mehr realisierbar bzw. für den Dienstherrn nicht
mehr sinnvoll. Eine Weiterverpflichtung ist aufgrund der
fehlenden zeitgerechten Ausbildung nicht zu erwarten.
Auch der alternativ vorgeschlagene Wechsel in eine
nicht sicherheitsempfindliche Tätigkeit erscheint in An-
betracht des fortgeschrittenen Lebens- und Dienstalters
des Petenten wenig erfolgversprechend.

Ich verkenne nicht, daß die Sicherheitsinteressen der
Bundesrepublik Deutschland Vorrang vor individuellen
Interessen haben müssen. Jedoch kann ich mich des
Eindrucks nicht erwehren, daß bei den Sicherheitsüber-
prüfungen gelegentlich ein Maßstab angelegt wird, der
den Reife- und Entwicklungsprozessen junger Menschen
nicht genügend Rechnung trägt. Im konkreten Fall hat
mich die Abwägung zwischen einer einwandfreien
dienstlichen Führung auf der einen Seite und jugend-
lichen Verfehlungen im Vorfeld der Dienstzeit auf der
anderen Seite nicht überzeugen können. Auch bin ich der
Auffassung, daß zum Zeitpunkt der Einstellung eines
SaZ-Bewerbers bekannte Umstände bereits daraufhin
überprüft werden sollten, ob sie möglicherweise Lauf-
bahnprobleme zur Folge haben könnten. Im Zweifel
sollte auf eine Einstellung verzichtet werden.

6.3  Personalbearbeitung – Mängel, Bearbei-
tungsdauer, Transparenz

Immer wieder erreichen mich Eingaben, in denen Sol-
daten eine mangelhafte oder ungebührlich lange Bear-
beitung von Anträgen in Personalangelegenheiten rügen.
Nicht hinnehmbar sind Verzögerungen, die zu laufbahn-
rechtlichen Nachteilen führen.

Wenn derartige Verstöße gegen die Grundsätze der Inne-
ren Führung mit Vakanzen oder nicht funktionsgerecht
ausgebildetem Personal in den entsprechenden Arbeits-
bereichen begründet werden, habe ich hierfür kein Ver-
ständnis. Gerade in einem so wichtigen Bereich muß die
Ausstattung mit qualifiziertem Personal Priorität haben
und die Qualität der Arbeit durch eine verstärkte Dienst-
aufsicht auf hohem Niveau gehalten werden.

Es ist erschreckend, wenn sogar grundlegende Verfah-
rensvorschriften für die Bearbeitung von Personalange-
legenheiten keine Beachtung finden. So darf es nicht
geschehen, daß der Antrag eines Unteroffiziers m.P. auf
Übernahme in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten
durch einen Kompaniefeldwebel abschlägig beschieden
und nicht, wie vorgeschrieben, mit einer Stellungnahme
des Disziplinarvorgesetzten an die zuständige Stamm-
dienststelle weitergeleitet wird.

In einem anderen Fall zog sich die Bearbeitung des An-
trags eines Petenten auf Übernahme als Reserveoffizier-

anwärter in seiner Einheit über fünf Monate hin, bis
dieser dem Personalamt der Bundeswehr vorgelegt wur-
de. Die Einsteuerung des Soldaten in die Regelausbil-
dung war zu diesem Zeitpunkt nicht mehr möglich.

Ein Oberfeldwebel stellte im Juni 1997 den Antrag auf
Übernahme in das Dienstverhältnis eines Berufssoldaten.
Die Unterlagen wurden nicht an die zuständige Stamm-
dienststelle weitergeleitet. Erst auf meine Intervention
hin konnte der Petent noch in das laufende Auswahlver-
fahren des Jahres 1998 eingebracht werden.

Ich vertrete die Auffassung, daß jeder Soldat einen An-
spruch auf frühestmögliche Planungssicherheit hat. Da-
her ist neben der zeitgerechten Bearbeitung und Wei-
terleitung von Anträgen auch auf eine rechtzeitige Be-
scheidung der Antragsteller zu achten. So konnte in
einem Fall aufgrund einer anhängigen Anfrage bei der
„Gauck-Behörde“ die für den Petenten ursprünglich
vorgesehene Übernahme in das Dienstverhältnis eines
Berufssoldaten im Jahre 1995 nicht erfolgen. Die Ent-
scheidung über die Nichterteilung des erforderlichen
Sicherheitsbescheides erging im August 1997, wurde
jedoch dem Petenten erst infolge seiner Eingabe im März
1998 in der Form eines ablehnenden Bescheids mitge-
teilt.

Nicht immer werden Personalangelegenheiten mit der
notwendigen Transparenz gegenüber den Betroffenen
behandelt.

Ein Oberleutnant erhielt in einem Personalgespräch den
Hinweis, daß er wunschgemäß drei Monate später ver-
setzt werden sollte. Als die Versetzungsverfügung aus-
blieb, wurde ihm auf seine Nachfrage mitgeteilt, daß die
vorgesehene Versetzung vorerst doch nicht anstehe. Die
durchaus nachvollziehbaren Gründe für diese Entschei-
dung wurden dem Petenten jedoch nicht erläutert. Bei
dieser Verfahrensweise kann von dem Soldaten auch
kein Verständnis für die Entscheidung erwartet werden.

Transparenz darf andererseits nicht heißen, daß gegen
das Gebot der Vertraulichkeit von Personalangelegen-
heiten verstoßen wird.

Nachdem ein Oberfeldwebel sich in geselliger Runde mit
einer nicht korrekt wiedergegebenen Beurteilung seiner
Person gebrüstet hatte, ließ sich sein Disziplinarvorge-
setzter an Ort und Stelle dazu hinreißen, dem Petenten
einen Arbeitsentwurf für die Beurteilung so zu präsentie-
ren, daß den anwesenden Kameraden eine Einsicht-
nahme ermöglicht wurde.

Einen groben Verstoß gegen die Grundsätze der Perso-
nalführung und der Inneren Führung offenbarte die Ein-
gabe eines Hauptfeldwebels:

Diesem war von seinem Disziplinarvorgesetzten auf der
Grundlage des bis Ende September 1998 geltenden Be-
urteilungssystems eine Beurteilung eröffnet worden,
deren Noten in der gebundenen Beschreibung sich über-
wiegend zwischen vier und sechs bewegten. Entspre-
chend negativ war auch die freie Beschreibung formu-
liert. Diese Beurteilung wich erheblich von den bisheri-
gen Beurteilungen des Petenten ab. Am Ende eines
mehrstündigen Gesprächs über diese Beurteilung prä-

3

4

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12



Drucksache 14/500 – 30 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

sentierte der Disziplinarvorgesetzte dem Petenten einen
zweiten, moderateren, jedoch von den früheren Beurtei-
lungen immer noch deutlich nach unten abweichenden
Beurteilungsentwurf. Das „Angebot“, der zuerst bespro-
chene Entwurf werde nicht zum Tragen kommen, wenn
der Petent dem zweiten Entwurf zustimme, führte zu
Recht zur Einleitung eines truppendienstlichen Verfah-
rens gegen den Disziplinarvorgesetzten.

Auch kann es nicht angehen, daß Bescheide personalbe-
arbeitender Dienststellen der Marine Laufzeiten von über
zwei Monaten haben, obwohl sich das Schiff des Peten-
ten weder auf See noch in Übersee befindet. Als eine
Verletzung der Fürsorgepflicht sehe ich es an, wenn die
negative Entscheidung über einen Antrag auf Versetzung
von Bord auf eine Landverwendung nicht im Rahmen
eines vertraulichen Gesprächs durch den Disziplinarvor-
gesetzten, sondern schlicht durch den postverteilenden
Wachtmeister an Bord eröffnet wird. Der Inspekteur der
Marine hat die von mir angesprochenen Schwachstellen
anerkannt und veranlaßt, daß die Vorgesetzten auf ihre
Fürsorge- und Beratungspflicht hingewiesen werden.

6.4  Eingliederung ausscheidender Soldaten
in das zivile Berufsleben

Für längerdienende Zeitsoldaten bedeutet das Ausschei-
den aus der Bundeswehr den Eintritt in einen neuen
Lebensabschnitt, der sorgfältig vorbereitet sein muß.

Die Arbeitsmarktlage trifft diejenigen besonders hart, die
mit einem für einen Berufsanfänger vergleichsweise
hohen Lebensalter und einem möglicherweise nicht mehr
marktgerechten Ausbildungsstand das zivile Erwerbs-
leben beginnen.

Das vom Bundesministerium der Verteidigung geschaf-
fene Regelwerk zur Erleichterung der Eingliederung von
Zeitsoldaten in das zivile Berufsleben hat sich grund-
sätzlich bewährt. Auch war es im Berichtsjahr weniger
die Beratung durch den zuständigen Berufsförderungs-
dienst, die im Ziel der Kritik stand, als vielmehr das
Verhalten einiger Vorgesetzter, von denen sich die Sol-
daten mehr Unterstützung erhoffen durften.

So bemängelte ein Offizier zu Recht das Fürsorge-
verständnis seines Vorgesetzten, weil er nach Ablauf
von drei Monaten bis unmittelbar vor Beginn seiner
Fachausbildung noch keinen Bewilligungsbescheid
über die Freistellung vom militärischen Dienst erhalten
hatte.

In einem anderen Fall war eine Soldatin gegen Ende
ihrer Verpflichtungszeit schwanger geworden und benö-
tigte dringend Informationen über ihre Ansprüche auf
berufsfördernde Maßnahmen, Entlassungsgeld und
Übergangsgebührnisse. Niemand im Bereich des Ver-
bandes war in der Lage, ihre Fragen verbindlich und klar
zu beantworten. Erst die Einschaltung des Bundesmini-
steriums der Verteidigung führte dazu, daß die Petentin
eine umfassende Antwort auf die von ihr gestellten Fra-
gen erhielt.

Das Bundesministerium der Verteidigung hat in einem
Erlaß die Auswirkungen der Mutterschutzzeit bzw. des
Erziehungsurlaubs auf die Berufsförderungsansprüche
im einzelnen dargelegt und damit für eine vollständige
Unterrichtung auf diesem Gebiet Sorge getragen. Aller-
dings weise ich darauf hin, daß es mit der Inkraftsetzung
von Erlassen nicht getan ist. Die Vorgesetzten müssen
sich mit deren Inhalt vertraut machen und in der Lage
sein, entsprechende Hinweise zu geben.

Auch möchte ich mich einer Ermahnung des Inspekteurs
der Marine an den ihm unterstellten Bereich anschließen,
wonach die Vorgesetzten auch gegenüber den wehr-
pflichtigen Soldaten ihrer Informationspflicht über be-
stehende Möglichkeiten der Berufsförderung nachkom-
men müssen.

Mit besonderer Sorge sehe ich die Situation der Solda-
ten, die während ihrer Bundeswehrzeit durch einen
Unfall gesundheitlich stark beeinträchtigt wurden und
deshalb ihren Zivilberuf nicht mehr ausüben können.
Ich bin der Auffassung, daß es die Fürsorgepflicht des
Dienstherrn gebietet, diesen Soldaten und ihren Fami-
lien durch ein verbessertes Ineinandergreifen der Ver-
sorgung durch die Bundeswehr und der Rehabilita-
tionsmaßnahmen seitens der Arbeitsämter die Reinte-
gration zu erleichtern.

7  Soziale Absicherung der Soldaten nach ihrem Ausscheiden

7.1  Sozialrechtliche Beratung der Soldaten
auf Zeit

In unterschiedlichen Zusammenhängen bin ich von Zeit-
soldaten darauf aufmerksam gemacht worden, daß sie zu
Beginn bzw. während ihrer Dienstzeit nicht ausreichend
über sozial-, sozialversicherungs- und versorgungsrecht-
liche Bestimmungen unterrichtet worden seien.

Beispielsweise beklagten Soldaten, die während ihrer
Dienstzeit durch Unfall oder Krankheit eine nachhal-
tige gesundheitliche Beeinträchtigung erlitten hatten,

nach Ende ihrer Dienstzeit keinen Krankenversiche-
rungsschutz zu haben oder zumindest hierfür einen
erheblichen Risikozuschlag leisten zu müssen. Dies
hätte durch den frühzeitigen Abschluß einer Anwart-
schaftskrankenversicherung verhindert werden können.
Jedoch sei man über diesen Zusammenhang nicht auf-
geklärt worden.

Der Bundesminister der Verteidigung hat meine Anre-
gung aufgegriffen und eine spezielle Informationsschrift
„Wichtige Hinweise zur sozialen Absicherung und Ver-
sorgung der Soldaten auf Zeit“ herausgegeben. Diese
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Broschüre wird allen Soldaten auf Zeit gegen Emp-
fangsbescheinigung ausgehändigt. Ich hoffe, daß damit
die bestehenden Informationsdefizite behoben werden
können.

7.2  Schließung der „Versorgungslücke“

In der ersten Hälfte des Berichtsjahres wurde das Ver-
sorgungsreformgesetz 1998 verabschiedet, mit dem ab
1. Januar 1999 die sogenannte „Versorgungslücke“ für
die aus der  ehemaligen  NVA  übernommenen  Berufs-

soldaten geschlossen werden konnte. Diese „Versor-
gungslücke“ war dadurch entstanden, daß der Zeitpunkt
der Gewährung einer Versorgung nach dem Soldaten-
versorgungsgesetz – für die Dienstzeit ab dem 3. Okto-
ber 1990 in der Bundeswehr – und der Beginn des
Rentenbezugs – für die Dienstzeit in der NVA – aus-
einanderfielen.

Ich begrüße es, daß die auch von mir seit Jahren ange-
mahnten gesetzlichen Änderungen nunmehr für den be-
troffenen Personenkreis verbesserte Versorgungsbezüge
ermöglichen.

8  Sanitätsdienst

8.1  Personelle Entwicklung bei den Sanitäts-
offizieren und -unteroffizieren

Die insgesamt erfreuliche Entwicklung des Bewerber-
aufkommens für die Laufbahnen der Sanitätsoffiziere
und -unteroffiziere, die bereits für das Jahr 1997 hatte
festgestellt werden können, hat sich im Berichtsjahr
fortgesetzt. Insoweit hat sich auch die Lage bei der Be-
setzung von Truppenarzt-Dienstposten normalisiert.

Allerdings bleibt anzumerken, daß für eine Reihe abge-
legener und deshalb als weniger attraktiv empfundener
Standorte – hier sind insbesondere solche in den neuen
Bundesländern betroffen – Probleme bestehen, entspre-
chende Dienstposten unverzüglich nachzubesetzen.

Auch zeichnet sich ab, daß aufgrund andauernder Ab-
stellungen von durchschnittlich etwa 50 Sanitätsoffizie-
ren (Arzt) für Auslandseinsätze vielerorts in Sanitätsein-
richtungen erhebliche personelle Lücken entstehen, die
nicht geschlossen werden können. Da es sich hier um
kein vorübergehendes Problem handelt, sollte der Aus-
landseinsatz im Personalbemessungsschlüssel berück-
sichtigt werden.

8.2  Frauen im Sanitätsdienst der Bundeswehr

8.2.1  Die dienstliche Situation weiblicher Soldaten

1998 ist der Anteil der weiblichen Soldaten unter den
Sanitätsoffizieren und -unteroffizieren erwartungsgemäß
weiter angestiegen. Ihre Lehrgangsergebnisse wie auch
ihre Einsatzbereitschaft und Effizienz im dienstlichen
Alltag müssen den Vergleich mit den männlichen Kame-
raden nicht scheuen.

Die Soldatinnen geben mir deshalb zu verstehen, daß sie
sich im Grunde nur die objektive Anerkennung ihrer
Leistungen durch Kameraden und Vorgesetzte wün-
schen. Das Geschlecht solle bei einer Bewertung weder
positiv noch negativ ins Gewicht fallen. Nachvollzieh-
bare sachliche Einstellungsvoraussetzungen und Beur-
teilungsstandards sind hierfür notwendige Rahmenbe-
dingungen.

Ungelöst ist weiterhin das Problem, daß Soldatinnen
nicht im Wachdienst eingesetzt werden dürfen. Dies
führt in Bereichen mit einem besonders hohen weibli-
chen Anteil zu einer nicht mehr hinnehmbaren Wachbe-
lastung der männlichen Kameraden. Eine solche Un-
gleichbehandlung sehen die Soldatinnen als diskriminie-
rend und auch nicht eben förderlich für Kameradschaft
und Integration an. Ich hoffe, daß dieses bereits in meh-
reren Jahresberichten angesprochene Thema endlich
einer befriedigenden Regelung zugeführt werden kann.

8.2.2  Ausfallzeiten und Personalersatz

Eine unvermeidliche Konsequenz des wachsenden Anteils
weiblicher Soldaten im Sanitätsdienst sind Personaleng-
pässe aufgrund schwangerschaftsbedingter Ausfallzeiten.
So trug mir der Leiter eines Standortsanitätszentrums vor,
daß in seinem Bereich von 34 Unteroffizieren 17 Frauen
und von diesen sieben schwanger seien. Ein Wehrbe-
reichsarzt berichtete mir, daß von den insgesamt acht
Truppenärztinnen derzeit vier ein Kind erwarteten.
Schwangere Sanitätsoffiziere und -unteroffiziere sind
nach der Mutterschutzverordnung für Soldatinnen nicht
mehr im Dienst am Patienten einsetzbar. Jedoch kann
aufgrund der haushaltsrechtlichen Leerstellenregelung
erst dann, wenn eine schwangere oder im Mutterschutz
befindliche Soldatin ankündigt, Erziehungsurlaub von
mindestens einem Jahr in Anspruch nehmen zu wollen,
adäquater Ersatz organisiert werden.
Gegenwärtig können Personalengpässe aufgrund von
Schwangerschaften und der Inanspruchnahme von Er-
ziehungsurlaub noch bewältigt werden, ohne daß die
Einsatzbereitschaft des Sanitätsdienstes ernsthaft gefähr-
det wäre. Jedoch ist mit Blick auf die Bewerberentwick-
lung mit einer deutlichen Verschärfung der Lage zu
rechnen. Es muß deshalb ein flexibleres Personalersatz-
modell erarbeitet werden.

8.3  Materielle Ausstattung des Sanitätsdienstes

Um eine umfassende medizinische Betreuung und Ver-
sorgung der Soldaten zu erreichen, die den Vergleich mit
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entsprechenden zivilen Einrichtungen nicht zu scheuen
braucht, ist die Ausstattung mit hochwertigem medizini-
schem Gerät unverzichtbar.

Bei meinen Truppenbesuchen konnte ich mich davon
überzeugen, daß insbesondere die Standortsanitätszen-
tren, die Facharztzentren und die Bundeswehrkranken-
häuser in der Regel sehr gut mit medizinischem Gerät
ausgestattet und auch in akzeptablen Liegenschaften
untergebracht sind.

Allerdings mußte ich in einigen Standorten erhebliche
Defizite feststellen. Die Instandsetzung von Sanitätsein-
richtungen an einem Standort sollte grundsätzlich Prio-
rität gegenüber entsprechenden Arbeiten an Stabs- und
Verwaltungsgebäuden haben. Minimalanforderung an
eine Sanitätseinrichtung ist eine bauliche Gestaltung, die
sowohl in den Untersuchungsräumen als auch auf der
Bettenstation absolut einwandfreie hygienische Bedin-
gungen zuläßt.

Bei der Ausstattung mit unspezifischem Gerät sollte der
Bedeutung des Sanitätswesens ebenfalls mehr Aufmerk-
samkeit zuteil werden. So fehlt mir das Verständnis
dafür, wenn ausgerechnet die Soldaten eines Sanitätsbe-
reiches für Ablichtungen von immerhin der ärztlichen
Schweigepflicht unterfallenden Unterlagen andere Ge-
bäude aufsuchen müssen. Sowohl in den Standortsani-
tätszentren als auch in den Außenstellen, insbesondere
soweit diese Einstellungs- und Entlassungsuntersuchun-
gen durchzuführen haben, halte ich auch eine Ausstat-
tung mit Personalcomputern und Faxgeräten für erfor-
derlich. In Stellungnahmen mir gegenüber wird immer
wieder das Fehlen dieser Geräte als Ursache für Mängel
im Zusammenhang mit der schnellen Verfügbarkeit
wichtiger Daten genannt.

8.4  Der Sanitätsdienst und seine Patienten

8.4.1  Umgang mit kranken Soldaten

In zahlreichen Eingaben spiegelt sich ein gestörtes Ver-
trauensverhältnis zwischen dem Patienten und dem für
ihn zuständigen Truppenarzt wider. Ausdrücklich wer-
den immer wieder ein rüder Umgangston, fehlendes
Verständnis für die beschriebenen gesundheitlichen
Probleme und ein unzureichendes Fürsorgeverhalten
kritisiert.

Die im Ziel der Kritik stehenden Ärzte weisen derartige
Beanstandungen regelmäßig zurück. Vielfach werden
Auffassungsunterschiede deutlich, die sich auf die Dop-
pelfunktion des Truppenarztes zurückführen lassen.
Dieser ist als behandelnder „Hausarzt“ des Soldaten für
das Wohl seiner Patienten verantwortlich. Zugleich hat
er die Einsatzbereitschaft der Truppe im Rahmen des
medizinisch Verantwortbaren sicherzustellen.

Soweit atmosphärische Fragen eine Rolle spielen, stehen
die Truppenärzte bei jedem Patienten wieder neu vor der
Aufgabe, die richtige Tonlage zu treffen. Natürlich ist
mir nicht unbekannt, daß es auch bei der Bundeswehr
gelegentlich Simulanten oder überzogene Erwartungs-
haltungen gibt. Gleichwohl ist der Truppenarzt gehalten,

seinem Patienten nicht von vornherein mit militärischer
Strenge das Gefühl zu vermitteln, er glaube ihm nicht
oder nehme geäußerte Nöte und Sorgen nicht ernst.

Die sachgerechte medizinische Betreuung der anver-
trauten Soldaten hat Vorrang. Dabei sollte nicht verges-
sen werden, daß das wechselseitige Vertrauensverhältnis
zwischen Arzt und Patient eine wichtige Voraussetzung
für Behandlungserfolge darstellt und deshalb beiderseits
jeder Mühe wert ist.

8.4.2  Medizinische Versorgung im Notfall

Im Berichtsjahr haben sich wieder mehrere Soldaten bei
mir darüber beklagt, daß ihnen durch den zuständigen
Bereitschaftsarzt überhaupt nicht oder nicht in dem ge-
botenen Umfang geholfen worden sei.

So trug mir eine Vertrauensperson der Mannschaften
vor, ein Kamerad habe sich beim dienstlichen Fußball-
spiel am Knöchel verletzt. Der zuständige Bereitschafts-
arzt sei telefonisch nicht erreichbar gewesen. Eine sta-
tionäre Aufnahme in den Sanitätsbereich ohne sofortige
ärztliche Begutachtung habe der Soldat verweigert. Statt
dessen sei er von der Vertrauensperson zur medizini-
schen Erstversorgung in das nächstgelegene Bundes-
wehrkrankenhaus gefahren worden. Die Ermittlungen in
dieser Angelegenheit ergaben, daß der diensthabende
Arzt zwar über einen „Scall-Apparat“ erreichbar war,
jedoch nicht das direkte Gespräch mit dem Verletzten
oder dem ihn begleitenden Kameraden gesucht hatte.
Auch bei der am nächsten Tag erfolgten Vorstellung
hatte sich der Sanitätsoffizier nicht ausreichend um eine
Klärung der Situation und die Wiederherstellung des
gestörten Vertrauensverhältnisses bemüht.

Ich verweise auf die Stellungnahme des Bundesministe-
riums der Verteidigung zu der von mir im Jahresbericht
1996 geäußerten Kritik an Fern- und Telefondiagnosen.
Dort ist ausgeführt, daß Sanitätsoffiziere, die sogenannte
Telefondiagnosen stellten, nicht nur gegen Dienstvor-
schriften verstoßen, sondern sich zudem noch grob
unärztlich und im Extremfall strafbar verhalten würden.

8.4.3  Wartezeiten in sanitätsdienstlichen
Einrichtungen

Immer wieder wird in Eingaben beanstandet, daß einer
relativ kurzen Untersuchung bzw. Behandlung unange-
messene Wartezeiten und lange Anreisewege vorange-
gangen seien.

So schilderte ein Offizier, daß er für eine fünfminütige
fachärztliche Behandlung in einem Bundeswehrkranken-
haus insgesamt vier Stunden unterwegs gewesen sei.

Hinzu kommt, daß möglicherweise die Kosten für eine
Behandlung im zivilen Bereich in einigen Fällen gerin-
ger wären als die Gesamtkosten einer derartigen Behand-
lungsreise.

Der Inspekteur des Sanitätsdienstes der Bundeswehr
nimmt dies jedoch, bei allem Verständnis für den Unmut
der Betroffenen, in Kauf. Die Nutzung der Sanitätsein-
richtungen der Bundeswehr diene nicht nur dem Zweck,
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zusätzliche Kosten außerhalb der Bundeswehr zu ver-
meiden, sondern solle auch zu einer breitgefächerten
Auslastung der bereitgehaltenen Einrichtungen und der
kontinuierlichen Weiterbildung des vorhandenen Sani-
tätspersonals beitragen.

Diese Aussage des Inspekteurs trage ich mit, wobei ich
seine Ergänzung begrüße, daß gleichwohl in jedem Ein-
zelfall eine Abwägung erfolgen müsse.

Wenn der Weg in ein Bundeswehrkrankenhaus im Re-
gelfall geboten ist, dann muß den Soldaten dort zumin-
dest mit der gehörigen Aufmerksamkeit begegnet wer-
den. So wird gelegentlich der Vorwurf erhoben, zivile
Patienten würden bevorzugt behandelt, während die
Soldaten längere Wartezeiten in Kauf zu nehmen hätten.

Wenngleich sich derartige Vorwürfe im Zuge der Er-
mittlungen konkret nicht bestätigen ließen, muß doch
zumindest ein Kommunikationsdefizit festgestellt wer-
den. So manche Klage über die erlebte Behandlung hätte
vermutlich vermieden werden können, wenn sich Ärzte
oder Assistenzpersonal ein wenig Zeit dafür genommen
hätten, ihren Patienten die Abläufe zu erläutern.

8.4.4  Bearbeitung von Eingaben in sanitäts-
dienstlichen Angelegenheiten

Hinsichtlich der Bearbeitung von Eingaben zu Fragen
des Arzt-Patienten-Verhältnisses muß ich beanstanden,
daß Ermittlungen im nachgeordneten Bereich des Bun-
desministeriums der Verteidigung nicht immer in der
gehörigen Zeit und gründlich genug durchgeführt wer-
den. Auch ist zuweilen das Bemühen erkennbar, selbst
nach Feststellung erheblicher Fehlverhaltensweisen die
gebotenen Disziplinierungsmaßnahmen am unteren Rand
des Erforderlichen anzusiedeln.

Selbstverständlich sollte es sein, daß der von mir um
eine Stellungnahme gebetene Vorgesetzte eine eindeuti-
ge Bewertung des Vorgangs vornimmt und sich kritisch
mit dem auseinandersetzt, was im Zuge der Ermittlungen
festgestellt worden ist.

Der Sanitätsdienst sollte Eingaben und die sich aufgrund
von Eingaben entfaltende Ermittlungstätigkeit als eine
Aktivierung der Selbstreinigungskräfte verstehen und die
Chance begreifen, möglicherweise verlorengegangenes
Vertrauen wiederherzustellen. Es sollte deshalb seitens
der zuständigen Vorgesetzten darauf gedrungen werden,
daß insbesondere zu Recht kritisierte Angehörige des
Sanitätsdienstes der Bundeswehr das Gespräch mit den
betroffenen Patienten suchen und sich gegebenenfalls für
Fehler entschuldigen. Dies ist nach meinem Verständnis
von Innerer Führung ebenso wichtig wie eine angemes-
sene Ahndung mit disziplinaren Mitteln.

Bisweilen werde ich von Soldaten, die durch Eingaben
belastet worden waren, gefragt, zu welchem Ergebnis
meine Überprüfung der Eingabe geführt habe. Dies gibt
mir Veranlassung, ausdrücklich auf eine Regelung im
Erlaß „Truppe und Wehrbeauftragter“ hinzuweisen.
Danach ist das Ergebnis meiner Überprüfung auch
„ ...den von der Eingabe betroffenen Personen bekannt
zu geben“. Die Bekanntgabe ist Sache der Dienststelle,

die zur Abgabe einer Stellungnahme mir gegenüber
verpflichtet war.

8.5  Einstellungsuntersuchung und Musterung

Mit einem Änderungserlaß zur einschlägigen ZDv 46/1
hat der Inspekteur des Sanitätsdienstes eine indikationsbe-
zogene Einstellungsuntersuchung angeordnet. Diese er-
möglicht einen insgesamt geringeren Untersuchungsauf-
wand, da nicht mehr jeder Soldat im gleichen Umfang
untersucht werden muß. Für die am Beginn ihrer Grund-
ausbildung stehenden Soldaten entsteht nach Darstellung
des Bundesministeriums der Verteidigung keine Gesund-
heitsgefährdung. Dem Wunsch nach einer umfassenden,
gegebenenfalls auch fachärztlichen Untersuchung auf-
grund dargelegter Beschwerden werde in jedem Fall ent-
sprochen. Auch darf die letzte vollständige Musterungs-
untersuchung nicht länger als 24 Monate zurückliegen.

Die vorherige Praxis der Einstellungsuntersuchungen
trug aufgrund eines regelmäßig zu hohen Rekruten-
durchlaufs zu einer oftmals beklagten Oberflächlichkeit
bei. So kann man die Neuregelung auch als den Versuch
ansehen, eine bis dahin ungeordnete Verfahrensweise
einer Regelung zu unterwerfen.

Damit kommt aber einer sorgfältigen Musterungsunter-
suchung sowie dem Gebot der einberufungsnahen Mu-
sterung eine noch höhere Bedeutung zu.

Äußerungen von Musterungsärzten geben mir im übri-
gen auch Anlaß für die Befürchtung, daß sie bei gewis-
senhafter Vorgehensweise und korrekter Einhaltung aller
in dem entsprechenden Fragebogen aufgeführten Unter-
suchungsschritte die Befunderhebung nur schwerlich in
der vorgegebenen Zeit durchführen können. Es wird zu
überprüfen sein, inwieweit auch hier noch eine Straffung
möglich ist, ohne daß die Wehrpflichtigen Nachteile
erleiden müssen.

Um die teilweise unterschiedlichen Beurteilungskriterien
im Hinblick auf die Anforderungen an den Soldaten im
Truppenalltag möglichst weitgehend zu vereinheitlichen,
hat das Bundesministerium der Verteidigung bereits vor
zwei Jahren gezielte Fortbildungs- und Einweisungs-
maßnahmen für die im Wehrersatzwesen tätigen Ärztin-
nen und Ärzte verfügt. Auch hat der Inspekteur des
Sanitätsdienstes der Bundeswehr eine Reihe von Vor-
schlägen für eine intensivere Zusammenarbeit zwischen
den Ärzten des Wehrersatzwesens und den Ärzten des
Sanitätsdienstes entwickelt. Dem im Frühjahr 1999 vor-
zulegenden Erfahrungsbericht sehe ich mit besonderem
Interesse entgegen.

8.6  Erfahrungen mit T7-Soldaten

Aus dem Berichtsjahr 1998 liegen mir erfreulicherweise
keine Erkenntnisse über grundsätzliche Probleme beim
Einsatz von Soldaten mit dem Tauglichkeitsgrad 7 vor.

Allerdings habe ich Eingaben erhalten, in denen die Pe-
tenten Widersprüche zwischen den bei ihrer Musterung
festgestellten Verwendungseinschränkungen und ihrem
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bei der Truppe abverlangten Einsatz beklagten. Ein Teil
der Petenten fühlt sich überfordert und sieht sich entgegen
den Ergebnissen der Musterungsuntersuchung als ver-
wendungsunfähig an. Die andere Gruppe fühlt sich eher
unterfordert. Sie bemängelt die aufgrund der truppenärzt-
lichen Befreiungen von bestimmten Dienstverrichtungen
befohlene, von ihnen aber als unbefriedigend empfundene
Ausgestaltung ihres militärischen Dienstes.

Der nachfolgende Fall zeigt exemplarisch die Folgen der
Nichtbeachtung ärztlicher Empfehlungen für den Einsatz
eines T7-Soldaten:

Dieser war in der kalten Jahreszeit wegen einer extremen
Anfälligkeit durch den Truppenarzt von Tätigkeiten
außerhalb von geheizten Gebäuden befreit worden. Ent-
gegen dieser Empfehlung befahlen die Vorgesetzten dem
Soldaten, sich zusammen mit weiteren vom Außendienst
befreiten Kameraden bei Temperaturen von weniger als
10 °C in einem Biwak-Lager aufzuhalten, das in einem
Luftschutzbunker unter dem Kasernengelände einge-
richtet war. In der Folge traten organische Beschwerden,
Schmerzen, Fieber und körperliche Schwäche auf. Ein
Vertragsarzt der Bundeswehr nahm diese Beschwerden
zunächst nicht ernst und wies den Erkrankten erst auf
Drängen des Disziplinarvorgesetzten in ein Bundes-
wehrkrankenhaus ein. Dort stellte man eine schwere
Erkrankung fest. Der Soldat war einen Monat lang
dienstunfähig. Das Bundesministerium der Verteidigung
trug dafür Sorge, daß die Verantwortlichen nachdrück-
lich auf ihr Fehlverhalten hingewiesen wurden.

8.7  Wehrdienstbeschädigungsverfahren

Klagen über die Dauer von Verfahren zur Anerkennung
gesundheitlicher Beeinträchtigungen als Folge von
Wehrdienstbeschädigungen haben mich auch 1998
beschäftigt. Solche Klagen gingen zum Teil darauf
zurück, daß die Betroffenen mit den zeitaufwendigen
Untersuchungs- und Bearbeitungsschritten nicht hinrei-
chend vertraut sind. Tatsächliche Verzögerungen bei
den Wehrdienstbeschädigungsverfahren hingen regel-

mäßig mit der Arbeitsüberlastung in den zuständigen
Wehrbereichsverwaltungen und im Sanitätsamt der
Bundeswehr zusammen. In einigen Fällen waren Ver-
zögerungen aber auch aufgrund fehlender ärztlicher
Unterlagen und einer unzureichenden Dokumentation
entstanden.

Grundsätzlich halte ich es für erforderlich, die Antrag-
steller bei Verzögerungen oder einer notwendigerweise
längeren Bearbeitungsdauer über den Bearbeitungsstand
zu unterrichten. Besondere Aufmerksamkeit verdienen
hier jene Fälle, in denen die Betroffenen oder ihre Ange-
hörigen in eine existentielle Notlage zu geraten drohen.
Solche Kontakte sehe ich zumindest bei den schwerwie-
gender betroffenen Menschen als eine notwendige Be-
treuung im Rahmen der Fürsorgepflicht an.

8.8  Zuzahlung bei zahnärztlicher Behandlung

Aufgrund der Neufassung des 5. Buches des Sozialge-
setzbuches sah sich der Inspekteur des Sanitätsdienstes
veranlaßt, mit Wirkung zum 1. April 1998 neue Richt-
linien für die zahnärztliche Versorgung von Soldaten der
Bundeswehr zu erlassen. Darin wird der zahnmedizini-
sche Leistungsumfang zur Erfüllung des Anspruchs der
Soldaten auf unentgeltliche truppenärztliche Versorgung
definiert. Die neuen Richtlinien haben dort zu Irritatio-
nen geführt, wo nicht rechtzeitig über Inhalt und Folgen
informiert worden war.

Auf der Grundlage einer mir vorgelegten Stellungnahme
des Bundesministeriums der Verteidigung komme ich zu
dem Ergebnis, daß die zahnärztliche Versorgung der
Soldaten der Bundeswehr auch ohne Zuzahlung nach wie
vor gewährleistet ist. Der Anspruch der Soldaten im
Rahmen der unentgeltlichen truppenärztlichen Versor-
gung richtet sich auf eine ausreichende, zweckmäßige
und wirtschaftliche Behandlung. Dieser Anspruch wird
nach der mir vorliegenden Äußerung unverändert erfüllt.
Daher gaben mir die vorliegenden Eingaben keinen
Anlaß, die Neufassung der einschlägigen Richtlinien zu
beanstanden.

9  Militärseelsorge

Militärseelsorge dient dem Glaubensbedürfnis vieler
Soldaten. Sie gibt Antwort auf Fragen nach der eigenen
Identität, aber auch nach der Identität des Ehepartners,
der Kinder, des Freundes und der Freundin. Militärseel-
sorge ist ein Raum der Freiheit. Ihre Grundlage ist der
Glaube.

Militärseelsorge gibt dem Soldaten Hilfe in seinem
täglichen Leben und leistet einen Beitrag zur Förderung
der sittlichen, geistigen und seelischen Kräfte. Dieses
geschieht im Gottesdienst, im unmittelbaren Gespräch,
auch im Lebenskundlichen Unterricht. Hierbei begleitet
die Militärseelsorge den Soldaten und seine Familie in

sehr aktiver Form. Sie hat eine Vermittlerrolle über die
Dienstgrade hinweg, auch zwischen Vorgesetzten und
Untergebenen. Dabei gestaltet die Militärseelsorge sehr
bewußt auch Entwicklungen in der Bundeswehr mit.

In einer sich säkularisierenden Umwelt bietet die Militär-
seelsorge den Orientierungsrahmen der christlich-abend-
ländischen Wertegemeinschaft an. Diese Werte sind in ihrer
Substanz wichtig für Menschen, die als Staatsbürger in
Uniform Träger des staatlichen Gewaltmonopols sind.
Militärseelsorge hilft dem militärischen Führer wie dem
unterstellten Soldaten, sich geistig damit auseinanderzu-
setzen, wo er herkommt und wohin sein Weg führt.
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Die Arbeit der Militärseelsorge ist schwieriger gewor-
den. Der erweiterte Auftrag der Bundeswehr bringt für
den Soldaten in den Auslandseinsätzen reale Situationen,
in denen sich grundlegende Sinnfragen des Lebens, des
Sterbens, der Verwundung, des Leids bewaffneter Aus-
einandersetzungen stellen. Die wirklichkeitsbezogenen
ethischen und religiösen Fragestellungen sind inhaltlich
schwerer geworden. Bei physischer und psychischer
Erschöpfung sucht der Soldat häufig auch beim Militär-
pfarrer Hilfe. Gleiche Hilfe leistet die Militärseelsorge
den Soldatenfamilien, welche die Belastungen der Sol-
daten mittragen.

Es entspricht einer vielfältiger werdenden Gesellschaft,
daß die soziale, kulturelle und religiöse Herkunft der
Soldaten unterschiedlicher wird. Pluralismus und Indi-
vidualismus als Grundlagen moderner Gesellschaftssy-
steme steigern die Gefahr des persönlichen Nicht-
Festlegen-Wollens und der Beliebigkeit. Um so wichti-
ger ist es, an die Bedeutung der Orientierungshilfe durch
die Militärseelsorge zu erinnern.

Neben diese inhaltlichen Fragen treten erschwerte äußere
Rahmenbedingungen. Die weiträumige Dislozierung der
Truppenteile hat zu einer Vergrößerung der Seelsorgebe-
zirke geführt. Zudem nehmen auch konfessionslose
Soldaten die Angebote der Militärseelsorge an. Beson-
ders große Seelsorgebereiche sind angesichts der weni-
gen  evangelischen  und   katholischen   Soldaten  in  den

neuen Bundesländern entstanden. Dem erweiterten Auf-
trag der Bundeswehr entspricht es, daß Militärpfarrer
auch für die Seelsorge der Soldaten im Ausland abge-
stellt werden. Hinzu kommt die Betreuung von Angehö-
rigen im Ausland eingesetzter Soldaten.

Um für die Soldaten tätig werden zu können, bedarf es
der Bereitschaft der Vorgesetzten, das Angebot der Mi-
litärseelsorge für ihre Soldaten anzunehmen. Keineswegs
dürfen auch dort, wo religiöse Soldaten nur eine Min-
derheit sind, diese wegen ihrer Religionszugehörigkeit
diskriminiert werden. Andererseits dürfen Soldaten nicht
zur Teilnahme an Gottesdiensten befohlen werden. Be-
hutsamkeit im Umgang mit dem Grundrecht der Reli-
gionsfreiheit ist erforderlich.

Die Blickrichtungen der Militärgeistlichen und die der
Vorgesetzten können durchaus unterschiedlich sein. Der
Militärgeistliche dient nicht der Bundeswehr. Seine
Aufgabe ist am Menschen ausgerichtet. Gelegentliche
Beobachtungen sind für mich Anlaß, alle Vorgesetzten
daran zu erinnern, daß sie im Sinne der ihnen anvertrau-
ten Menschen der Militärseelsorge vorurteilsfrei gegen-
überstehen und ihr den ihrer Aufgabe entsprechenden
Rahmen einräumen sollen.

Mein Dank gilt den in der Militärseelsorge tätigen Mili-
tärpfarrern, den Pastoralreferenten sowie den Pfarrhel-
fern.

10  Arbeitsbedingungen der Rechnungsführer und Truppenverwaltungen

Wehrdienstleistende, Zeit- und Berufssoldaten haben
Anspruch auf eine verzugslose Bearbeitung und Aus-
zahlung bzw. Überweisung der ihnen zustehenden Geld-
beträge.

Im Berichtsjahr erreichte mich wie schon im Jahr zuvor
eine Vielzahl von Eingaben, in denen teilweise mehr-
monatige Zahlungsverzögerungen beklagt wurden. Die
Rechnungsführer und Truppenverwaltungsbeamten seien
oftmals vollkommen überlastet und am Ende ihrer Kräfte.

Der Inhalt dieser Eingaben wird durch Äußerungen von
Soldaten aller Dienstgrade bei Truppen- und Informa-
tionsbesuchen bestätigt.

Obwohl ich die Thematik bereits sehr deutlich in meinen
letzten beiden Jahresberichten angesprochen hatte, hat
sich das Bundesministerium der Verteidigung bislang
nicht in der Lage gesehen, dieses für die Motivation der
Soldaten höchst abträgliche Problem sachgerecht zu
lösen. Statt dessen wurde Ende 1997 aufgrund eines
neuen Personalberechnungsschlüssels bei den Truppen-
verwaltungen Personal abgebaut. Diese Maßnahme ver-
schärfte die Situation. Sicherlich mag die aufgrund einer
neuerlichen Überprüfung von 266 auf 296 zivile Rech-
nungsführer angehobene Personalstärke – ergänzt durch
109 Halbtagskräfte – die Folgen der Reduzierung mil-
dern. Dennoch bin ich der Auffassung, daß eine Perso-

nalreduzierung erst nach Ausstattung aller Truppenver-
waltungen und Rechnungsführerbereiche mit Perso-
nalcomputern hätte erfolgen dürfen. Die PC-Ausstattung
soll sich jedoch nach den bisherigen Planungen noch bis
in das Jahr 2002 hinziehen. Insoweit fordere ich den
Bundesminister der Verteidigung nachdrücklich zu Be-
schleunigungsbemühungen auf.

Unter den beschriebenen Umständen sind personelle
Ausgleichsmaßnahmen während längerfristiger Abwe-
senheiten nahezu unmöglich.

Die Laufbahn der militärischen Rechnungsführer wurde
lange Zeit nicht als attraktiv empfunden. Deshalb be-
grüße ich die Entscheidung des Bundesministeriums
der Verteidigung, zukünftig ca. 20 % der Dienstposten
für militärische Rechnungsführer als Hauptfeldwebel-
Dienstposten auszuweisen und damit eine zusätzliche
Laufbahnperspektive zu schaffen.

Zu beanstanden bleibt, daß im Rechnungsführerbereich
weiterhin ein qualifizierter Unterbau mit Unteroffizieren
ohne Portepee fehlt.

Daneben halte ich es für unbedingt erforderlich, daß
allen Grundwehrdienstleistenden angesichts der Vielzahl
der Einzelbeträge eine monatliche Übersicht über die
Zusammensetzung der Zahlungen ausgehändigt wird.

4

5

6

1

2

3

4

7

8

9

5

6

7

8



Drucksache 14/500 – 36 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

11  Der Sozialdienst der Bundeswehr

Ich möchte die Gelegenheit dieses Jahresberichts nutzen,
auf die Rolle der Sozialberater und Sozialarbeiter der
Bundeswehr hinzuweisen. Sie bieten den Soldaten und
ihren Familien eine kompetente Beratung und fürsorg-
liche Betreuung an und leisten damit einen wichtigen
Beitrag zur Erfüllung der Fürsorgepflicht des Dienst-
herrn. So sind sie in kritischen Situationen, bei finan-
ziellen Schwierigkeiten, bei Krankheit und Todesfall
präsente Ansprechpartner und geben praktische Hilfe-

stellung bei der Ausfüllung von Anträgen und Behör-
denkontakten.

Bei so manchem Einzelschicksal, das mir durch eine
Eingabe bekannt wurde, durfte ich auf die weiterfüh-
rende Hilfe des Sozialdienstes vertrauen. Dessen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern, die alltäglich mit knap-
per Ausstattung, jedoch um so mehr Einsatz ihren Dienst
leisten, möchte ich herzlich danken.

12  Verpflegung

Qualität und Quantität der Truppenverpflegung sind
nach meinen Beobachtungen nicht zu beanstanden.

Im Zuge der Bemühungen um die Bereitstellung einer
den verschiedenen Bedürfnissen sowie den infrastruktu-
rellen Möglichkeiten entsprechenden Verpflegung wurde
bereits vor mehreren Jahren die sogenannte Komponen-
tenverpflegung eingeführt, die eine individuelle Zusam-
menstellung des Menüs ermöglicht.

Schon bei der Musterung können die Wehrpflichtigen
angeben, ob sie eine besondere Kostform benötigen, so
daß sie möglichst an einen Standort einberufen werden,
der eine Komponentenverpflegung anbieten kann. Dane-
ben hat jeder Soldat, der aus gesundheitlichen Gründen
Schwierigkeiten mit dem Verpflegungsangebot hat, die
Möglichkeit, seinen Truppenarzt zu konsultieren.

Soweit es um die Verpflegung von Soldaten geht, für die
religiös begründete Ernährungsregeln gelten, hat das
Bundesministerium der Verteidigung ebenfalls Vorkeh-
rungen getroffen.

In der Praxis stößt die Bereitstellung besonderer
Kostformen gleichwohl häufig auf Schwierigkeiten.
Hierfür sind nicht immer mangelhafte infrastrukturelle
Bedingungen ursächlich. Gelegentlich fehlt es auch an
der grundsätzlichen Bereitschaft, Aufmerksamkeit und
Umsicht der Vorgesetzten und des Küchenpersonals.

So bin ich der Klage eines Soldaten nachgegangen, ihm
sei im Rahmen der Truppenverpflegung die Beachtung
der für ihn verbindlichen religiösen Speisegesetze nicht
möglich. Meine Überprüfung ergab, daß der zuständige
Vorgesetzte zwar entsprechende Maßnahmen befohlen,

es jedoch unterlassen hatte, sich durch Dienstaufsicht
und Nachfrage bei dem betroffenen Soldaten davon zu
überzeugen, ob seine Anordnungen auch eingehalten
wurden.

In einem Fall sah ein Bataillonskommandeur keine an-
dere Lösung, als die betreffenden Soldaten nicht mit auf
den Truppenübungsplatz zu nehmen. Dies stellt letztlich
eine Diskriminierung dar. Das Bundesministerium der
Verteidigung prüft derzeit, wie eine solche besondere
Verpflegung auch bei Aufenthalten auf Truppenübungs-
plätzen und im Gelände sichergestellt werden kann.

Ich begrüße das offensichtlich in dieser Frage wachsende
Problembewußtsein. Die Truppe wurde angewiesen, das
Personal in den Truppenküchen und die Kompaniefeld-
webel zu belehren sowie die Soldaten über die entspre-
chenden Möglichkeiten aufzuklären.

Es darf nicht sein, daß sich einzelne Soldaten die Be-
achtung derartiger Vorgaben erkämpfen müssen.
Die ehrverletzenden Äußerungen eines zivilen Küchen-
meisters gegenüber einem jungen wehrpflichtigen Sol-
daten moslemischen Glaubens zeigen die Problematik
auf: „Ihr Molukken oder wie heißen sie gleich noch, ach
ja, ihr Moslems, tut euch zusammen und gründet eine
eigene Kaserne“.

Die Überprüfung des Einzelfalls ergab, daß derartige
Äußerungen in dieser Truppenküche offenbar zum übli-
chen Umgangston gehörten. Hinzu kam, daß die zustän-
digen Vorgesetzten bei der Bearbeitung einer sachglei-
chen Beschwerde dem Vorbringen des jungen Soldaten
nicht die notwendige Bedeutung beimaßen.
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13  Bekleidung

In den zurückliegenden Jahren sind immer wieder Eng-
pässe bei der Einkleidung der Soldaten insbesondere mit
Sondergrößen aufgetreten. Das Bundesministerium der
Verteidigung hat sich durch Vereinbarungen mit den
Lieferanten und die Einrichtung zentraler Pools bemüht,
diesem Problem zu begegnen.
Gleichwohl erreichen mich weiterhin Eingaben, in denen
über fortdauernde Schwierigkeiten berichtet wird. Die
Überprüfung des Einzelfalls läßt oftmals die Schlußfol-
gerung zu, daß eine zeitgerechte und umsichtige Abspra-
che zwischen Truppe und Verwaltung die Entstehung
eines Versorgungsengpasses hätte vermeiden können.
So war in einem Fall mangelnde Kommunikation zwi-
schen Truppe und Verwaltung der Grund dafür, daß
nachträglich für einen Soldaten beschaffte Bekleidung
nach wochenlanger Lagerung in der Bekleidungskammer
schließlich nicht an den eigentlichen Adressaten, son-
dern an einen Kameraden ausgegeben wurde. Um so
ärgerlicher war, daß der Petent auch auf wiederholte
Nachfrage hin bei der Bekleidungskammer mit unver-
ständlichen Argumenten regelrecht abgespeist wurde.
Mit Blick auch auf andere Fälle muß ich beanstanden,
daß die Soldaten nicht nur organisatorischen Fehllei-
stungen, sondern gelegentlich auch einem völlig unan-
gemessenen Umgangston der Mitarbeiter in den Beklei-
dungskammern ausgesetzt sind. Das Bundesministerium
der Verteidigung teilt meine Auffassung, daß von den
zivilen Mitarbeitern ein freundliches Verhalten gegen-
über dem einzelnen Soldaten erwartet werden kann. Es
ist Aufgabe der Dienstvorgesetzten innerhalb der Wehr-
verwaltung, dies anzumahnen und durchzusetzen.
Zahlreiche Klagen erreichten mich im Berichtsjahr, weil
es nicht gelungen war, noch vor Wintereinbruch Kälte-
und Nässeschutzkleidung auszugeben. Auch der Tausch
von Winterhandschuhen stieß auf Schwierigkeiten. Die-

ser war erforderlich geworden, weil die in einer be-
stimmten Herstellungsphase gefertigten Handschuhe
eine PCP-Belastung aufwiesen.

Ein Stabsfeldwebel schilderte mir die mißliche Situation
seiner Soldaten und seine eigenen Schwierigkeiten als
Vorgesetzter folgendermaßen: „Wie soll ich als Teilein-
heitsführer meinen Soldaten erklären, daß es im Winter
keine Handschuhe gibt? Auch in dieser Jahreszeit haben
wir Bataillonsappelle, Antreten, Feierliche Gelöbnisse,
wo wir zum großen Dienstanzug nicht nur die ABC-
Handschuhe mit dem gefütterten Innenhandschuh tragen
können“. Sie würden „in Kürze ein Bild in der Öffent-
lichkeit abgeben, das unserem Ansehen schaden wird.
Bei Minusgraden werden die Soldaten die Hände in die
Hosentaschen stecken“.

Ein Divisionskommandeur äußerte, daß den Soldaten bei
entsprechender Kälte ein Außendienst ohne Handschuhe
nicht zugemutet werden könne und dies zwangsläufig zu
erheblichen Einschränkungen in der Ausbildung führen
müsse.

Die hierzu eingegangenen Stellungnahmen ließen zwar
das Bemühen des Bundesministeriums der Verteidigung
um Abhilfe erkennen. Zugleich gestand man jedoch ein,
voraussichtlich nicht alle Soldaten zeitgerecht mit Win-
terhandschuhen versorgen zu können.

Als berechtigt habe ich auch das Anliegen eines vorran-
gig im Innendienst eingesetzten Soldaten angesehen, mit
ungetragenen Halbschuhen ausgestattet zu werden. Das
Bundesministerium der Verteidigung berief sich in sei-
ner ablehnenden Stellungnahme auf Wirtschaftlichkeits-
überlegungen. Diese Abwägung kann ich nicht nachvoll-
ziehen, denn die Weiternutzung von getragenen und
entsprechend vorgeprägten Schuhen halte ich für unzu-
mutbar.

14  Betreuung

14.1  Betreuung – Innere Führung nach Dienst

Die Gewährleistung eines ansprechenden Betreuungsan-
gebots für die Freizeitgestaltung der Soldaten ist ein
integrierter Bestandteil der Inneren Führung. Die Vorge-
setzten sind deshalb in der Pflicht, ihren Soldaten auch
nach Dienstschluß mit Kreativität und persönlichem
Einsatz Möglichkeiten für eine sinnvolle Freizeitgestal-
tung zu eröffnen.

Dies ist ganz sicher keine leichte Aufgabe, denn sie
erfordert die Bereitschaft, sich auch auf allgemeine ge-

sellschaftliche Entwicklungen wie z. B. ein geändertes
Freizeitverhalten einzustellen. Und sie erfordert Finger-
spitzengefühl, um den Soldaten nach Dienst nicht das
Gefühl der Überwachung oder weiterwirkender Grup-
penzwänge zu geben. Jeder Soldat hat nach Dienst
schließlich auch das Recht, in Ruhe gelassen zu werden,
solange er nichts Verbotenes tut.

Es ist ein Gebot der Inneren Führung, den Soldaten auch
als einen Menschen mit privaten Interessen und Bedürf-
nissen wahrzunehmen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß
sich der Bedarf an Betreuungsangeboten bei heimatfern
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eingesetzten und zum Wohnen in einer Gemeinschafts-
unterkunft verpflichteten Soldaten anders darstellt als bei
Soldaten, die am Standort in ein ziviles bzw. familiäres
Umfeld eingebunden sind. Auch ist der Bedarf in einem
Ballungsraum sicher weniger groß als an einem Einöd-
standort.
Angesichts der vielfältigen Anforderungen an die
Freizeitberater und Vorgesetzten halte ich die Erstellung
des vom Bundesministerium der Verteidigung wieder-
holt angekündigten Betreuungskonzeptes für beson-
ders dringlich. Ich begrüße ausdrücklich, daß das Mini-
sterium in Kürze einen entsprechenden Leitfaden für
Vorgesetzte vorlegen wird, in dem Hinweise und Infor-
mationen für die Soldatenbetreuung zusammengestellt
sind.
Die Evangelische und die Katholische Arbeitsgemein-
schaft für Soldatenbetreuung e.V. ergänzen in ihrer Arbeit
die Betreuungsmaßnahmen des Bundes im Inland wie in
den Auslandseinsätzen. Ich wünsche mir, daß die bisher
gute Zusammenarbeit zwischen diesen Einrichtungen und
der Bundeswehr auch in Zukunft fortgeführt wird, um die
Erfahrungen und das Wissen der Arbeitsgemeinschaften
nutzen und die vorhandenen finanziellen Mittel möglichst
gut einsetzen zu können.

14.2  Betreuungseinrichtungen
Der schlechte Zustand vieler Betreuungseinrichtungen
und die schleppende Durchführung von Sanierungsmaß-

nahmen führen bei den Soldaten zu nachhaltiger Verär-
gerung.
Die Soldaten in einem entlegenen Standort beklagten
sich über den schlechten baulichen Zustand ihres Mann-
schaftsheimes. Unter Hinweis auf fehlende Haushalts-
mittel wurde die dringend notwendige Sanierung über
Jahre hinweg immer wieder verschoben. Das Bundesmi-
nisterium der Verteidigung hat sich aufgrund meiner
Intervention an die zuständige Wehrbereichsverwaltung
gewandt und sein Unverständnis über diese verzöger-
liche Sanierungsdurchführung zum Ausdruck gebracht.
Die Arbeiten in den Räumen des Mannschaftsheimes
sollen nunmehr im Frühjahr 1999 beginnen.

Immer wieder habe ich Beschwerden über das langwie-
rige Verfahren für eine Installation von Satellitenemp-
fangsanlagen erhalten. Bisweilen hat es zehn Jahre und
länger bis zu einer Einrichtung gedauert. Die Installa-
tion wird aus Gründen der Wirtschaftlichkeit grund-
sätzlich an die Durchführung anderer notwendiger
Baumaßnahmen gekoppelt. Das Bundesministerium der
Verteidigung hat den „berechtigten Anspruch der
Truppe auf zeitgemäße Betreuung und Information“
anerkannt. Aufgrund einer Änderung der „Grundsätz-
lichen Militärischen Infrastrukturforderung“ für Trup-
penunterkünfte kann das Bundesministerium der Ver-
teidigung nunmehr „im ausgewählten Einzelfall“ der-
artige Installationen auch unabhängig von anderen
Baumaßnahmen ermöglichen. Es wird sich zeigen, ob
durch diese Neuregelung eine wirksame Vereinfachung
erreicht werden kann.

15  Infrastruktur

Im Berichtsjahr häuften sich die Klagen von Soldaten
über die Unterbringungsbedingungen auf Truppen-
übungsplätzen.

Meine Überprüfungen haben die Beschwerden über eine
zu enge Belegung ebenso wie über den baulichen und
hygienischen Zustand der Unterkünfte bestätigt.

So wurden Einheiten eines Instandsetzungsbataillons
von einer Übungsplatzkommandantur Unterkünfte als
Ausweichquartier zugewiesen, die bereits im Jahr 1994
wegen ihres Zustandes gesperrt worden waren. Die
Standortverwaltung widersprach dieser Belegung nicht,
sondern beschränkte sich auf den Hinweis, daß die Män-
gel in diesen Unterkünften bisher zu keiner Gesund-
heitsgefährdung bei den dort untergebrachten Soldaten
geführt hätten. Zusätzlich stellte sich noch heraus, daß
dies kein Einzelfall war. Seit Jahren war es Praxis, diese
Unterkünfte bei Engpässen oder schlechter Witterung als
Ausweichquartiere zu nutzen.

Ähnliche Zustände wurden mir auch von einem Trup-
penübungsplatz geschildert, auf dem Soldaten für den
Einsatz in Bosnien-Herzegowina ausgebildet werden.
Ein Soldat berichtete: „Auf dem Truppenübungsplatz

wurde ich mit neun Kameraden auf einer Stube von ca.
30 Quadratmetern zusammengelegt. Die Einrichtung
dieser Stube bestand aus zehn Betten, neun Spinden,
zehn Stühlen und einem Tisch. In dieser Enge fühlte ich
mich eingepfercht wie ein Tier. Die sanitären Anlagen
– sechs Toiletten, 14 Wasserhähne mit kaltem Wasser
für 106 Soldaten – trugen nicht zur Verbesserung dieses
Gefühls bei. Außerdem fiel in den Waschräumen der
Putz von den Wänden und überall breitete sich Schim-
melpilz aus. Als Gewöhnung an die Zustände im Ein-
satzland kann ich den Übungsplatzaufenthalt auch nicht
sehen, da ich bereits vier Tage zur Erkundung dort war
und gesehen habe, daß die Zustände dort wesentlich
besser sind“.

In diesem Beispielsfall waren zu der angegebenen Zeit
ca. 1 450 Soldaten auf dem Übungsplatz untergebracht,
obwohl dieser lediglich für 950 Soldaten ausgewiesene
Unterkunftsplätze vorsieht. Gleichwohl wollte das Bun-
desministerium der Verteidigung die beschriebenen
Zustände nicht als unzumutbar werten. Die Unterbrin-
gungsverhältnisse wurden als „eng“, die sanitären Ver-
hältnisse als „teilweise lediglich einem einfachen Stan-
dard“ entsprechend beschrieben. Der Schimmelbefall sei
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ebenfalls zumutbar, weil „die sanitären Anlagen durch
den Nutzer täglich einer intensiven Reinigung unterzo-
gen wurden“.

Ich bin angesichts des beschriebenen Zustands der Un-
terkünfte erstaunt, daß das Bundesministerium der Ver-
teidigung die Verhältnisse verharmlost und dem Solda-
ten, der sich darüber beschwert hatte, überzogene An-
sprüche unterstellt. Erst recht habe ich kein Verständnis
dafür, wenn dem Petenten sogar vorgehalten wird, sich
in dieser Angelegenheit unmittelbar an die Wehrbe-
auftragte gewandt zu haben. Es offenbart ein merkwür-
diges Verständnis des Petitionsrechts, wenn der Eingabe
folgendermaßen begegnet wird: „Aufgrund der sich aus
dem Dienstgrad und der Dienststellung des Petenten
ergebenden besonderen Bedeutung der Angelegenheit
bitte ich, mir einen Nebenabdruck Ihres Antwortschrei-
bens zur Unterrichtung der truppendienstlichen Vorge-
setzten zu überlassen“.

In einem anderen Fall beklagten sich zwei junge Sol-
daten, die die Bundeswehr-Ausstellung „Unsere Luft-
waffe“ zu betreuen hatten, über die Zuweisung von
mangelhaften Unterkünften. Beim Bezug der Unter-
künfte hätten sie u.a. Schimmel in den Stuben und in den
sanitären  Einrichtungen  vorgefunden.   Die  Klagen  der

Soldaten stellten sich als berechtigt heraus, und es wurde
ihnen auch abgeholfen. Eine vorherige Begehung, wie es
sonst üblich ist, hatte hier nicht stattgefunden, weil man
davon ausgegangen war, der Standard in allen Gebäuden
der Kaserne sei gleich.
In einem anderen Fall mußte ich eine unangemessene
Prioritätensetzung bemängeln:
Wegen der schlechten Arbeitsbedingungen in der Fern-
meldezentrale eines Fernmelderegiments waren die er-
forderlichen Baumaßnahmen zwar unverzüglich geplant,
jedoch wegen der angespannten Haushaltslage nicht
durchgeführt worden. Immer wieder wurde die Sanie-
rung verschoben, ohne daß geprüft worden wäre, ob
andere geplante Baumaßnahmen zugunsten einer solchen
Sofortmaßnahme zurückgestellt werden könnten. Hier
erbrachte erst die Einschaltung des Bundesministeriums
der Verteidigung Abhilfe.
Gerade im Bereich infrastruktureller Probleme sind die
verantwortlichen Stellen oftmals zu schnell mit dem
Hinweis auf fehlende Haushaltsmittel zur Hand. Häufig
läßt sich anhand von Einzelfällen nachweisen, daß zu-
mindest eine soldatenfreundliche Schwerpunktsetzung
versäumt worden ist und es an Umsicht und Augenmaß
gefehlt hat.

16  Soldaten im Ausland

16.1  Auslandseinsatz GECONSFOR

In der Nachfolge der „Implementation Force“ (IFOR) ist
seit dem 20. Dezember 1996 die „Stabilization Force“
(SFOR) in Bosnien im Einsatz. Aufgabe ist die im
Daytoner Abkommen vereinbarte Absicherung des Frie-
densprozesses im ehemaligen Jugoslawien. Auch im
Jahre 1998 waren deutsche Soldaten an dieser interna-
tionalen Friedensmission beteiligt.

Die Verpflichtung zum „treuen Dienen“ nach § 7 Solda-
tengesetz verlangt bei den Auslandseinsätzen ein hohes
Maß an Einsatzwillen und persönlichen Opfern. Dies wird
von den Soldaten und ihren Familien ganz überwiegend
klaglos hingenommen. Im Berichtsjahr waren etwa 7 500
Frauen und Männer im Einsatz, denen mein besonderer
Dank ebenso gilt wie den Soldaten, die im Inland unter
erhöhter Belastung den Dienst verrichtet haben.

Personalplanung und Personalauswahl für den Einsatz
der Soldaten bei GECONSFOR waren auch im Be-
richtsjahr 1998 Gegenstand von Eingaben. Im wesentli-
chen wurden Unklarheiten und Kurzfristigkeiten beklagt.
So erschwerten undeutliche Informationen über den
Einsatzzeitraum Planungen des Familienurlaubs. Solda-
ten, die wiederholt an einem Auslandseinsatz teilnehmen
mußten, verwiesen auf die erhebliche Belastung ihrer
Familien. Hiervon betroffen waren Soldaten aus Man-
gelverwendungen wie z.B. die Heeresflieger. Hier ist
mittlerweile die jeweilige Einsatzdauer beschränkt wor-
den. Soldaten der Heeresflieger, die bereits einen vier-

monatigen Einsatz hinter sich haben und die persönliche
Härtegründe vorbringen können, gehen im Einzelfall bei
Zustimmung durch den abstellenden Verband nur noch
in einen jeweils zweimonatigen Einsatz.

Bei der Auswahl der Soldaten für den Auslandseinsatz
bedarf es großer Anstrengungen, die dienstlichen und
schwerwiegende private Belange in Einklang zu bringen.
Das ist aus objektiven Gründen nicht immer möglich.
Den Wünschen der betroffenen Soldaten kann daher
auch nicht immer entsprochen werden.

In vielen Eingaben beklagten Soldaten eine verspätete
Zahlung des Auslandsverwendungszuschlags. Zugrunde
lagen überwiegend verwaltungstechnische Mängel oder
unklare Zuständigkeiten verschiedener Truppenverwal-
tungen.

Soldaten beschwerten sich bei mir auch wieder darüber,
die Einsatzmedaille der Bundeswehr bzw. der NATO für
den Auslandseinsatz nicht erhalten zu haben. Zwar
konnte die Verleihung regelmäßig nachgeholt werden.
Jedoch bin auch ich der Ansicht, daß eine Verleihung im
Einsatzland der Bedeutung eher gerecht wird als die
nachträgliche Übergabe in der Stammeinheit.

Seit dem 1. Januar 1997 ist es in über 100 Fällen zu
einer vorzeitigen Beendigung des Auslandseinsatzes
von Soldaten gekommen. Anlaß hierfür waren auch
disziplinare Gründe. Betroffene Soldaten haben in
Eingaben vorgetragen, daß eine Repatriierung eine
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unverhältnismäßig schwere Folge für ein Fehlverhal-
ten sei. Neben dem Ansehensverlust, der durch die
vorzeitige Rückkehr in die Stammeinheit entsteht,
wurde auch auf die finanziellen Nachteile einer vor-
zeitigen Beendigung des Auslandseinsatzes hingewie-
sen.

Ich erkenne durchaus an, daß die besondere Situation im
Auslandseinsatz auch besondere Ansprüche an die
Dienstauffasung und Disziplin der Soldaten stellt. Die
psychische Belastung dieser Soldaten sollte im Rahmen
der Einzelfallprüfung jedoch nicht völlig außer Acht
gelassen werden.

16.2  Betreuung von Familienangehörigen

Für die Ehe- und Lebenspartner, Kinder sowie Eltern der
im ehemaligen Jugoslawien eingesetzten Soldaten stan-
den im Berichtsjahr 1998 48 Familienbetreuungszentren
und 88 Familienbetreuungsstellen zur Verfügung. Etwa
15 000 Personen haben dieses Angebot wahrgenommen.
Zu etwa 500 Veranstaltungen wurde eingeladen. Es ist
für mich ein Zeichen besonders guter Leistung, daß mich
im Berichtsjahr keine Eingabe erreicht hat, in der die
Qualität der Betreuung beanstandet wurde.
Dieses gilt besonders für das Leitfamilienbetreuungs-
zentrum in Regensburg, dem neben der regionalen Betreu-
ung die Führung der gesamten Familienbetreuungsorgani-
sation des Heeres obliegt. Wenn im Leitfamilienbetreu-
ungszentrum aus Haushaltsgründen die Personalstärke
verringert wurde und Dienstposten herabdotiert wurden, so
hoffe ich, daß hierdurch nicht die Qualität der Betreuung
leidet.
Mein Dank gilt der Evangelischen und der Katholischen
Arbeitsgemeinschaft für Soldatenbetreuung e.V. Neben
der unmittelbaren Betreuung von Angehörigen haben
diese Einrichtungen seit 1995 insgesamt 43 Familienbe-
treuungszentren bzw. Familienbetreuungsstellen finan-
ziell sowie materiell unterstützt und Computeranlagen,
Kopierer, Faxgeräte, Anrufbeantworter sowie schnurlose
Telefone leihweise zur Verfügung gestellt.

16.3  Ausstattung der Soldaten mit Tropen-
ausrüstung

Die Ausrüstung der Soldaten, die in besonderen klimati-
schen Zonen eingesetzt werden, ist unzureichend.
Bereits im Jahr 1993 trug ein in Somalia eingesetzter
Soldat vor, daß er keinen Ersatz für seine unbrauchbar
gewordenen Tropenstiefel erhalte, da nur noch Tropen-
stiefel bis zur Größe 46 ausgegeben würden. Im Sommer
1994 beschaffte ein Kompaniechef während einer Übung
in den USA auf eigene Kosten für sechs seiner Soldaten
tropentaugliche Kampfstiefel von den amerikanischen
Streitkräften. Die Heimatstandortverwaltung hatte sich
nicht in der Lage gesehen, die notwendigen Stiefel be-
reitzustellen. Die Kosten wurden dem Offizier erst im
Beschwerdeverfahren erstattet.

Im Oktober 1995 teilte mir das Bundesministerium der
Verteidigung mit, daß intensiv an der Entwicklung tro-
pentauglicher Kampfbekleidung gearbeitet werde. Die
Entwicklung der wichtigsten Bestandteile wie Hosen,
Hemden und Jacken sei abgeschlossen. Mit der Einfüh-
rung sei ab 1997 zu rechnen. Im April 1997 wurde ich
bei einem Truppenbesuch in Rajlovac auf die schlechte
Ausrüstungssituation hingewiesen. Im gleichen Jahr be-
klagte sich ein Hauptfeldwebel aus einer Beratergruppe
in Marokko bei mir, er bekomme keine tropengeeigneten
Kampfschuhe, da diese nur noch an Soldaten ausgegeben
würden, die im Rahmen von GECONSFOR Dienst lei-
sten würden. Hierzu wurde mir mitgeteilt, daß eine
Nachbeschaffung von Tropenstiefeln nicht vorgesehen
sei, da ein neues Modell entwickelt werde. Im Berichts-
jahr 1998 wiederum beanstandete ein im Rahmen von
GECONSFOR in Mostar eingesetzter Soldat, daß dort
nur Tropenstiefel bis Größe 43 bevorratet würden. Hier-
zu teilte mir das Bundesministerium der Verteidigung
mit, es könnten nur begrenzte Restbestände aus dem
Einsatz in Somalia den Soldaten in Mostar zur Verfü-
gung gestellt werden. Dabei handele es sich jedoch allein
um Größen bis 43.
Mehr als fünf Jahre nach dem ersten Auslandseinsatz
deutscher Soldaten sollte das Bundesministerium der
Verteidigung in der Lage sein, diese mit einer den kli-
matischen Verhältnissen im Einsatzland entsprechenden
Bekleidung auszurüsten.

16.4  Fragen der Unterbringung beim
Taktischen Ausbildungskommando
Luftwaffe in Holloman/USA

Die Luftwaffe hat im Rahmen eines neuen Ausbildungs-
konzepts entschieden, die sogenannte „ganzheitliche
Ausbildung“ für das Waffensystem Tornado in Hollo-
man Airforce Base durchzuführen. Der Aufwuchs im
Standort Holloman begann im April 1996. Derzeit sind
dort 328 Soldaten eingesetzt.
Anfangs waren die Unterbringungsmöglichkeiten für
kasernenpflichtige Soldaten in diesem Standort proble-
matisch, weil sich die Unterkünfte in einem teilweise
schlechten Zustand befanden. Daher wurden die Solda-
ten auf ihren Antrag hin von der Verpflichtung zum
Wohnen in der Gemeinschaftsunterkunft befreit.
Mit Abschluß der Ausbaustufe Holloman II ist zu er-
warten, daß von dieser Verpflichtung nicht mehr in dem
bisherigen Umfang befreit werden wird. Dieses wird von
den jungen Soldaten aber nicht akzeptiert, weil sie im
wesentlichen ihre Freizeitgestaltung außerhalb der Base
suchen und ihre Wohnung in der in der Nähe gelegenen
Stadt Alamogordo nehmen wollen. Auch spielt eine
Rolle, daß bei Befreiung von der Kasernenpflicht ein
höherer Auslandszuschlag gezahlt und daneben ein
Mietzuschuß gewährt wird. Die Soldaten argumentieren,
es bestehe ein Widerspruch zwischen ihrer verantwor-
tungsvollen Verwendung in den USA und ihrer Kaser-
nenpflicht. Ich rege die Überlegung an, ob die Kasernen-
pflicht für Soldaten in Auslandsdienststellen in der bis-
herigen Form beibehalten werden soll.
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16.5  Situation der Ehefrauen deutscher
Soldaten in den USA

Mit dem Zuzug deutscher Soldatenfamilien nach Hollo-
man stellt sich das Problem, den Ehefrauen eine Berufs-
ausübung zu ermöglichen. Voraussetzung hierfür ist eine
Arbeitserlaubnis. Eine Vereinbarung hierüber zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten
Staaten von Amerika ist trotz langjähriger Verhandlun-
gen bisher nicht zustandegekommen. Angehörigen von
Soldaten aus Dänemark, Frankreich, Großbritannien, den
Niederlanden, Spanien und Schweden ist es demgegen-
über aufgrund bilateraler Vereinbarungen gestattet, in
den USA – wenn auch in eingeschränkter Form – eine
Berufstätigkeit aufzunehmen. Ich appelliere an die Bun-
desregierung, diese Verhandlungen alsbald zu einem
positiven Abschluß zu bringen.
Ehefrauen deutscher Soldaten in Texas müssen eine
gesonderte Prüfung für eine texanische Fahrerlaubnis
ablegen, weil ihre deutschen Führerscheine dort keine
Gültigkeit besitzen. Hierbei sind neben den Kosten für
die Führerscheinprüfung auch administrative Schwierig-
keiten zu berücksichtigen. Das Problem hat deshalb
Bedeutung, weil der Führerschein in den USA als das
wichtigste Ausweismittel wie z.B. beim Ausstellen von
Schecks unentbehrlich ist. Auch hier bedarf es meines
Erachtens einer baldigen Lösung.

16.6 Mitflug der Soldaten und ihrer Angehörigen
in Luftfahrzeugen der Flugbereitschaft

Bei Mitflügen von Familienangehörigen aus Fürsorge-
gründen  wird  eine  Planungssicherheit  von  mindestens
drei Tagen angestrebt. Allerdings reicht diese Frist nicht
immer aus, um den Belangen der Soldaten und ihrer
Familien in den USA zu genügen. So ist es meist nicht
möglich, bei Wegfall der Mitflugmöglichkeit kurzfristig
noch einen preisgünstigen Flug bei einer privaten Flug-
gesellschaft zu buchen. Darüber hinaus sollte überlegt
werden, den Soldaten und ihren Familienangehörigen
einen Vorrang einzuräumen, wenn ihr Standort nur ein-
mal in der Woche von Flugzeugen der Bundeswehr
angeflogen wird.

Angeregt wird von Soldaten, bei Atlantikflügen in den
Flugzeugen der Bundeswehr ein generelles Rauchverbot
auszusprechen. Sie verweisen dabei auf eine entspre-
chende Praxis der zivilen Gesellschaften. Die Aufteilung
in Nichtraucher- und Raucherzonen böte jedenfalls im
Grenzbereich zwischen diesen beiden Zonen keinen
Schutz vor Rauchbelästigung. Auch würden häufig we-
gen fehlender Kapazitäten im Nichtraucherbereich Plätze
im Raucherbereich zugewiesen. Gegebenenfalls sollte
neben der räumlichen Aufteilung in den Luftfahrzeugen
das Rauchen nur noch für begrenzte Zeiträume nach den
Mahlzeiten zugelassen werden.

17  Zukunftsfragen

17.1  Soldaten ausländischer Herkunft

Im Hinblick auf ein mögliches neues Staatsbürger-
schaftsrecht ist es geboten, frühzeitig über Folgen und
Herausforderungen für die Bundeswehr nachzudenken.
So ist zu erwarten, daß im Gefolge steigender Einbürge-
rungszahlen auch immer mehr Wehrpflichtige und län-
gerdienende Soldaten ausländischer Herkunft in der
Bundeswehr Dienst tun werden.

Daher muß die Bereitschaft und Fähigkeit der Truppe
zur Integration von Soldaten unterschiedlicher kulturel-
ler und religiöser Prägung gefördert werden. Hierbei sind
sowohl organisatorische Vorkehrungen – z. B. bei der
Verpflegung – als auch bewußtseinsbildende Maßnah-
men im Rahmen der politischen Bildung und des Le-
benskundlichen Unterrichts erforderlich. In der Führer-
ausbildung muß rechtzeitig ein angemessener Umgang
mit Soldaten ausländischer Herkunft und mit möglichen
Konflikten eingeübt werden. Offiziere wie Unteroffiziere
haben mir gegenüber bereits die Notwendigkeit hervor-
gehoben, im Rahmen ihrer Ausbildung zum militäri-
schen Führer auch auf diese Herausforderungen vorbe-
reitet zu werden.

Die Erfahrungen mit Soldaten aus Spätaussiedlerfami-
lien sollten in diesem Zusammenhang ausgewertet wer-
den. Im Hinblick auf die Sprachbeherrschung sowie die

Eignung und Verwendbarkeit ergeben sich auf Grund
eines langjährigen Einlebens in die deutsche Gesellschaft
vielleicht sogar weniger Probleme als bei Soldaten aus
der Gruppe der Spätaussiedler, die bereits unmittelbar
nach ihrem Eintreffen in Deutschland ohne weitere Vor-
aussetzungen als deutsche Staatsbürger anerkannt wer-
den.

Bei sorgfältiger und vorurteilsfreier Herangehensweise
von allen Seiten mag sich der Dienst in der Bundeswehr
für Soldaten ausländischer Herkunft sogar als Katalysa-
tor für eine weitere tatsächliche Integration in die deut-
sche Gesellschaft erweisen.

17.2  West-Ost-Integration

Die Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 ist Aus-
gangspunkt für den schwierigen Prozeß zur Schaffung
einer inneren Einheit. Emotionale, geistige, ökonomische
und politisch-historische Einschnitte können nicht über
Nacht ausgeglichen werden. Dies gilt für die Bundes-
republik Deutschland insgesamt, aber es gilt auch im
kleineren Rahmen der Bundeswehr. Der ruhige, fast
reibungslose Verlauf der Auflösung der NVA und der
gleichzeitigen Verantwortungsübernahme durch die
Bundeswehr war eine beeindruckende Leistung. Nahezu
11 000 Soldaten der ehemaligen NVA konnten in die
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Bundeswehr als Berufssoldaten oder längerdienende
Zeitsoldaten übernommen werden.

Mittlerweile ist nach Auffassung des Beauftragten für
Sonderaufgaben im Bereich der Bundeswehr in den
neuen Ländern eine Armee entstanden. Die Bevölkerung
in den neuen Bundesländern nimmt dies auch ganz
überwiegend so wahr.

Gleichwohl bestehen Probleme fort. Die weiterhin insbe-
sondere aus gesamtwirtschaftlichen Gründen für erfor-
derlich gehaltene eingeschränkte Gehaltszahlung an
Soldaten, die von ihrer erstmaligen Ernennung an auf
Dauer in den neuen Bundesländern verwendet werden,
wird von den betroffenen, jedoch auch von den übrigen
Soldaten immer weniger akzeptiert.

Es gibt mir auch zu denken, wenn ich von Soldaten aus
den alten Bundesländern höre, daß für sie ein Familien-
umzug an einen Standort in den neuen Bundesländern
nicht in Betracht komme. Dem halte ich entgegen, daß
im achten Jahr der Wiedervereinigung eine Versetzung
von West nach Ost und umgekehrt eine Selbstverständ-
lichkeit sein sollte. Die Umzugsbereitschaft wird ohne-
dies seit langem durch persönliche Interessen und Sicht-
weisen bestimmt. In der Vergangenheit habe ich an den
Dienstherrn mehrfach die Forderung gerichtet, umzugs-
willigen Soldatenfamilien die größtmögliche Unterstüt-
zung zu gewähren. Heute wiederhole ich diesen Appell
gerade auch zugunsten derjenigen Soldatenfamilien, die
durch ihre Entscheidung für einen Umzug wechselseitige
Vorbehalte zu überwinden helfen.

17.3  Truppenpsychologische Betreuung

Mit Aufmerksamkeit verfolge ich die Maßnahmen zur
Umsetzung des Rahmenkonzepts zur Bewältigung ein-
satzbedingter Belastungen bei Soldaten.

Der Auslandseinsatz im ehemaligen Jugoslawien und
vergleichbare extreme Dauerstreßbelastungen haben den
Bedarf an psychologischer Betreuung besonders deutlich
vor Augen geführt. Soldaten, die neben ihrer außeror-
dentlichen dienstlichen Belastung und einsatzbedingten
Ängsten  auch  noch  mit  der  Sorge um die ihnen  nahe-

stehenden Menschen zu Hause leben müssen, brauchen
einen geschützten Bereich, in dem sie ihre Gefühle und
Gedanken artikulieren können. Ganz besonders benöti-
gen diejenigen Hilfe, die während eines Einsatzes mit
Bildern von Elend und Grausamkeit konfrontiert wur-
den, die sie alleine nicht mehr verarbeiten können.

Das Betreuungsangebot der Militärseelsorge erreicht
nicht alle Soldaten. Insbesondere unter den Soldaten aus
den neuen Bundesländern gehört ein großer Anteil kei-
ner christlichen Kirche mehr an.

Bei den Vorgesetzten aller Ebenen sollte das Bewußtsein
für das Erfordernis eines solchen psychologischen Betreu-
ungsangebots und auch für die Normalität seiner Inan-
spruchnahme geschaffen werden. Dies könnte die von
manchem Soldaten befürchtete Stigmatisierung bei Wahr-
nehmung einer psychologischen Betreuung vermeiden.
Die Inanspruchnahme einer psychologischen Betreuung
als solche darf nicht von vornherein als Hinweis auf eine
dienstliche Überforderung oder eine psychische Erkran-
kung mißdeutet werden. Die Betreuung wird vielmehr
dafür benötigt, um diese zumeist besonders pflichtbe-
wußten Soldaten seelisch gesund zu erhalten.

17.4  Kommission „Zukunft der Bundeswehr“

Der Bundesminister der Verteidigung beruft eine Kom-
mission, die sich mit der Zukunft der Bundeswehr über
zwei Jahre hinweg befassen wird. Auf der Grundlage
einer Analyse der außen- und sicherheitspolitischen Lage
werden für die daraus abzuleitende Aufgabenstellung der
Bundeswehr sowie ihre hierfür erforderliche Struktur,
ihre personelle, materielle und somit auch finanzielle
Ausstattung Empfehlungen erarbeitet.

Im Interesse der Soldaten, zur Erhaltung ihrer Einsatzbe-
reitschaft und Motivation sowie auch zur Wahrung der
Attraktivität der Streitkräfte für befähigten Nachwuchs
benötigt die Bundeswehr zur Anpassung der bisherigen
Streitkräftestruktur ein schlüssiges Gesamtkonzept und
längerfristige Planungssicherheit. Dies bedarf einer Vor-
gehensweise, die einen breiten politischen Konsens zu-
läßt.
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18  Zusammenstellung von Fällen über Verstöße gegen die Grundsätze
der Inneren Führung

Beispiel 1

Führungsverhalten Vorgesetzter

Ein Offizier, der sich zu einem Fehlverhalten hinreißen
läßt, das als entwürdigende Behandlung Untergebener
auch strafbar ist, stellt seine Autorität in Frage und un-
tergräbt die Gehorsamsbereitschaft seiner Untergebenen.

Ein als Zugführer eingesetzter Leutnant bezeichnete im
und außer Dienst Soldaten seines Zuges regelmäßig mit
Ausdrücken wie „Maden, Schneeschafe, Blödmannsge-
hilfe, Dösels, Harfensänger, Kröten, Schnarchnasen,
Viecher“. Er kam ferner seiner Pflicht zur Dienstaufsicht
nicht in ausreichender Weise nach, als Gruppenführer
anläßlich eines Stubendurchgangs Soldaten des Zuges
befahlen, mit wedelnden Armen über den Flur des Kom-
paniegebäudes zu laufen und zu rufen: „Ich bin eine
Elfe, ich bin eine Elfe!“ Einzelne Soldaten mußten auf
einen Stuhl steigen, sich dort drehen und diesen Aus-
ruf tätigen. Nachdem ihm sein Stellvertreter, ein Ober-
feldwebel, einen Streich gespielt hatte, begab sich der
Leutnant mit diesem in ein angrenzendes Wäldchen
und befahl ihm, niederzuknien. Dann hielt er ihm eine
Pistole P1 an den Kopf und warf ihm danach eine
Schlinge um den Hals. Dabei äußerte er: „Das hat man
früher mit Verrätern und Saboteuren gemacht!“

Im disziplinargerichtlichen Verfahren stellte das Trup-
pendienstgericht fest, daß der Soldat offensichtlich keine
genügende Vorstellung von den Aufgaben und der Ver-
antwortung eines Vorgesetzten in einer der zeitgemäßen
Menschenführung in besonderem Maße verpflichteten
Bundeswehr habe. Es erkannte auf eine Entfernung des
Soldaten aus dem Dienstverhältnis.

Beispiel 2

Meldung von Dienstvergehen

Ein Vorgesetzter, der es tatenlos hinnimmt, wenn ein
Soldat von Kameraden mißhandelt worden ist, und der
dieses Vorkommnis nicht meldet, verstößt gegen seine
Dienstpflichten.

Ein Stabsunteroffizier, der als Unteroffizier vom Dienst
eingeteilt war, erfuhr, daß ein Grundwehrdienstleistender
im Rahmen einer Strafaktion von mehreren maskierten
Kameraden an ein Bett gefesselt und mit einer Kübel-
spritze naßgespritzt worden war. Weder unternahm der
Stabsunteroffizier etwas noch meldete er den Vorfall
weiter.

Nächtliche Überfälle auf Kameraden sind mir im ver-
gangenen Jahr mehrfach zur Kenntnis gelangt. Es han-
delt sich um ernst zu nehmende Angriffe auf die körper-
liche Integrität. Die Soldaten haben daher einen An-
spruch darauf, daß ein solches Handeln unnachgiebig

verfolgt und geahndet wird. Der Stabsunteroffizier wur-
de gemäß § 55 Abs. 5 Soldatengesetz fristlos aus der
Bundeswehr entlassen.

Beispiel 3

Umgang mit Bedenken gegen einen rechtswidrigen
Befehl

Die Grundsätze einer zeitgemäßen Menschenführung
und eines beispielhaften Führungsverhaltens gebieten es,
daß auf einer eigens angesetzten Dienstbesprechung
Bedenken gegen einen Befehl von den Vorgesetzten zur
Kenntnis genommen werden, vorgetragene Vorbehalte
sachlich diskutiert werden und versucht wird, die betrof-
fenen Soldaten zu überzeugen.

Der Kommandant eines Depots befahl einem Hauptmann
entgegen der geltenden Erlaßlage und entgegen dessen
ausdrücklichem Willen die Teilnahme an einer Sam-
melaktion für den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge e.V. Die Teilnahme an einer solchen Sammel-
aktion darf nur auf freiwilliger Basis stattfinden. Auf
die bei einer folgenden Dienstbesprechnung durch den
Hauptmann und die Vertrauensperson der Unteroffiziere
geäußerten Bedenken ging der Kommandant nicht ein,
ließ keine Diskussion aufkommen und bestand auf der
Teilnahme.

Ein Vorgesetzter, der sein Handeln nicht an der Rechts-
und Erlaßlage ausrichtet, kann von ihm unterstellten
Soldaten keine vertrauensvolle Zusammenarbeit erwar-
ten. Sinnvoll und erforderlich wäre es vielmehr gewesen,
auf die geäußerten Bedenken einzugehen und zu versu-
chen, diese im Rahmen einer Diskussion auszuräumen
und nachhaltige Überzeugungsarbeit zu leisten. Die
Vorgehensweise des Kommandanten mußte auf die
betroffenen Soldaten eine ausgesprochen demotivierende
Wirkung haben, da diese mit ihren Argumenten nicht
ernst genommen wurden.

Beispiel 4

Durchführung des Soldatenbeteiligungsgesetzes und
der Wahlverordnung zum Soldatenbeteiligungsgesetz

Formale Fehler bei der Wahl der Vertrauenspersonen
können zur Ungültigkeit der Wahl führen.

Anläßlich einer Wahl der Vertrauenspersonen der Unter-
offiziere waren der Wahltag, nicht jedoch die Öffnungs-
zeiten des Wahllokals bekanntgegeben worden. Am
Wahltag erklärte der amtierende Kompaniechef um 7.30
Uhr gegenüber dem Wahlvorstand, daß nach Prüfung des
Wählerverzeichnisses, ob jeder im Standort Diensttuende
gewählt habe, das Wahllokal geschlossen werden könne.
Diejenigen, die bis dahin noch nicht zur Wahl erschienen
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waren, aber Dienst hatten, wurden durch Melder zur
Stimmabgabe aufgefordert. Nachdem sodann bis 7.55
Uhr alle im Dienst befindlichen Wahlberechtigten ge-
wählt hatten, ließ der Kompaniechef das Wahllokal
schließen. Die Soldaten, die während dieser Zeit von
ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch gemacht hatten,
konnten an der Wahl nicht mehr teilnehmen.

Die Wahl wurde angefochten und durch das zuständige
Truppendienstgericht für ungültig erklärt, weil wegen
Fehlens genauer Zeitangaben in der „Bekanntgabe zur
Wahl“ ein Offenhalten des Wahllokals bis zum Ende der
allgemeinen Dienstzeit zwingend erforderlich gewesen
wäre.

Beispiel 5

Vorschriftenkenntnis der Vorgesetzten

Vorgesetzte aller Ebenen müssen mit der aktuellen
Rechts- und Vorschriftenlage ihres Aufgabenbereichs
vertraut sein.

Ein junger Zeitsoldat beantragte im dritten Dienstjahr
und im Alter von 23 Jahren aus verständlichen Gründen
die Befreiung vom Wohnen in der Gemeinschaftsunter-
kunft. Unter Hinweis auf den bei einer Entscheidung
„vorgegebenen strengen Maßstab“ lehnte der für die
Entscheidung zuständige Kommandeur den Antrag ab.
Der von mir eingeschaltete Bundesminister der Verteidi-
gung stellte fest, daß zwar früher dieser „strenge Maß-
stab“ in der ZDv 10/5 „Leben in der militärischen Ge-
meinschaft“ (Nr. 401) gefordert gewesen sei. Diese Vor-
schrift sei aber bereits zum 30. September 1994 außer
Kraft gesetzt worden. Die seitdem gültige Neufassung
der ZDv 10/5 räume den Kommandeuren einen größeren
Ermessensspielraum ein und fordere nicht mehr den
„strengen Maßstab“.

Demzufolge wurde der Kommandeur angewiesen, seinen
Bescheid aufzuheben und unter Beachtung der bereits
seit vier Jahren gültigen Neuregelung zu entscheiden.
Dem Anliegen des Soldaten wurde sodann entsprochen.

Beispiel 6

Zeitgerechte Durchführung von Sicherheits-
überprüfungen

Die Motivation Grundwehrdienstleistender und deren
Vertrauen in die Bundeswehr werden beschädigt, wenn
diese in vorgesehenen Verwendungen weder ausgebildet
noch eingesetzt werden können, weil die dazu notwendi-
gen Sicherheitsüberprüfungen nicht zeitgerecht durchge-
führt werden.

Ein für die fachliche Ausbildung von Grundwehrdienst-
leistenden zuständiger Stabsfeldwebel einer Radarfüh-
rungskompanie, bei der überwiegend sicherheitsrele-
vante Aufgaben wahrgenommen werden, beklagte sich
darüber, daß zunehmend Soldaten ohne abgeschlossene
Sicherheitsüberprüfung zuversetzt würden, so daß sie
weder entsprechend ausgebildet noch eingesetzt werden
könnten. Die Überprüfung ergab, daß dieses Problem
grundsätzlich alle Verbände betrifft, in denen eine große

Anzahl sicherheitsempfindlicher Dienstposten auch von
Grundwehrdienstleistenden zu besetzen ist. Dies war
auch den Verantwortlichen bekannt.

Da eine Verkürzung der Bearbeitungszeiten des MAD
kurzfristig offenbar nicht zu realisieren war, konnte mit
Rücksicht auf die Bestimmungen des Sicherheitsüber-
prüfungsgesetzes und des Datenschutzes eine pragmati-
sche Lösung zumindest dahingehend gefunden werden,
daß die sicherheitsempfindlichen Dienstposten reduziert
wurden. Damit entschärfte sich die zu Recht beklagte
Situation erheblich.

Beispiel 7

Dauer der Verfahren zur Feststellung
der Wehrdiensttauglichkeit

Durch die teilweise erhebliche Dauer der Verfahren zur
Feststellung der Wehrdiensttauglichkeit sehen sich
durchaus wehrwillige junge Männer häufig in ihrer Le-
bensplanung in erheblichem Maß eingeschränkt.

Ein Wehrpflichtiger war über einen Zeitraum von fünf
Jahren mit unterschiedlichen Ergebnissen auf seine
Wehrdiensttauglichkeit hin untersucht worden. In dieser
Zeit absolvierte er ein Studium. Nach Beendigung des
Studiums bat er um ein möglichst zeitnahe Einberufung,
um daran seine weitere Lebensplanung als Berufsanfän-
ger anschließen zu können. Zwei Wochen nach seiner
Einberufung zum Grundwehrdienst wurde er jedoch
durch den zuständigen Truppenarzt als „vorübergehend
nicht wehrdienstfähig“ (T4) für weitere sechs Monate
vom Wehrdienst zurückgestellt. Durch diese erneute
Hinauszögerung der Ableistung des Wehrdienstes sah
der Petent seinen Berufs- und Lebensweg deutlich be-
einträchtigt.

Im Rahmen der von mir veranlaßten Überprüfung konnte
der Einsender wieder in die Bundeswehr eingestellt wer-
den. Gleichzeitig wurden bindende, seinen Gesundheits-
zustand berücksichtigende Vorgaben für den Einsatz des
Soldaten bis zu seinem Dienstzeitende gemacht und die
stationäre Abklärung der gesundheitlichen Problematik im
Bundeswehrkrankenhaus angeordnet.

Beispiel 8

Beratung, Kostenerstattung für ärztliche Behandlung

Es führt zu großem Vertrauensverlust gegenüber dem
Dienstherrn, wenn Soldaten in sie betreffenden Angele-
genheiten durch die zuständigen Dienststellen der Bun-
deswehr nicht sachgerecht unterrichtet werden.

Ein grundwehrdienstleistender Soldat, der bereits vor
Dienstantritt im zivilen Bereich in ärztlicher Behandlung
war, beantragte eine Weiterbehandlung im Rahmen der
unentgeltlichen Heilfürsorge. Der zuständige Truppen-
arzt gab die Auskunft, daß die Behandlungskosten nicht
erstattet werden könnten. Weder der Disziplinarvorge-
setzte noch die auf seine Empfehlung vom Petenten
angesprochene Unterhaltssicherungsbehörde sahen sich
zu weiterführenden Auskünften in der Lage.
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Erst der in die Angelegenheit eingeschaltete Inspekteur
des Sanitätsdienstes der Bundeswehr stellte klar, in wel-
chem Rahmen die beantragte medizinische Maßnahme
verordnungsfähig ist. Über den zuständigen Leitenden
Sanitätsoffizier wurde die Kostenübernahme veranlaßt
und der Truppenarzt auf die eindeutige Vorschriftenlage
hingewiesen.

Beispiel 9

Bearbeitung von Beschwerden

Ablehnende Beschwerdebescheide müssen in ihrer Be-
gründung dem Beschwerdeführer erkennbar machen, daß
die entscheidende Stelle sich mit seinem konkreten Vor-
bringen auseinandergesetzt hat.

Ein Soldat stellte im September 1997 einen Antrag auf
Verlängerung seiner Dienstzeit. Nachdem er auf diesen
Antrag nach mehr als acht Monaten immer noch keine
Antwort erhalten hatte, legte er am 24. Mai 1998 Be-
schwerde ein, weil sein Antrag nicht ordnungsgemäß
bearbeitet werde. Mit Bescheid vom 2. November 1998
wurde die Beschwerde des Soldaten mit der Begründung
zurückgewiesen, daß in der Zwischenzeit, nämlich am
30. September 1998, über seinen Antrag entschieden
worden sei und sich für eine nicht ordnungsgemäße Be-
arbeitung dieses Antrags keine Anhaltspunkte ergäben.

Derartig knappe Begründungen lassen den Beschwerde-
führer zweifeln, ob sein Vorbringen ernst genommen

wird. Sie mindern zudem das Vertrauen in das formale
Wehrbeschwerdeverfahren.

Beispiel 10

Bürokratie in der Bundeswehr

Ein überzogenes Bestehen auf der Einhaltung bestimm-
ter Antragsformen ruft Unverständnis und Zweifel an der
gebotenen Umsicht der Bearbeiter hervor.

Ein Soldat benutzte bei der Beantragung von Trennungs-
geld und Reisebeihilfe regelmäßig ein privates Compu-
terprogramm, das inhaltlich und von der Gestaltung her
alle Vorgaben erfüllte. Als er allerdings in einem Fall
Computerendlospapier benutzte, weil er keine DIN A 4
Papierbögen griffbereit hatte, teilte ihm die Truppenver-
waltung mit, daß seine Anträge nicht bearbeitet werden
könnten. Er habe falsches Papier verwendet. Dieses sei
etwas breiter, höher und dünner als das übliche Papier
und habe beidseitig eine Lochung, wodurch eine Be-
arbeitung nicht möglich sei. Noch am gleichen Tag
erhielt der Soldat seine Anträge zurück.

Das von mir um Stellungnahme gebetene Bundesministe-
rium der Verteidigung stellte fest, daß die Bearbeitung
des Antrags nicht aus den geschilderten Gründen habe
abgelehnt werden dürfen. Meine Auffassung, daß die
dargestellte Bearbeitungsweise nicht mit einer geordne-
ten Amtsführung in Einklang zu bringen sei, wurde be-
stätigt.

Claire Marienfeld
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19 Anlagen

19.1  Rechtsgrundlagen zu Amt und Aufgaben der Wehrbeauftragten und zum
Petitionsrecht der Soldaten
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I. Auszug aus dem Grundgesetz
für die Bundesrepublik Deutschland
vom 23. Mai 1949, zuletzt geändert
am 3. November 1995 (BGBl. I S. 1492)

Artikel 17
Petitionsrecht

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Ge-
meinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Be-
schwerden an die zuständigen Stellen und an die Volks-
vertretung zu wenden.

Artikel 17a
Einschränkung von Grundrechten bei Soldaten

(1) Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können
bestimmen, daß für die Angehörigen der Streitkräfte und
des Ersatzdienstes während der Zeit des Wehr- oder
Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in Wort,
Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten (Arti-
kel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), das Grundrecht der
Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das Petitionsrecht
(Artikel 17), soweit es das Recht gewährt, Bitten oder
Beschwerden in Gemeinschaft mit anderen vorzubrin-
gen, eingeschränkt werden.

(2) Gesetze, die der Verteidigung einschließlich des
Schutzes der Zivilbevölkerung dienen, können bestim-
men, daß die Grundrechte der Freizügigkeit (Artikel 11)
und der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13)
eingeschränkt werden.

Artikel 45b
Wehrbeauftragter des Bundestages

Zum Schutz der Grundrechte und als Hilfsorgan des
Bundestages bei der Ausübung der parlamentarischen
Kontrolle wird ein Wehrbeauftragter des Bundestages
berufen. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.
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II. Gesetz über den Wehrbeauftragten des
Deutschen Bundestages
(Gesetz zu Artikel 45b des Grundgesetzes –
WBeauftrG)
vom 16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677), zuletzt
geändert am 30. März 1990 (BGBl. I S. 599)

§ 1
Verfassungsrechtliche Stellung; Aufgaben

(1) Der Wehrbeauftragte nimmt seine Aufgaben als
Hilfsorgan des Bundestages bei der Ausübung der par-
lamentarischen Kontrolle wahr.

(2) Der Wehrbeauftragte wird auf Weisung des Bun-
destages oder des Verteidigungsausschusses zur Prüfung
bestimmter Vorgänge tätig. Eine Weisung kann nur
erteilt werden, wenn der Verteidigungsausschuß den
Vorgang nicht zum Gegenstand seiner eigenen Beratung
macht. Der Wehrbeauftragte kann bei dem Verteidi-
gungsausschuß um eine Weisung zur Prüfung bestimm-
ter Vorgänge nachsuchen.

(3) Der Wehrbeauftragte wird nach pflichtgemäßem
Ermessen auf Grund eigener Entscheidung tätig, wenn
ihm bei Wahrnehmung seines Rechts aus § 3 Nr. 4,
durch Mitteilung von Mitgliedern des Bundestages,
durch Eingaben nach § 7 oder auf andere Weise Um-
stände bekannt werden, die auf eine Verletzung der
Grundrechte der Soldaten oder der Grundsätze der Inne-
ren Führung schließen lassen. Ein Tätigwerden des
Wehrbeauftragten nach Satz 1 unterbleibt, soweit der
Verteidigungsausschuß den Vorgang zum Gegenstand
seiner eigenen Beratung gemacht hat.

§ 2
Berichtspflichten

(1) Der Wehrbeauftragte erstattet für das Kalender-
jahr dem Bundestag einen schriftlichen Gesamtbericht
(Jahresbericht).

(2) Er kann jederzeit dem Bundestag oder dem Ver-
teidigungsausschuß Einzelberichte vorlegen.

(3) Wird der Wehrbeauftragte auf Weisung tätig, so
hat er über das Ergebnis seiner Prüfung auf Verlangen
einen Einzelbericht zu erstatten.

§ 3
Amtsbefugnisse

Der Wehrbeauftragte hat in Erfüllung der ihm über-
tragenen Aufgaben die folgenden Befugnisse:
1. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung und

allen diesem unterstellten Dienststellen und Personen
Auskunft und Akteneinsicht verlangen. Diese Rechte
können ihm nur verweigert werden, soweit zwingende
Geheimhaltungsgründe entgegenstehen. Die Ent-
scheidung über die Verweigerung trifft der Bundes-
minister der Verteidigung selber oder sein ständiger
Stellvertreter im Amt; er hat sie vor dem Verteidi-

gungsausschuß zu vertreten. Auf Grund einer Wei-
sung nach § 1 Abs. 2 und bei einer Eingabe, der eine
Beschwer des Einsenders zugrunde liegt, ist der
Wehrbeauftragte berechtigt, den Einsender sowie
Zeugen und Sachverständige anzuhören. Diese wer-
den entsprechend dem Gesetz über die Entschädigung
von Zeugen und Sachverständigen in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (BGBl. I
S. 1756),  zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 26. November 1979 (BGBl. I S. 1953),
entschädigt.

2. Er kann den zuständigen Stellen Gelegenheit zur
Regelung einer Angelegenheit geben.

3. Er kann einen Vorgang der für die Einleitung des
Straf- oder Disziplinarverfahrens zuständigen Stelle
zuleiten.

4. Er kann jederzeit alle Truppenteile, Stäbe, Dienststel-
len und Behörden der Bundeswehr und ihre Einrich-
tungen auch ohne vorherige Anmeldung besuchen.
Dieses Recht steht dem Wehrbeauftragten ausschließ-
lich persönlich zu. Die Sätze 2 und 3 aus Nummer 1
finden entsprechende Anwendung.

5. Er kann vom Bundesminister der Verteidigung zu-
sammenfassende Berichte über die Ausübung der
Disziplinargewalt in den Streitkräften und von den
zuständigen Bundes- und Landesbehörden statistische
Berichte über die Ausübung der Strafrechtspflege an-
fordern, soweit dadurch die Streitkräfte oder ihre Sol-
daten berührt werden.

6. Er kann in Strafverfahren und disziplinargerichtlichen
Verfahren den Verhandlungen der Gerichte beiwoh-
nen, auch soweit die Öffentlichkeit ausgeschlossen ist.
Er hat im gleichen Umfang wie der Anklagevertreter
und der Vertreter der Einleitungsbehörde das Recht,
die Akten einzusehen. Die Befugnis aus Satz 1 steht
ihm auch in Antrags- und Beschwerdeverfahren nach
der Wehrdisziplinarordnung und der Wehrbeschwer-
deordnung vor den Wehrdienstgerichten sowie in Ver-
fahren vor den Gerichten der Verwaltungsgerichts-
barkeit, die mit seinem Aufgabenbereich zusammen-
hängen, zu; in diesen Verfahren hat er das Recht zur
Akteneinsicht wie ein Verfahrensbeteiligter.

§ 4
Amtshilfe

Gerichte und Verwaltungsbehörden des Bundes, der
Länder und der Gemeinden sind verpflichtet, dem Wehr-
beauftragten bei der Durchführung der erforderlichen
Erhebungen Amtshilfe zu leisten.

§ 5
Allgemeine Richtlinien; Weisungsfreiheit

(1) Der Bundestag und der Verteidigungsausschuß
können allgemeine Richtlinien für die Arbeit des Wehr-
beauftragten erlassen.

(2) Der Wehrbeauftragte ist – unbeschadet des § 1
Abs. 2 – von Weisungen frei.
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§ 6
Anwesenheitspflicht

Der Bundestag und der Verteidigungsausschuß kön-
nen jederzeit die Anwesenheit des Wehrbeauftragten
verlangen.

§ 7
Eingaberecht des Soldaten

Jeder Soldat hat das Recht, sich einzeln ohne Einhal-
tung des Dienstweges unmittelbar an den Wehrbeauf-
tragten zu wenden. Wegen der Tatsache der Anrufung
des Wehrbeauftragten darf er nicht dienstlich gemaßre-
gelt oder benachteiligt werden.

§ 8
Anonyme Eingaben

Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet.

§ 9
Vertraulichkeit der Eingaben

Wird der Wehrbeauftragte auf Grund einer Eingabe
tätig, so steht es in seinem Ermessen, die Tatsache der
Eingabe und den Namen des Einsenders bekanntzuge-
ben. Er soll von der Bekanntgabe absehen, wenn der
Einsender es wünscht und der Erfüllung des Wunsches
keine Rechtspflichten entgegenstehen.

§ 10
Verschwiegenheitspflicht

(1) Der Wehrbeauftragte ist auch nach Beendigung
seines Amtsverhältnisses verpflichtet, über die ihm amt-
lich bekanntgewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkun-
dig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal-
tung bedürfen.

(2) Der Wehrbeauftragte darf, auch wenn er nicht
mehr im Amt ist, über solche Angelegenheiten ohne
Genehmigung weder vor Gericht noch außergerichtlich
aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung
erteilt der Präsident des Bundestages im Einvernehmen
mit dem Verteidigungsausschuß.

(3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf nur
versagt werden, wenn die Aussage dem Wohl des Bun-
des oder eines deutschen Landes Nachteile bereiten oder
die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich gefährden
oder erheblich erschweren würde.

(4) Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht,
Straftaten anzuzeigen und bei Gefährdung der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung für deren Erhaltung
einzutreten.

§ 11
(weggefallen)

§ 12
Unterrichtungspflichten durch Bundes-

und Länderbehörden

Die Justiz- und Verwaltungsbehörden des Bundes und
der Länder sind verpflichtet, den Wehrbeauftragten über
die Einleitung des Verfahrens, die Erhebung der öffentli-
chen Klage, die Anordnung der Untersuchung im Diszi-
plinarverfahren und den Ausgang des Verfahrens zu
unterrichten, wenn einer dieser Behörden die Vorgänge
vom Wehrbeauftragten zugeleitet worden sind.

§ 13
Wahl des Wehrbeauftragten

Der Bundestag wählt in geheimer Wahl mit der
Mehrheit seiner Mitglieder den Wehrbeauftragten. Vor-
schlagsberechtigt sind der Verteidigungsausschuß, die
Fraktionen und so viele Abgeordnete, wie nach der Ge-
schäftsordnung der Stärke einer Fraktion entsprechen.
Eine Aussprache findet nicht statt.

§ 14
Wählbarkeit; Amtsdauer; Verbot einer anderen

Berufsausübung; Eid; Befreiung vom Wehrdienst

(1) Zum Wehrbeauftragten ist jeder/jede Deutsche
wählbar, der/die das Wahlrecht zum Bundestag besitzt
und das 35. Lebensjahr vollendet hat.*)

(2) Das Amt des Wehrbeauftragten dauert fünf Jahre.
Wiederwahl ist zulässig.

(3) Der Wehrbeauftragte darf kein anderes besoldetes
Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben und we-
der der Leitung und dem Aufsichtsrat eines auf Erwerb
gerichteten Unternehmens noch einer Regierung oder
einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder
eines Landes angehören.

(4) Der Wehrbeauftragte leistet bei der Amtsüber-
nahme vor dem Bundestag den in Artikel 56 des Grund-
gesetzes vorgesehenen Eid.

(5) Der Wehrbeauftragte ist für die Dauer seines Am-
tes vom Wehrdienst befreit.

§ 15
Rechtsstellung des Wehrbeauftragten;

Beginn und Beendigung des Amtsverhältnisses

(1) Der Wehrbeauftragte steht nach Maßgabe dieses
Gesetzes in einem öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis.
Der Präsident des Bundestages ernennt den Gewählten.

*) geändert durch Gesetz vom 30. März 1990 (BGBl. I S. 599)
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(2) Das Amtsverhältnis beginnt mit der Aushändigung
der Urkunde über die Ernennung oder, falls der Eid vor-
her geleistet worden ist (§ 14 Abs. 4), mit der Vereidi-
gung.

(3) Das Amtsverhältnis endet außer durch Ablauf der
Amtszeit nach § 14 Abs. 2 oder durch den Tod
1. mit der Abberufung,
2. mit der Entlassung auf Verlangen.

(4) Der Bundestag kann auf Antrag des Verteidi-
gungsausschusses seinen Präsidenten beauftragen, den
Wehrbeauftragten abzuberufen. Dieser Beschluß bedarf
der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder des Bun-
destages.

(5) Der Wehrbeauftragte kann jederzeit seine Entlas-
sung verlangen. Der Präsident des Bundestages spricht
die Entlassung aus.

§ 16
Sitz des Wehrbeauftragten; Leitender Beamter;

Beschäftigte; Haushalt

(1) Der Wehrbeauftragte hat seinen Sitz beim Bun-
destag.

(2) Den Wehrbeauftragten unterstützt ein Leitender
Beamter. Weitere Beschäftigte werden dem Wehrbeauf-
tragten für die Erfüllung seiner Aufgaben beigegeben.
Die Beamten beim Wehrbeauftragten sind Bundestags-
beamte nach § 176 des Bundesbeamtengesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 3.Januar 1977
(BGBl. I S. 1, 795, 842), zuletzt geändert durch § 27 des
Gesetzes vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S.553). Der Wehr-
beauftragte ist Vorgesetzter der ihm beigegebenen Be-
schäftigten.

(3) Die dem Wehrbeauftragten für die Erfüllung sei-
ner Aufgaben zur Verfügung zu stellende notwendige
Personal- und Sachausstattung ist im Einzelplan des
Bundestages in einem eigenen Kapitel auszuweisen.

§ 17
Vertretung des Wehrbeauftragten

(1) Der Leitende Beamte nimmt die Rechte des Wehr-
beauftragten mit Ausnahme des Rechts nach § 3 Nr. 4
bei Verhinderung und nach Beendigung des Amtsver-
hältnisses des Wehrbeauftragten bis zum Beginn des
Amtsverhältnisses eines Nachfolgers wahr. § 5 Abs. 2
findet entsprechende Anwendung.

(2) Ist der Wehrbeauftragte länger als drei Monate
verhindert, sein Amt auszuüben, oder sind nach Beendi-
gung des Amtsverhältnisses des Wehrbeauftragten mehr

als drei Monate verstrichen, ohne daß das Amtsverhält-
nis eines Nachfolgers begonnen hat, so kann der Vertei-
digungsausschuß den Leitenden Beamten ermächtigen,
das Recht aus § 3 Nr. 4 wahrzunehmen.

§ 18
Amtsbezüge; Versorgung

(1) Der Wehrbeauftragte erhält vom Beginn des Ka-
lendermonats an, in dem das Amtsverhältnis beginnt, bis
zum Schluß des Kalendermonats, in dem das Amtsver-
hältnis endet, Amtsbezüge. § 11 Abs. 1 Buchstaben a
und b des Bundesministergesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27. Juli 1971 (BGBl. I S. 1166),
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Kürzung des
Amtsgehaltes der Mitglieder der Bundesregierung und
der Parlamentarischen Staatssekretäre vom 22. Dezem-
ber 1982 (BGBl. I S. 2007) ist mit der Maßgabe entspre-
chend anzuwenden, daß das Amtsgehalt und der Ortszu-
schlag 75 vom Hundert des Amtsgehaltes und des Orts-
zuschlages eines Bundesministers betragen. Die Amts-
bezüge werden monatlich im voraus gezahlt.

(2) Im übrigen werden § 11 Abs. 2 und 4 und die
§§ 13 bis 20 des Bundesministergesetzes entsprechend
angewandt mit der Maßgabe, daß an die Stelle der zwei-
jährigen Amtszeit (§ 15 Abs. 1 des Bundesministergeset-
zes) eine fünfjährige Amtszeit tritt. Satz 1 gilt für einen
Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit, der zum Wehr-
beauftragten ernannt worden ist, entsprechend mit der
Maßgabe, daß für Soldaten auf Zeit bei Anwendung des
§ 18 Abs. 2 des Bundesministergesetzes an die Stelle des
Eintritts in den Ruhestand die Beendigung des Dienst-
verhältnisses tritt.

(3) Die Vorschriften des Bundesreisekostengesetzes
in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November
1973 (BGBl. I S. 1621), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 31. Mai 1979 (BGBl. I S. 618), der höch-
sten Reisekostenstufe und des Bundesumzugskosten-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. November 1973 (BGBl. I S. 1628), zuletzt geändert
durch Artikel VII des Gesetzes vom 20.Dezember 1974
(BGBl. I S. 3716), für die infolge der Ernennung und
Beendigung des Amtsverhältnisses erforderlich werden-
den Umzüge sind entsprechend anzuwenden.

§ 19
(weggefallen)

§ 20
Inkrafttreten
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III. Auszug aus der Geschäftsordnung
des Deutschen Bundestages vom 2. Juli 1980
(BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert am
30. September 1995 (BGBl. I S. 1246)

§ 113
Wahl des Wehrbeauftragten

Die Wahl des Wehrbeauftragten erfolgt mit verdeck-
ten Stimmzetteln (§ 49).

§ 114
Berichte des Wehrbeauftragten

(1) Die Berichte des Wehrbeauftragten überweist der
Präsident dem Verteidigungsausschuß, es sei denn, daß
eine Fraktion oder fünf vom Hundert der Mitglieder des

Bundestages verlangen, ihn auf die Tagesordnung zu
setzen.

(2) Der Verteidigungsausschuß hat dem Bundestag
Bericht zu erstatten.

§ 115
Beratung der Berichte des Wehrbeauftragten

(1) Der Präsident erteilt dem Wehrbeauftragten in der
Aussprache über die von ihm vorgelegten Berichte das
Wort, wenn es von einer Fraktion oder von anwesenden
fünf vom Hundert der Mitglieder des Bundestages ver-
langt worden ist.

(2) Die Herbeirufung des Wehrbeauftragten zu den
Sitzungen des Bundestages kann von einer Fraktion oder
von anwesenden fünf vom Hundert der Mitglieder des
Bundestages verlangt werden; Absatz 1 findet entspre-
chende Anwendung.

IV. Verfahrensgrundsätze für die Zusammenarbeit
zwischen dem Petitionsausschuß und dem
Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages

1. Der Petitionsausschuß unterrichtet den Wehrbeauf-
tragten von einer Petition, wenn sie einen Soldaten
der Bundeswehr betrifft. Der Wehrbeauftragte teilt
dem Petitionsausschuß mit, ob bei ihm in derselben
Angelegenheit ein Vorgang entstanden ist und ob er
tätig wird.

2. Der Wehrbeauftragte unterrichtet den Petitionsaus-
schuß von einem Vorgang, wenn in derselben An-
gelegenheit erkennbar dem Petitionsausschuß eine
Petition vorliegt.

3. Sind der Petitionsausschuß und der Wehrbeauftragte
sachgleich befaßt, so wird der Vorgang grundsätzlich
zunächst vom Wehrbeauftragten bearbeitet.
Wird der Petitionsausschuß tätig, so teilt er dies dem
Wehrbeauftragten mit.
Der Wehrbeauftragte und der Petitionsausschuß un-
terrichten sich – regelmäßig schriftlich – von dem
Fortgang der Bearbeitung und deren Ergebnis.
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19.2  Erlaß Truppe und Wehrbeauftragter

Truppe und Wehrbeauftragter
– Neufassung – *)

A.
Verfassungsrechtliche Stellung

des Wehrbeauftragten

1.

Der Deutsche Bundestag beruft zum Schutz der Grund-
rechte der Soldaten und zur Überwachung der Einhal-
tung der Grundsätze der Inneren Führung den Wehr-
beauftragten als sein Hilfsorgan bei der Ausübung der
parlamentarischen Kontrolle.

Auf Weisung des Bundestages oder des Verteidigungs-
ausschusses des Bundestages kann der Wehrbeauftragte
auch mit der Prüfung von Vorgängen beauftragt werden,
die weder dem Schutz der Grundrechte noch der Über-
wachung der Einhaltung der Grundsätze der Inneren
Führung dienen. Das Nähere bestimmt das Gesetz über
den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages (Ge-
setz zu Artikel 45b des Grundgesetzes – WBeauftrG) in
der ab 24. Juni 1982 geltenden Fassung der Bekanntma-
chung vom 16. Juni 1982 (BGBl. I S. 677 und VMBl.
S. 193).

B.
Aufgaben und Befugnisse

des Wehrbeauftragten

2.

Der Wehrbeauftragte wird tätig

– auf Weisung des Bundestages oder des Verteidi-
gungsausschusses zur Prüfung bestimmter Vorgänge,

– nach pflichtgemäßem Ermessen aufgrund eigener
Entscheidung, wenn ihm Umstände bekannt werden,
die auf eine Verletzung der Grundrechte der Soldaten
oder der Grundsätze der Inneren Führung schließen
lassen.

3.

Der Wehrbeauftragte hat in Erfüllung seiner Aufgaben
die folgenden Befugnisse:

a) Er kann von allen mir unterstellten Dienststellen
und Personen Auskunft und Akteneinsicht verlangen.

*) Wortlaut nach VMBl. 1984, S. 59 ff. unter Berücksichtigung der
Änderungserlasse vom 12. August 1987 (VMBl. S. 292) und
31. Mai 1995 (VMBl. S. 248)

Diese Rechte können nur verweigert werden, so-
weit zwingende Geheimhaltungsgründe entgegen-
stehen.

b) Er kann den Einsender sowie Zeugen und Sachver-
ständige anhören, wenn er auf Weisung des Bundes-
tages oder des Verteidigungsausschusses zur Prüfung
bestimmter Vorgänge tätig wird und bei Eingaben,
denen eine Beschwer zugrunde liegt.

c) Er kann jederzeit alle Truppenteile, Stäbe, Dienststel-
len und Behörden der Bundeswehr und ihre Einrich-
tungen auch ohne vorherige Anmeldung besuchen.
Das Besuchsrecht ist dem Wehrbeauftragten persön-
lich vorbehalten. Dieses Recht steht nach Ermächti-
gung durch den Verteidigungsausschuß auch dem
Leitenden Beamten zu. Die Wahrnehmung dieses
Rechts kann nur verweigert werden, soweit zwingen-
de Geheimhaltungsgründe entgegenstehen.

d) Er kann auch nichtöffentlichen Verhandlungen der
Strafgerichte, der Verwaltungsgerichte und der Wehr-
dienstgerichte, die mit seinem Aufgabenbereich zu-
sammenhängen, beiwohnen; in diesen Verfahren hat
er das Recht zur Akteneinsicht wie ein Verfahrensbe-
teiligter.

e) Er kann den zuständigen Stellen Gelegenheit zur
Regelung der Angelegenheiten geben.

f) Er kann einen Vorgang der für die Einleitung eines
Straf- oder Disziplinarverfahrens zuständigen Stelle
zuleiten.

Mit Ausnahme des Besuchsrechts nach Nummer 3
Buchstabe c können die Befugnisse des Wehrbeauftrag-
ten auch von seinen Mitarbeitern wahrgenommen wer-
den. Informationsbesuche der Mitarbeiter sind vorher
anzumelden.

C.
Verfahrensregelung

4.

Wehrbeauftragtenangelegenheiten sind vordringlich zu
bearbeiten. Bei längerer Dauer der Bearbeitung ist der
Wehrbeauftragte in angemessenen Zeitabständen über
den Stand der Angelegenheit durch die Dienststelle zu
unterrichten, die die Stellungnahme abzugeben hat.

Wenn im Zusammenhang mit einem Ersuchen des
Wehrbeauftragten um Auskunft oder Akteneinsicht
Zweifel bestehen, ob
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– der betreffende Sachverhalt auf eine Grundrechtsver-
letzung oder einen Verstoß gegen die Grundsätze der
Inneren Führung schließen läßt oder ob eine Weisung
des Bundestages oder des Verteidigungsausschusses
des Bundestages vorliegt,

– zwingende Geheimhaltungsgründe dem Ersuchen ent-
gegenstehen

oder wenn im Zusammenhang mit einem Besuch des
Wehrbeauftragten Zweifel bestehen, ob

– zwingende Geheimhaltungsgründe dem Besuch ent-
gegenstehen,

ist unverzüglich meine Entscheidung einzuholen. Der
Wehrbeauftragte ist hierüber zu unterrichten.

5.

Für die Bearbeitung der vom Wehrbeauftragten über-
sandten Ersuchen gilt folgendes:

a) Wird vom Wehrbeauftragten ein Angehöriger der
Bundeswehr persönlich angeschrieben, hat dieser
selbst zu antworten.

b) Wendet der Wehrbeauftragte sich an eine Dienst-
stelle, so ist der Leiter der Dienststelle für die Be-
antwortung des Ersuchens verantwortlich; die ab-
schließende Stellungnahme hat er selbst zu zeichnen.
Die Untersuchungen führt der jeweils zuständige
Disziplinarvorgesetzte durch. Festgestellte Mängel
sind abzustellen.

c) Werden übergeordnete Vorgesetze zu einer Stellung-
nahme aufgefordert, so veranlassen sie die Überprü-
fung des Sachverhalts und übersenden deren Ergebnis
zusammen mit der eigenen Stellungnahme an den
Wehrbeauftragten.

d) Kommandobehörden von Division an aufwärts und
entsprechende Dienststellen legen mir bei Angelegen-
heiten von grundsätzlicher oder weitreichender Be-
deutung ihre Stellungnahmen zusammen mit den ent-
standenen wesentlichen Vorgängen nach Abgang auf
dem Dienstweg vor.

e) Darüber hinaus sind mir alle von Dienststellen der
Bundeswehr abgegebenen Stellungnahmen mit den
entstandenen wesentlichen Vorgängen nach Abgang
auf dem Dienstweg vorzulegen, wenn

– der Angelegenheit politische oder öffentliche Be-
deutung beizumessen ist oder

– in der Sache ein disziplinargerichtliches Verfahren
oder ein Strafverfahren eingeleitet oder zu erwarten
ist.

f) Soweit Soldaten im Zusammenhang mit ihren Ein-
gaben an den Wehrbeauftragten die behandelnden
Ärzte oder ärztlichen Gutachter von ihrer ärztlichen
Schweigepflicht entbinden, bezieht sich dies im Zwei-
fel ausschließlich auf deren Stellungnahmen unmittel-
bar gegenüber dem Wehrbeauftragten.

Mehrausfertigungen dieser Stellungnahmen sowie
diesen beigefügte Anlagen, die anderen Dienststellen
– einschließlich des BMVg – auf dem Dienstweg vor-
zulegen sind, dürfen daher in der Regel keine Tat-
sachen oder Wertungen enthalten, die der ärztlichen
Schweigepflicht unterliegen.

Die an den Wehrbeauftragten gerichteten Stellung-
nahmen sind gegebenenfalls so abzufassen, daß die
der ärztlichen Schweigepflicht unterliegenden Aus-
sagen in einer besonderen Anlage zusammengefaßt
und nur dem Wehrbeauftragten unmittelbar mit dem
Originalschreiben übersandt werden.

g) Über Eingaben, deren Inhalt und entsprechende Stel-
lungnahme haben alle Beteiligten auch untereinander
die Pflicht zur Verschwiegenheit gemäß § 14 Solda-
tengesetz zu beachten, soweit es nicht die unmittel-
bare Bearbeitung der Eingabe betrifft. Den Vorgang
zur Belehrung auszuwerten, ist erst nach Abschluß
des Verfahrens zulässig. Die Namen der Beteiligten
dürfen hierbei nicht bekanntgegeben werden.

Das Verfahren ist in der Regel in diesem Zusammen-
hang als abgeschlossen zu betrachten, wenn zwei Mo-
nate nach Abgabe der Stellungnahme keine Rückäu-
ßerung des Wehrbeauftragten mehr eingeht. Teilt der
Wehrbeauftragte den Abschluß des Verfahrens mit, so
ist dies mit dem Ergebnis seiner Prüfung den betei-
ligten Dienststellen und den von der Eingabe betrof-
fenen Personen bekanntzugeben.

h) Eingaben, die der Wehrbeauftragte Dienststellen zur
Stellungnahme übersendet, dürfen grundsätzlich nicht
in Beschwerden nach den Bestimmungen der Wehr-
beschwerdeordnung (WBO) umgedeutet werden, es
sei denn, die Umdeutung entspricht einem ausdrück-
lichen Willen des Petenten.

6.

Macht der Wehrbeauftragte von seinem Anhörungsrecht
(Nummer 3 Buchstabe b) Gebrauch, ist er dabei in jeder
Hinsicht zu unterstützen. Der Wehrbeauftragte belehrt
Einsender, Sachverständige oder Zeugen über ihre
Rechte bei der Anhörung; eine Aussagepflicht besteht
nicht. Für die Anhörung ist, soweit erforderlich, Dienst-
befreiung oder Sonderurlaub gemäß § 9 Soldatenur-
laubsverordnung (SUV) i. V. m. Nummer 72 der Aus-
führungsbestimmungen zur SUV (ZDv 14/5 F 511) zu
erteilen.

Soweit über Gegenstände angehört werden soll, die der
Pflicht zur Verschwiegenheit unterliegen, kann der An-
gehörte über Vorgänge bis zum Verschlußgrad VS-NfD
aussagen. Bei Vorgängen mit höherem VS-Grad hat der
Wehrbeauftragte die Aussagegenehmigung beim zustän-
digen Disziplinarvorgesetzten einzuholen.

Kann der zuständige Disziplinarvorgesetzte die Geneh-
migung nicht erteilen, holt er die Entscheidung seiner
Vorgesetzten ein. Die Genehmigung zu versagen, bleibt
mir vorbehalten.
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Die angehörten Personen werden entsprechend dem
Gesetz über die Entschädigung von Zeugen und Sach-
verständigen in der Fassung der Bekanntmachung vom
1. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1756), zuletzt geändert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 26. November 1979
(BGBl. I S. 1953 und 1980, S. 137), entschädigt. Zeu-
gen haben binnen drei Monaten nach der Anhörung,
Sachverständige innerhalb der vom Wehrbeauftragten
gesetzten Frist die Entschädigung bei dem Wehrbeauf-
tragten zu beantragen.

7.

Ist der Sachverhalt einer Eingabe an den Wehrbeauf-
tragten gleichzeitig Gegenstand einer Beschwerde nach
der WBO oder Wehrdisziplinarordnung (WDO), dann
gilt:

a) Hat ein Soldat Beschwerde nach der WBO einschließ-
lich der Disziplinarbeschwerde nach § 38 WDO ein-
gelegt und richtet er eine Eingabe in gleicher Ange-
legenheit an den Wehrbeauftragten, so ist der Wehr-
beauftragte über Sachstand und Fortgang der Be-
schwerdesache zu unterrichten. Eine Mehrfertigung
der Entscheidung ist ihm unverzüglich zuzuleiten. Die
Einlegung eines Rechtsbehelfs sowie die Unanfecht-
barkeit sind gesondert mitzuteilen.

b) Bezieht sich die Eingabe des Soldaten an den Wehr-
beauftragten auch auf Angelegenheiten, die der Soldat
nicht zum Gegenstand seiner Beschwerde gemacht
hat, ist bezüglich dieses Teils der Eingabe wie bei
sonstigen Eingaben zu verfahren.

c) Werden aufgrund einer Eingabe an den Wehrbeauf-
tragten disziplinare Ermittlungen aufgenommen, so ist
der Wehrbeauftragte hiervon zu unterrichten. Nach
Abschluß des Verfahrens ist ihm die getroffene Ent-
scheidung mitzuteilen. In einem disziplinargerichtli-
chen Verfahren sind auch wesentliche Zwischenent-
scheidungen mitzuteilen.

8.

Für die Bearbeitung von Vorgängen, die der Wehrbe-
auftragte Dienststellen der Bundeswehr zur Regelung in
eigener Zuständigkeit übersendet, gilt folgendes:

a) Richtet sich der Vorgang gegen einen Soldaten, ist er
dessen nächstem Disziplinarvorgesetzten zuzuleiten.
Sonstige Vorgänge sind der Stelle zuzuleiten, die den
Gegenstand des Vorgangs zu beurteilen hat.

b) Die zu Buchstabe a bezeichnete Stelle hat dem Ein-
sender auf dem Dienstweg einen Bescheid zu erteilen,
der auch mündlich durch dessen Disziplinarvorge-
setzten eröffnet werden kann. Der Wehrbeauftragte ist
über die abschließende Behandlung der Angelegen-
heit in Kenntnis zu setzen.

c) Durch eine Eingabe an den Wehrbeauftragten werden
die Rechtsbehelfe nach der WBO und der WDO nicht
ersetzt. Selbst wenn eine Eingabe an den Wehrbeauf-

tragten als Beschwerde oder als Antrag nach der
WBO oder der WDO anzusehen ist, werden die dort
festgelegten Fristen nur dann gewahrt, wenn die Ein-
gabe innerhalb dieser Frist bei der für die Entgegen-
nahme der Beschwerde oder des Antrags zuständigen
Stelle eingeht.

9.

Truppenbesuche des Wehrbeauftragten aus besonderem
Anlaß (z. B. in Zusammenhang mit besonderen Vor-
kommnissen oder mehreren gleichlautenden oder ähn-
lichen Eingaben im Bereich desselben Truppenteils) sind
mir fernmündlich nach folgendem Muster zu melden:

Anschrift:

BMVg – Fü S I 4*) – nachrichtlich:
Führungsstab der betreffenden Teilstreitkraft
(Fü H I 3, Fü L I 3, Fü M I 1, InSan II 3)

Betr.: Truppenbesuch des Wehrbeauftragten aus beson-
derem Anlaß
– Zeitpunkt,
– Truppenteil,
– Standort und Unterkunft,
– Anlaß.

D.
Unterrichtung der Soldaten

10.

Alle Soldaten sind über die Aufgaben und Befugnisse
des Wehrbeauftragten zu Beginn der Grundausbildung
und erneut nach Versetzung in die Stammeinheit zu
unterrichten. Dabei ist insbesondere auf folgendes hin-
zuweisen:
a) Jeder Soldat hat das Recht, sich unmittelbar, ohne

Einhaltung des Dienstweges, mit Eingaben an den
Wehrbeauftragten zu wenden.
Die Anschrift des Wehrbeauftragten lautet:
Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages,
Basteistraße 70, 53173 Bonn.

b) Soldaten können sich nur einzeln an den Wehrbeauf-
tragten wenden.

c) Anonyme Eingaben werden nicht bearbeitet (§ 8
WBeauftrG)

d) Wendet sich ein Soldat vor Abfassung seiner Eingabe
an seinen Disziplinarvorgesetzten, ist ihm Rat und
Hilfe zu gewähren. Es ist ein Dienstvergehen und zu-
gleich eine Straftat nach § 35 Wehrstrafgesetz, wenn
Vorgesetzte durch Befehle, Drohungen, Versprechun-
gen, Geschenke oder sonst auf pflichtwidrige Weise
Untergebene davon abhalten, Eingaben an den Wehr-
beauftragten zu richten oder Eingaben unterdrücken.
Auch der Versuch ist strafbar und kann im übrigen als
Dienstvergehen geahndet werden.

*) Jetzt zuständig: Fü S I 3 (neu)
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e) Der Soldat darf keine Nachteile erleiden, weil er sich
mit einer Eingabe an den Wehrbeauftragten gewandt
hat. Enthält die Eingabe Dienstpflichtverletzungen
oder Straftaten, z. B. Beleidigungen oder Verleum-
dungen, kann dies als Dienstvergehen disziplinar ge-
ahndet oder strafgerichtlich verfolgt werden (vbgl.
ZDv 14/3 B 127).

f) Unterlagen, die höher als VS-NfD eingestuft sind,
dürfen Eingaben an den Wehrbeauftragten nicht bei-
gefügt werden. Tatsachen, die einem höheren Ge-
heimhaltungsgrad als VS-NfD unterliegen, dürfen in
Eingaben an den Wehrbeauftragten nicht enthalten
sein. Erscheint die Mitteilung solcher Umstände aus
der Sicht des Petenten erforderlich, kann der Soldat
den Wehrbeauftragten hierauf hinweisen.

E.
Schlußbemerkungen

11.

Ich erwarte, daß alle Vorgesetzten vertrauensvoll mit
dem Wehrbeauftragten zusammenarbeiten und ihm da-

mit die Möglichkeit geben, sich schnell und gründlich zu
unterrichten.

Verständnis des Soldaten für unsere Staats- und Rechts-
ordnung, Vertrauen zur Demokratie, aber auch zur Bun-
deswehr können damit wesentlich gefördert werden.

12.

Alle Disziplinarvorgesetzten sind aufgefordert, Erfah-
rungen auf dem Dienstweg an BMVg – Fü S I 4*) – zu
melden.

13.

(... entfällt, da Aufhebung)

BMVg, 9. Februar 1984.
Fü S I 4 – Az. 39-20-00

*) Jetzt zuständig: Fü S I 3 (neu)
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19.3  Statistische Übersichten

In die statistischen Übersichten wurde, selbst wenn der
Petent in seiner Eingabe mehrere Anliegen vorgetragen
hat, nur das Hauptanliegen aufgenommen.

Im Berichtszeitraum wurden 6 122 Vorgänge erfaßt
(Übersicht I).

Darüber hinaus wurden Anfragen zu Amt und Aufgaben
der Wehrbeauftragten erledigt.

Die Gesamtzahl der Postausgänge betrug rund 28 250.
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I. Übersicht über die bearbeiteten Vorgänge

1. Im Berichtsjahr 1998

erfaßte Vorgänge........................................................................................... 6 122

darunter

Vorgänge, die den Aufgabenbereich der Wehrbeauftragten
nicht berührten .............................................................................. 84

Anonyme Vorgänge ...................................................................... 11

Wegen Inhalts nicht weiter verfolgte Vorgänge ........................... 21

Anfragen zum gesetzlichen Auftrag der Wehrbeauftragten.......... 21 137 *)

Bearbeitete Vorgänge.................................................................................... 5 985

Noch nicht abschließend bearbeitete Vorgänge ............................................ 1 271

2. Anzahl der abschließend bearbeiteten Vorgänge
aus dem Berichtsjahr .................................................................................... 4 714

aus den Vorjahren (Überhänge)

1991 .............................................................................................. 2**)

1992 .............................................................................................. 3**)

1993 .............................................................................................. 6**)

1994 .............................................................................................. 13**)

1995 .............................................................................................. 39**)

1996 .............................................................................................. 80**)

1997 ...... ......................................................................................... 1 617 1 760

Insgesamt abschließend bearbeitete Vorgänge.............................................. 6 474

__________
  *) Eingaben, für deren Bearbeitung ich nicht zuständig war, habe ich entweder an die zuständigen Stellen

weitergeleitet oder den Einsender davon unterrichtet, daß ich in seiner Sache nicht tätig werden kann.

**) Bei diesen Vorgängen waren überwiegend sachgleiche Gerichtsverfahren anhängig, die erst im Laufe des
Berichtsjahres rechtskräftig abgeschlossen worden sind.
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II.  Aufschlüsselung der bearbeiteten Vorgänge nach dem Inhalt

Inhalt Anzahl v.H.

Menschenführung/Wehrrecht/Soldatische Ordnung 1) .................................................... 1 621 27,1
Personalangelegenheiten der Berufs- und Zeitsoldaten 2) ............................................... 1 518 25,4
Personelle Fragen der Wehrpflichtigen (außer Wehrübender) ........................................ 874 14,6
Reservistenangelegenheiten/Wehrübungen ..................................................................... 126 2,1
Heilfürsorge .................................................................................................................... 419 7,0
Unterkünfte/Verpflegung/Bekleidung/Betreuung ........................................................... 297 5,0
Besoldung und besoldungsrechtliche Nebengebiete ....................................................... 756 12,6
Soziales/Versorgung 3) .................................................................................................... 337 5,6
Sonstige Fragen ............................................................................................................... 37 0,6

Gesamtzahl 4) .................................................................................................................. 5 985 100
1) Verfassungsrechtliche Grundsätze; Schutz von Grundrechten, Leitbild des Staatsbürgers in Uniform, Integration der Bundeswehr in Staat und

Gesellschaft, Rechte und Pflichten der Soldaten, Befehl und Gehorsam, Führungsstil und Führungsverhalten, Beschwerde- und Petitionsrecht,
Soldatenbeteiligungsrecht, militärische Ausbildung, Sport, militärische Sicherheit, Traditionspflege, Militärseelsorge, Anerkennung als Kriegs-
dienstverweigerer, Erzieherische Maßnahmen, Disziplinarangelegenheiten, fristlose Entlassung, Nachdienen, vorläufige Festnahme, Maßnah-
men nach dem Gesetz über die Anwendung des unmittelbaren Zwanges, Gnadenrecht, Dienstzeitbelastung u. ä.

2) Laufbahnfragen, Versetzungen und Kommandierungen, Beurteilungen, Urlaub/Dienstbefreiung u. ä.
3) Berufsförderung, Sozialversicherungsangelegenheiten, Schul- und Studienfürsorge, Unterhaltungssicherung, Wohnungsfürsorge u. ä.
4) In der Gesamtzahl sind 281 Eingaben von Soldaten, die im Ausland stationiert sind, enthalten.
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III.  Aufschlüsselung der bearbeiteten Vorgänge nach Einsendern und anderen Erkenntnisquellen

davon entfallen auf

Erkenntnisquellen Ins-
gesamt

Menschen-
führung/

Wehrrecht/
Solda-
tische

Ordnung

Personal-
angelegen-

heiten
der Berufs-
und Zeit-
soldaten

Personelle
Fragen

der Wehr-
pflichtigen

(außer
Wehr-

übender)

Reser-
visten-

angelegen-
heiten/
Wehr-

übungen

Heil-
fürsorge

Unter-
künfte/

Verpfle-
gung/

Beklei-
dung/

Betreuung

Besoldung
und besol-

dungs-
rechtliche
Neben-
gebiete

Soziales/
Versor-

gung

Sonstige
Fragen

Soldaten der Bundeswehr ...... 3 805 808 1 301 402 6 302 210 522 223 31
Familienangehörige von
Soldaten der Bundeswehr ...... 203 45 61 41 1 21 11 11 12 –
Ehemalige Soldaten
der Bundeswehr ..................... 635 101 82 31 115 37 11 189 67 2
Abgeordnete des Bundestages 37 5 3 24 – 1 – 3 1 –
Andere Abgeordnete ............. 4 2 1 – – – – 1 – –
Privatpersonen außerhalb
der Bundeswehr ..................... 227 188 7 10 – 5 4 6 5 2
Organisationen,
Verbände u. ä. ....................... 27 14 1 4 – – 2 2 4 –
Truppenbesuche .................... 169 25 30 11 – 32 47 9 14 1
Presseberichte ........................ 22 16 1 1 – 1 3 – – –
Besondere Vorkommnisse .... 375 371 1 – – 1 2 – – –
Nichtgediente Wehrpflichtige 351 7 8 326 1 5 – 2 2 –
Sonstige Erkenntnisquellen ... 130 39 22 24 3 14 7 11 9 1

Gesamtzahl ............................ 5 985 1 621 1 518 874 126 419 297 756 337 37
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IV.  Aufschlüsselung der bearbeiteten Vorgänge nach Organisationsbereichen der Bundeswehr

davon entfallen auf

Organisationsbereiche Ins-
gesamt

Menschen-
führung/

Wehrrecht/
Solda-
tische

Ordnung

Personal-
angelegen-

heiten
der Berufs-
und Zeit-
soldaten

Personelle
Fragen

der Wehr-
pflichtigen

(außer
Wehr-

übender)

Reser-
visten-

angelegen-
heiten/
Wehr-

übungen

Heil-
fürsorge

Unter-
künfte/

Verpfle-
gung/

Beklei-
dung/

Betreuung

Besoldung
und besol-

dungs-
rechtliche
Neben-
gebiete

Soziales/
Versor-

gung

Sonstige
Fragen

Bundesministerium
  der Verteidigung ................ 20 3 5 1 – 4 – 6 1 –
Zentrale Militärische
  Dienststellen einschließlich
  Zentrale Sanitätsdienst-
  stellen der Bundeswehr ...... 708 68 160 246 43 38 14 74 60 5
Heer........................................ 3 136 965 888 371 24 253 190 303 119 23
Luftwaffe................................ 1 031 222 329 69 13 80 40 200 75 3
Marine .................................... 316 80 93 21 4 18 34 44 19 3
Nicht erkennbar
  oder nicht aus dem Bereich
  der Bundeswehr.................. 774 283 43 166 42 26 19 129 63 3

Gesamtzahl............................. 5 985 1 621 1 518 874 126 419 297 756 337 37
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V.  Aufschlüsselung der bearbeiteten Vorgänge nach Dienstgradgruppen der Soldaten

davon entfallen auf

Dienstgradgruppen
incl. Reservisten

Ins-
gesamt

Menschen-
führung/

Wehrrecht/
Solda-
tische

Ordnung

Personal-
angelegen-

heiten
der Berufs-
und Zeit-
soldaten

Personelle
Fragen

der Wehr-
pflichtigen

(außer
Wehr-

übender)

Reser-
visten-

angelegen-
heiten/
Wehr-

übungen

Heil-
fürsorge

Unter-
künfte/

Verpfle-
gung/

Beklei-
dung/

Betreuung

Besoldung
und besol-

dungs-
rechtliche
Neben-
gebiete

Soziales/
Versor-

gung

Sonstige
Fragen

Generäle ................................ 11 5 – – – 1 1 3 1 –
Stabsoffiziere ........................ 309 63 86 2 6 35 11 79 26 1
Hauptleute ............................. 295 42 89 3 5 22 11 97 25 1
Leutnante ............................... 310 53 116 2 6 18 16 82 17 –
Unteroffiziere m. P. ............... 1 243 243 488 5 36 75 66 204 119 7
Unteroffiziere o. P. ................ 786 189 361 – 11 42 49 60 58 16
Mannschaften ........................ 2 130 727 330 485 59 172 84 206 59 8
Unbekannter Dienstgrad
  oder nicht aus dem Bereich
  der Bundeswehr.................. 901 299 48 377 3 54 59 25 32 4

Gesamtzahl............................. 5 985 1 621 1 518 874 126 419 297 756 337 37

Von der Gesamtzahl aller Dienstgrade entfallen auf
Berufssoldaten 1 033
Soldaten auf Zeit 2 127
Grundwehrdienstleistende 1 174
Freiwillig zusätzlichen Wehrdienst Leistende 91
Wehrübende / Reservisten 659
Nichtgediente Wehrpflichtige 351
Unbekannt oder keine Angabe möglich 550

Unteroffiziere
m. P.

Unteroffiziere
o. P.

Andere

2130
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VI.  Entwicklung der Zahl der Eingaben und sonstiger Vorgänge in den Jahren 1959–1998

davon

Berichtsjahr
Gesamtzahl

der eingegangenen
Eingaben usw.

Eingaben, die
den gesetzlichen
Aufgabenbereich

der Wehr-
beauftragten

nicht berühren

Sammel–
eingaben

Anonyme
Eingaben

Eingaben, die in
die Zuständigkeit
der Wehrbeauf-
tragten fallen

Sonstige
Vorgänge

1959 3 368 336 4 3 3 025 –
1960 5 471 254 17 10 5 190 –
1961 3 829 250 11 13 3 555 –
1962 5 736 170 16 13 5 537 –
1963 5 938 502 – 34 4 736 666
1964 5 322 597 – 26 4 047 652
1965 4 408 400 – 18 3 424 566
1966 4 353 519 – 24 3 810 –
1967 4 503 487 – 19 3 997 –
1968 6 517 484 – 16 6 017 –
1969 7 033 606 – 22 6 405 –
1970 7 142 550 – 16 6 576 –
1971 7 891 501 – 9 7 381 –
1972 7 789 344 12 21 7 412 –
1973 6 673 264 6 8 6 395 –
1974 6 748 249 4 4 6 491 –
1975 6 439 341 – 9 6 089 –
1976 7 319 354 – 3 6 962 –
1977 6 753 347 – 3 6 403 –
1978 6 234 259 – 10 5 965 –
1979 6 884 276 – 13 6 595 –
1980 7 244 278 – 23 6 943 –
1981 7 265 307 – 15 6 943 –
1982 6 184 334 – 9 5 841 –
1983 6 493 397 – 49 6 047 –
1984 6 086 301 – 16 5 755 14
1985 8 002 487 – 28 7 467 20
1986 8 619 191 – 22 8 384 22
1987 8 531 80 – 22 8 419 10
1988 8 563 62 – 38 8 441 22
1989 10 190 67 – 9 10 088 26
1990 9 590 89 – 26 9 449 26
1991 9 864 183 – 24 9 644 13
1992 8 084 69 – 13 7 973 29
1993 7 391 49 – 18  7 309 15
1994 5 916 66 – 21 5 810 19
1995 5 979 94 – 23 5 493 369
1996 6 264 63 – 20 6 112 69
1997 6 647 80 – 14 6 509 44
1998 6 122 84 – 11 5 985 42

Gesamt 269 384 11 371 70 695 254 624 2 624
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19.4 Übersicht über die Jahresberichte 1959 bis 1997 und deren Beratung
durch den Deutschen Bundestag

Jahresbericht Beratung durch den Bundestag

Berichts-
jahr Vorlagedatum Nr. der Bundestags-

drucksache

Beschlußempfehlung
und Bericht des
Verteidigungs-

ausschusses
(Bundestags-
Drucksache)

Datum
Nr. der
Plenar-
sitzung

Fundstelle
im Steno-

graphischen
Bericht

1959 8. April 1960 1 796
3. Wahlperiode

2 937
3. Wahlperiode

29. Juni 1961 165 S.   9670 ff.

1960 14. April 1961 2 666
3. Wahlperiode

2 937
3. Wahlperiode

29. Juni 1961 165 S.   9670 ff.

1961 27. April 1962 IV/371 VI/477 27. Juni 1962 36 S.   1555 ff.
1962 11. April 1963 IV/1183 IV/1377 21. Februar 1964 117 S.   5359 ff.
1963 4. Juni 1964 IV/2305 IV/2795 11. Dezember 1964

und
21. Januar 1965

153 S.   7585 ff.

1964 4. Juni 1965 IV/3524 V/1641 11. Mai 1967 109 S.   5179 ff.
1965 7. Juli 1966 V/820 V/1641 11. Mai 1967 109 S.   5179 ff.
1966 31. Mai 1967 V/1825 V/1926 29. Juni 1967 117 S.   5903 ff.
1967 22. Mai 1968 V/2948 V/3422 15. Januar 1969 207 S. 11207 ff.
1968 19. Februar 1969 V/3912 V/4425 27. Juni 1969 244 S. 13603 ff.
1969 26. Februar 1970 VI/453 VI/800 11. März 1970

und
2. Juni 1970

36

54

S.   1743 ff.

S.   2813 ff.
1970 1. März 1971 VI/1942 VI/2168 12. Mai 1971 122 S.   7073 ff.
1971 9. Februar 1972 VI/3232 VI/3499 14. April 1972

und
23. Juni 1973

181

196

S. 10522 ff.

S. 11511 ff.
1972 15. März 1973 7/334 7/1208 29. November 1973 67 S.   3997 ff.
1973 7. März 1974 7/1765 7/2726 5. Dezember 1974 134 S.   9160 ff.
1974 13. Februar 1975 7/3228 7/3762 18. April 1975

und
8. April 1976

165

235

S. 11555 ff.

S. 16487 ff.
1975 27. Februar 1976 7/4812 7/5342 8. April 1976

und
25. Juni 1976

235

254

S. 16487 ff.

S. 18102 ff.
1976 3. März 1977 8/153 8/968 20. Oktober 1977 50 S.   3765 ff.
1977 6. März 1978 8/1581 8/2224 17. November 1978

und
7. Dezember 1978

118

123

S.   9184 ff.

S.   9591 ff.
1978 6. März 1979 8/2625 8/2986 18. Mai 1979

und
27. Juni 1979

155

163

S. 12391 ff.

S. 12968 ff.
1979 18. März 1980 8/3800 8/4374 26. Juni 1980

und
3. Juli 1980

226

229

S. 18309 ff.

S. 18676 ff.
1980 17. März 1981 9/240 9/1399 14. Mai 1981

und
12. März 1982

37

92

S.   1864 ff.

S.   5552 ff.
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Jahresbericht Beratung durch den Bundestag

Berichts-
jahr Vorlagedatum Nr. der Bundestags-

drucksache

Beschlußempfehlung
und Bericht des
Verteidigungs-

ausschusses
(Bundestags-
Drucksache)

Datum
Nr. der
Plenar-
sitzung

Fundstelle
im Steno-

graphischen
Bericht

1981 3. März 1982 9/1406 9/1695 9. Juni 1982 105 S.    6317 ff.
1982 3. März 1983 9/2425 10/136 29. September 1983 25 S.    1714 ff.
1983 24. Februar 1985 10/1061 10/1611 4. Oktober 1984 88 S.    6473 ff.
1984 28. Februar 1985 10/2946 10/3779 14. März 1985

und
27. September 1985

126

160

S.    9261 ff.

S. 11983 ff.
1985 28. Februar 1986 10/5132 10/5722 15. Mai 1986

und
25. Juni 1986

216

225

S. 16669 ff.

S. 17405 ff.
1986 9. März 1987 11/42 11/1131 10. Dezember 1987 49 S.   3491 ff.
1987 21. März 1988 11/2034 11/2528 21. April 1988

und
und 23. Juni 1988

74

87

S.   5015 ff.

S.   5935 ff.
S.   5943 ff.

1988 15. Februar 1989 11/3998 11/4809 22. Juni 1989 152 S. 14426 ff.
1989 14. Februar 1990 11/6522 11/7798 13. September 1990 224 S. 17731 ff.
1990 21. März 1991 12/230 12/1073 19. September 1991 110 S.   9418 ff.
1991 12. März 1992 12/2200 12/2782 8. Oktober 1992 110 S.   9418 ff.
1992 23. März 1993 12/4600

12/6322
18. Juni 1993
15. April 1994

164
220

S. 14110 ff.
S. 19068 ff.

1993 8. März 1994 12/6950 12/8465 21. September 1994 243 S. 21690 ff.
1994 7. März 1995 13/700 13/2649 29. Februar 1996 89 S.   7876 ff.
1995 5. März 1996 13/3900 13/5400 7. November 1996 135 S. 12139 ff.
1996 11. März 1997 13/7100 13/8468 30. Oktober 1997 200 S. 18021 ff.
1997 3. März 1998 13/10000 13/11067 24. Juni 1998 244 S. 22740 ff.
1998 16. März 1999
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19.5 Organisationsplan

Wehrbeauftragte
Claire Marienfeld

Persönlicher Referent
ORR Behnel

Leitender Beamter
MDg Dr. Seidel

WB 1

Grundsatz-
angelegen-

heiten/
Grundsätze
der Inneren
Führung/

Innerer Dienst

MR
Maahs

WB 2

Menschenführung
in der

Bundeswehr/
Soldaten

im Ausland

MR
Schmitz-Elvenich

WB 3

Personal-
angelegenheiten

der Wehr-
pflichtigen

und Angelegen-
heiten

der Reservisten

RDn Konrad
RDn Schornack

WB 4

Personal-
angelegenheiten

der Berufs-
soldaten und

Soldaten
auf Zeit

MR
Wilke

WB 5

Fürsorge-
angelegenheiten/

Soldat und
Familie

MR
Mühlen
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